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EIN LA D U N G

Az.: 91 000-1 06 (1 0) Gießen, den 27. November 201 7

Sehr geehrte Damen,
sehr geehrte Herren,

zur 1 0. öffentlichen Sitzung des Kreistages lade ich ein für

Montag, den] 8. Dezember 201 7, 18:00 Uhr

in den Stadtverordnetensitzungssaal im Gießener Rathaus,
Berliner Platz 1, 35390 Gießen.

Die Tagesordnung mit den dazugehörigen Drucksachen und sonstigen Unterlagen
füge ich als Anlage bei.

Den beigefügten Entschädigungsantrag geben Sie zum Schluss der Sitzung
ausgefüllt zurück.

bitte

Mit freundlichen Grüßen Anlacle n

Karl-Heinz Funck
<re istag svorsitze rider
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Tagesordnung für die
1 0. öffentlichen Sitzung des Kreistacies am 1 8. Dezember 201 7

Sitzungsteil A

l

2

3

Eröffnung und Begrüßung

Feststellung der Tagesordnung

Fragestunde

Sitzungsteil B

4 Feststellung des Jahresabschlusses 201 6 und Entlastung der Be-
triebsleitung für das Geschäftsjahr 2016 des Servicebetriebes Land
kreis Gießen;
hier: Vorlage des Betriebskommission des Servicebetriebes

Landkreis Gießen vom 8. August 201 7
Vorlage: 041 9/201 7

5 Löschwasser-Konzept im Landkreis Gießenl
hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 8. November 201 7
Vorlage: 0489/201 7

Sitzungsteil C

6 Verwendung von KIP-Mitteln für die Herstellung eines Kleinsportfel
des an der Adolf-Reichwein-Schule;
hier: geänderter Antrag der CDU-Fraktion vom 21. Oktober 201 7
Vorlage: 0467/201 7

7 Resolution zur Ablehnung der Neueinteilung der Wahlkreise bei der
Landtagswahll
hier: gemeinsamer Antrag der Fraktionen von SPD und FW

vom 1 3. November 201 7
Vorlage: 0494/201 7

8 Projektgenehmigung für die energetische Sanierung der Kreisvolks-
hochschule in Lich im Rahmen des KIP und nicht energetische Sade
rung und Umbauarbeiten im Rahmen des Haushaltesl
hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 13. November 201 7
Vorlage: 0487/201 7
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9 Projektgenehmigung für die energetische Sanierung und Erneue-
rung der Heizzentralen im Rahmen des KIP und nicht energetische
Sanierung im Rahmen des Haushaltes an der Grundschule "Am
Diebsturm" in Grünberg;
hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 13. November 201 7
Vorlage: 0480/201 7

10 Projektgenehmigung für die energetische Sanierung der Gebäude-
hülle(Bauabschnitt 9) im Rahmen des KIP(Bundesprogramm) an der
Gesamtschule Pohlheim "Adolf-Reichwein-Schule" in Pohlheim-
Watzenborn -Steinberg l
hier: Vorlage des Kreisausschusses vom 1 6. November 201 7
Vorlage: 0496/201 7

Einführung eines Job-Ticketsl
hier: Antrag der Fraktion Gießener Linke vom 24. November 201 7
Vorlage: 0505/201 7

12 Erstellung eines Armutsberichtes;
hier: Antrag der Fraktion Gießener Linke vom 24. November 201 7
Vorlage: 0506/2017

1 3 Erlass einer Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung und Haus
haltsplan 201 7/2018 hinsichtlich der Höhe der Kreisumlage für das
Haushaltsjahr 20181
hier: Antrag der CDU-Fraktion vom 22. November 201 7
Vorlage: 0504/201 7

14 Beratung der Eltern von Kindern mit Anspruch auf sonderpädagogi
sche Förderungl
hier: Antrag der CDU-Fraktion vom 22. November 201 7
Vorlage: 0503/201 7

1 5 Mitteilungen

Anlnerkurla zu Taqesordnunasounkt 6:
Der geänderte Antrag 0467/2017(Verwendung von KIP-Mitteln für die Herstellung eines
Kleinsportfeldes an der Adolf-Reichwein-Schule) wurde in der letzten Kreistagssitzung am 1 3
November 201 7 zurückgestellt.

Anmerkunq zu Taqesordnunasounkt 7:
Der Antrag 0494/2017(Resolution zur Ablehnung der Neueinteilung der Wahlkreise bei der
Landtagswahl) wurde in der letzten Kreistagssitzung am 13. November 2017 als Dringlich-
keitsantrag vorgelegt, verfehlte aber das erforderliche Quorum für die Aufnahme in die Ta-
gesordnung.



LANDKREIS GIESSEN
Der Kreisausschuss
Az.: 22kr
Sachbearbeiter: Rosemarie Kray
Telefonnummer: 0641 9390-1 765

Vorlage Nr.: 041 9/201 7
Gießen, den 8. August 201 7

"dR;:;,Vorm. Betriebskommission Servicebetrieb

Feststellung des Jahresabschlusses 2016/ Entlastung der
Betriebsleitung für das Geschäftsjahr 2016 des Servicebetriebes
Landkreis Gießen

Beschluss-Antraq

Der Kreistag stellt gemäß $$ 4 und 14 Abs. 8 der Satzung für den
Eigenbetrieb "Servicebetrieb Landkreis Gaßen" den Jahresabschluss
2016 fest und beschließt gleichzeitig die Entlastung der Betriebsleitung
für das Geschäftsjahr 201 6.

Begründung

Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 10. September 2012 die Satzung für
den Eigenbetrieb "Servicebetrieb Landkreis Gießen" beschlossen. Gemäß $ 4
und $ 14 Abs. 8 dieser Satzung obliegt die Feststellung des
Jahresabschlusses dem Kreistag.

Auf Beschluss des Kreistages vom 16. Dezember 2013 wurde die
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Theobald Jung Scherer AG aus Gießen zum
Abschlussprüfer für den Eigenbetrieb Servicebetrieb Landkreis Gießend
bestellt.

Die Prüfung wurde fürdenJahresabschluss 2016 in den Monaten Mai bisJuli
2017 durchgeführt.

Der Bericht über die Prüfung des Jahresabsch]usses 20]6 wird als Anlage l
beigefügt.

Gemäß Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers vom 01 .08.2017 hat die
Prüfung des Jahresabschlusses 2016 zu keinen Einwendungen geführt. Der
Jahresabschluss 20]6 des Servicebetriebes Landkreis Gießen entspricht
somit den Anforderungen der $$ 20 ff. des EigBGes.

Der Betriebskommission wurde das Ergebnis der Prüfungen in ihrer Sitzung
am 23.08.201 7 vorgestellt.
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Die Betriebskommission empfiehlt dem Kreistag, den Jahresabschluss
des Servicebetriebes Landkreis Gießen festzustellen.

2016

Sonstiges/Bemerkungen

Mitzeichnung a
Servicebetrieb

Ro ar

Sach bda rb

Mario l\dhrmus

Lecter der
Organisationseinheit

Organisat ionseinheit

Dr. Christiane Schmahl

Dezernent
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Zur Beglaubigung
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Beschluss des vom

Dle Vorlage wird - mit Zusakbeschluss -
genehlTiigt - nicht genehmigt - zurtlc}(gestellt

Zur Beglaubigung
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Bericht über die Prüfung

"=='==:==:::=:==:=::::.]/
des Eigenbetriebe . iP(112 '

Servicebetrieb Landkreis GießeqliijËliHP ''iS

..#
Unverbindliche elektronische Kopie dë$Prüßu.ngsberichtes vom 1. August 2017

Nur der PrilhngsberiëliËÜä'Papierform ist verbindlich.
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1. Prüfungsauftmg

In der Sitzung des Kreistages des Landkreises Gießen vom 16. Dezember 2013 wurden wir

zum Abschlusspri]6er des Eigenbetriebs

Sewicebetrieb Landkreis Gießen

Gießen

(im Folgenden auch "Servicebetrieb" oder "Eigenbetrieb" genaeht)

6ir das GeschäRgahr vom 1 . Januar 201 6 bis zum 31. Dezember 201$:Ël$idhit. Daraufhin be-

auRragte uns die Betriebsleitung des Eigenbetriebe, den Jahresabs4hl$is unter Einbeziehung

der Buchführung und den Lagebericht Nr das GeschäRgahllgibinnfl Januar 2016 bis zum 31

Dezember 2016 in Anwendung der $$ 3 1 6 und 3 17 HGB zu prüfen.

Wir bestätigen gemäß $ 321 Abs. 4a HGB, d!$ilil$ip bei unserer AbschlussprUfung die an-
wendbaren VorsöhriRen zur Unabhangigkeii;.!!:$oilëet haben

Bei unserer Prüfung haben wir auß!#!jjlËi%aß auch .die Vorschrißen des $ 53 Abs. l Nr. l

eüiebe auch aufdie Ordnungsmäßigkeit der Geschäßs-

tG) beachtet. Hiernach erstreckt sich die Jahresab-

fUhrung. Wir verwëispn.gÖËiußere Berichterstattung in :AIZ$g!!!!il1.5

haben Till:i:iqa ng mit Unterbrechungen in den Monaten Mai bis August 2017 in unse-
ren GeschgËlgl)ign durchgeRihrt. Die Berichterstattung erfolgte in unseren GeschäRsräu-

a

X #
V

men

Wir haben diesen Prüfilngsbericht nach dem PT'llfungsstandard "Grundsätze ordnungsmäßiger

Berichterstattung bei Abschlussprüfiingen" des Instituts .der Wirtschaftsprt16er e.V., Düssel=

dort (10W) erstellt.

Uber das Ergebnis unserer Prüfimgshandlungen erstatten wir den nachfolgenden Bericht.

Unserem Bericht haben wir den geprUßen Jahresabschluss 2016, bestehend aus Bilanz (Anlage

.D, Gewinn- und Verlustrechnung(:4111g99..2) und .Anhang(A!!!agg.3) sowie den geprüßen La-
gebericht 201 6 (AnlagQ4) beigemgt.
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Der Bestätigung.svemlerk des Abschlussprtißers bildet die :A!!!agS..S.

Die Sparten-Er6olgsübersicht ist als :AßlggQ..6 beigemgt

Die rechtlichen Verhältnisse haben wir in der :Anlass..Z dargestellt

Wir haben auRmgsgemäß. weitergehende Aufgliederungen und Erläuterungen wesentlicher

Posten der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung in der :A!!!g99..8 dargestellt..e
Der berufsrwhtlich zwingend anzufügende Fragenkatalog nach $ 53.Hdf©xstellt die

där. ' ; - . .' .+%uZ

,$0'v
Unserem Außmg liegen die als A!!!gge..!g beigemgten Allgettpiien Außragsbedingungen Hr

::=:===: =======#';==:T==. ===;==
zu Dritten sind Nr. l Abs. 2 und Nr. 9 derAllgë!;lBn AuRragsbedingungen maßgebend.

>'
fx."

.</;
J€'

#'

/ß

n.

?
\

/
P
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2. Grundsätzliche Feststellungen

Gemäß $ 321 Abs. l Satz 2 HGB nehmen wir nachfolgend in unserer vorangestellten Bericht-

erstattung zur Beurteilung der Lage..deS.!!nlsnldlm9ng im Jahresabschluss und im Lagebericht

durch die gesetzlichen Vertreter Stellung.

der im

Unsere Stellungnahme geben wir aufgrund eigener Beurteilung der wirtschaftlichen Lage des

Untemehmens ab, die wir im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlusses ung::des Lageberichts

gewonnen haben. Hierzu gehören vertiefende Erläuterungen und die Attggtßlgn Ursachen zu

den einzelnen Entwicklungen sowie eine kritische Wilrdigung der ;pliqulgde gelegten Annah-

men, nicht aber eigene Prognoserechnungen. Unsere Berichtslgli(liii>eËfëht, soweit uns die ge-
prüßen Unterlagen eine Beurteilung erlauben. ':ilg?u/

Insbesondere gehen wir aufdie Annahme der P(t991.11l!?ä' der Untemehmenstätigkeit und auf
die Beurteilung der kilnRigen Entwicklung des,1llhj$hehmens ein, wie sie im Jahresabschluss

und im Lagebericht ihren AÜsdruck gefiindeßiltëË:n.

Die von üns geprüßcn Unterlagen i.S#ä$a321. Abs. l Satz 2 GB umßmsten jene Unterlagen,

die unmittelbar Gegenstand Utj$pg!!;11\bschlussprUhng waren, also die Buchmhnmg, den Jah-

resabschluss und den Lane!)enëlË, sowie alle Unterlagen, wie Kostenrechnungen zur Emlitt-

ung der nersteiiullE:jl€jini:'>lanungsrechnungen, Verträge, Protokolle und Berichtentattun-

gen an Gremi€111 digËjr'im Rahmen unserer Prüfung herangezogen haben.

gË$Qbä8ij©b!!11:l!!d..11:4aQd9s Eiaenbetriebs

Der 2013 gegründete Eigenbetrieb "Servicebetrieb Landkreis Gießen" verfolgte im Berichts-

jahr weiter seine Ziele der ökologischen und ressourcenschonenden Leistungserbringung bei

gleichzeitiger Kostenerspamis Hr den Landkreis Gießen. Die Hauptaußgabenfelder lagen auf

Hausmeisterdiënsten, Reinigungsdienstleistungen sowie weiteren Dienstleistungen Hr den
Landkreis Gießen

/

4

X

3

y'

Mit Beschluss vom 5. Oktober 2015 hat der Kreistag die Eingliederung des Stabes Bauunter-

haltung in den Servicebetrieb Landkreis Gießen zum 1. Januar 2016 beschlossen. Hieraus

folgte eine Erweiterung des Dienstleistungsangebotes mit den neuen Aufgaben6eldem Bau-
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unterhaltung, Energiemanagement, Umzugsmanagement und Versicherungen

Die Lage des Eigenbetriebs hat sich im Bërichtqjahr positiv entwickelt. Die Zuschtlsse des

Landkreis bleiben emeut um rd. 753 TEUR (Vj. 467 TEÜR) unter dem angepassten Ver-

gleichswert aus 2011.

Die Aktivseite des Servicebetriebs ist insbesondere duch betriebsnotwendiges Anlagevermö-

gatair Ermllung der Dienstleistungen und die Forderungen gegen jllj;iËkreis. Gießen ge-

Dic Passivseite enthält im Wesentlichen die volleihËäzdlltë q$ttë€!jl;lë8iön und die ZuschUsse

durch den Landkreis Gießen fUr Investitionen in das AnlgËË$!?mögen. Weiterhin bestehen

Rückstellungen in Höhe von 129 TOUR (Vi. 210 TEIRW)und Verbindlichkeiten aus Lieferun-

gen und Leistungen in Höhe von 5 12 TEUR (VJ.&!;!iëUR).

Der Fremdkapitalanteil am Gesamtkapital t;$1jËta81,69 %(Vj .72)5 %). Dadurch ergibt sich

eine Eigenkapitalquote von 18,31 % zußlqjJ;:zstichtäg.

Nach der erfolgreichen j:jjjLftlentierung im Jahr 2013 und der emeut günstigen Entwicklung

im Berichtsjahr sin$t$jiqjFfiir die kommenden Jahre weitere Optimierungsmaßnahmen vorge-
sehen. A. %#'

Die l)arstelitiiÜ und Beurteilung der Lage des. Unternehmens und seiner voraussichtlichen

Entwicklung durch die Betriebsleitung im Jahresabschluss und im Lagebericht halten wir für

zutreHend.

J J

F

'>

i )

Unsere Prüfling hat keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Fortbestand der GesellschaR

gefährdet wäre.
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3. Gegenstand, Art und IJmfang der Prüfung

3.1 Gegenstand der Prüfung

Im Rahmen des uns erteilten Auftrags haben. wir gemäß $ 317 HGB die Buchführung, den

nach deutschen Rechnungslegungsvörschrißen aufgestellten Jahresabschluss und den Lagebe-

richt auf did Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen Vorschrißen und der sie ergänzenden

Bestimmungen der Satzung geprilß.

Die gesetzlichen Vertreter hagen die Verantwortung fÜr die Rechnungliëg!: und die gegen-

über uns als Abschlussprü6er gemachten Angaben. Unsere Aufgaj3;!jj4D\bsclllusspru$er ist es,

diese Unterlagen unter Einbeziehung der Buchnihrung unq1liä,.$2a:Ëen Angaben im Rah

men unserer pflichtgemäßen Prüfling zu beurteilen. . xV

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher .XQt$!jififten gehört nur insoweit zu den Auf-

gaben unserer Abschlussprüfüng, als sich gug.diesen anderen VorschriRen ilblicherweise

Rtlckwirkungen aufden Jahresabschluss.!dëilj@lgebericht ergeben .

Der Gegenstand der durchgeführt211ß$j?x'uhlussprühng ist aufgrund des $ 52 Hessische Land-

kreisordnung (HKO) auf die €{9Tuhg der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsfuhrung in entspre-

chender Anwendung dös $iiä4lCrG gegenüber der Regelung in $ 317 HGB erweitert worden-

Eine besondere Pril$jlÖËpzur Au6äëckung von Unregelmäßigkeiten im Geld- und Leistungsver-

kehr (Untersëhjägpfigsprüfung) war nicht Gegenstand der Abschlussprühng. Im Verlaufe un-

serer TätigkëÜ;ëlgaben sich auch keine Anhaltspunkte, die besondere Untersuchungen in die-

ser Hinsicht erforderlich.gemacht hätten.

J

G

3.2 Art und Umfang der Prüfungsdurchmuhrnng

Art und Umfang der beim vorliegenden AuRrag erforderlichen Prüfungshandlungen haben wir

im Rahmen unserer Eigenverantwortlichkeit nach pflichtgemäßem Ermessen bestimmt, das

durch gesetzliche Regelungen und Verordnungen, IDW Prühngsstandards sowie ggf erwei-

temde Bedingungen fur den AuRrag und die jeweiligen Berichtspflichten begrenzt wird.
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Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach $$ 316 fE HGB unter Beachtung der vom in-

stitut der WirtschaRsprtifer(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger

Durchmhrung von AbscHussprühngen vorgenommen. Danach ist die Prilfiing so zu planen

und durchzuführen, daßs mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die ßuchMh-

rung, der Jahresabschluss und der Lagebericht ßei von wesent]ichen Mänge]n sind. ]m Rah-

men der Prüfling werden Nachweise fur die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und in-

gebericht auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prtlfling umfasst die Beurteilung der an-

gewandten Bilanzierungs-, Bewertungs- und Gliederungsgrundsätze un(tge$1$ëËentlichen Ein-
schätzungen der GeschäRsfUhrung sowie die Würdigung der Getan!#iü;jR$ung des Jahresab-

schluß.ses und dës Lageberichts. Wir sind der AuHassung, (bs<tiäsäe Prtlfilng eine hinrei-

chend sichere Grundlage Hr unser Prtifiingsurteil bildet. 'Pq$P

Im Rahmen unseres risikooriëhtierten Pdfilngsvprgglßl!#Qrarbeiteten wir zunächst eine Prü-

hngsstrategie. Diese beruhte aufeiner Einschäl?gii;Ë(ßs Unternehmensum6eldes und aufAus-

künßen der Geschäftsleitung über die wesentljjË;1lëii' Untemehmensziele und GeschäRsrisiken.

Unsere Prüfüngshandlungen zur ErjaliË#xiË von PrilfÜngsnachweisen umfassten System- und

Funktionstests, analytische.PrüQi3''Ësbäldlungen sowie. Einzelfallpriihngen.

+.P.'.&
Wir haben unsere ausfagFt;ë:!S%enan PTUfungshandlungen an den Ergebnissen unserer Beurtei-

lung des rechnungsjgggnWËbezogenen intimen Kontrollsystems ausgerichtet.w
Bei der püj1111gxdëË rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sind wir wie Folgt

Vorgegangen:Ë.Ä.usgQhend von den extemen Faktoren, den Untemehmenszielen, der GeschäRs-

strategie und den Steuerungs- und Überwachungsprozessen aufder Untemehmensebene haben

wir anschließend die Geschäßsprozesse analysiert. Indiesem zweiten Schritt.der Prozessanaly-

se haben wir beurteilt, inwieweit die wesentlichen GeschäRsrisiken, die einen Einfluss auf un-

ser Prüfilngsrisiko haben, durch die Gesta]tung der Betriebsab]äufe und der Kontro]]- und

tlberwachungsmaßnahmen reduziert worden sind.

L

Ü

Die Erkenntnisse der Prü6ing des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems ha-

ben wir bei der Auswahl der analßischen Prüfüngshandlungen und der Einzelfallprüfüngen

berücksichtigt.
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Soweit nach unserer Einschätzung wirksame funktionsfähige Kontrollen implementiert wann

und damit ausreichende personelle, computergestübte oder mechanische Kontrollen die Rich-

tigkeit der Jahresabschlussaussage sicherstellten, konnten wir unsere aussagebezogenen PrU-

hngshandlungen im Hinblick auf Einzelfälle, insbesondere im Bereich der Routinetmnsaktia-

nen, weitgehend einschränken. Soweit uns eine Ausdehnung der Prühngshandlungen erfor-

derlich erschien, haben wir neben analytischen Prüfungshandlungen in Form von Plausibili-

tätsbeurteilungen einzelne Geschäftsvorfälle anhand von Belegen nachvollzogen und aufderen

sachgerechte Verbuchung hin überprüß. +. q$f

Im unternehmensindividuellen Prühngsprogramm haben wir diq,:lgËlh;lÖbipunkte unserer Pril-

füng, Art und Umfang der Prüfungshandlungen sowie dën zäli1l$igi Prüfimgsablauf und den

Einsatz von Mitarbeitem festgelegt. Hierbei haben wir die Griiidsätze der Wesentlichkeit und

derRisikoorientierung beachtet. . ni$ë$}

Prüfüngsschwerpunkte waren im Berichtgah.11sfügëilde Prü.felder:

+. 'v

":" '
e Eingliederung des neütqbgäommenen Bereichs Bauunterhaltung

Die Prüfüngei)( (4l®!ii PrüHeldern erfolgten in der Regel auf der Grundlage von Stichpro-
ben. AnschyU$1ßS;Brwurden die (Teil-) Prüfiingsergebnisse Hr die einzelnen Prtlfüngsgebiëte

und in der FÖIËë das Gesamtprüfüngsergebnis festgestellt.

\

]

N a
\

Von der zutreHenden Bilanzierung der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen ha

ben wir uns durch Einholung von Saldenbestätigungen nach bewusster Auswahl in Stichpro

ben Überzeugt. Hierbei wurden folgende Kriterien zu Grunde gelegt:

Saldo zum Bilanzstichtag

Untedährige Bewegungen

Zudem wurde eine Bestätigung des Samos gegen den Landkreis Gießen angefordert.
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Die EröfEiungsbilpnzwerte wurden ordnungsgemäß aus dem von uns geprüßen VoÜahresab

schluss tlbernommen.

Alle von uns erbetenen, nach pflichtgemäßem Ermessen zur oMnungsmäßigen Durchführung

der Prüfling von den gesetzlichen Vertretem benötigten Aufklärungen.und Nachweise sind er-

teilt worden. Die,GeschäRsfUhrung hat uns schriftlich im Rahmen einer Vollständigkeitserklä-

rung am 1. August 2017 bestätigt, dass alle bilanziaungspflichtigen Vermögenswerte, Ver-

pflichtungen, Wagnisse und Abgrenzungen im Jahresabschluss zum i2 liëëmber 2016 be-

rücksichtigt wurden, sämtliche Aufwendungen und Erträge enthalten.jlj?Ü!calle erforderlichen

Angaben gemacht worden sind. Weiterhin hat uns die Geschäfjglfigitg)g in der Vollständig-

keitserklärung erklärt, dass nach ihrer Aunassung die Aulj#kküngen nicht gebuëhter Prtl-

nngsdifferenzen im Jahresabschluss sowohl einzeln als auch iÜËgesamt unwesentlich sinde
Die Betriebsleitung hat hemer erklärt,. dass der jjäËëliëricht auch hinsichtlich erwarteter Ent-

wicklungen alle Nr die Beurteilung der Lage.dëiËtgËsellschaR wesentlichen Gesichtspunkte so-

wie die nach $ 26 EigBGes in VerbindlUg"lüit $ 289 HGB eüorderlichen Angaben enthält.

Vorgänge von besonderer BedeutÜngÜlßl{ dem Schluss des Geschäßgahres haben sich nach

dieser Erklärung nicht ergeben:), oI'P

.</"

"@''

/

v'( U

ä"'R$Qj
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4. Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

Wir stellen. Hegt, dass die Buchführung und die weiteren geprüßen Unterlagen, der Jahresab.

schluss sowie der Lagebericht den gesetzlichen Vorschrißen und den ergänzenden Bestem

mungen der Satzung entsprechen.

4.1.1 Buchführung und weitere geprüße Unterlagen ,ëmD.

Die AuÜeichnungen der Geschäftsvorfälle der Gesellschaß sind na($.jibëten Feststellungen

vollständig, fortlaufend und zeitgerecht. Der Kontenplan ermöglilh(ëitlë, klare und übersichtli-

che Ordnung des BuchungsstoHes mit einer mf die Belantldd!:#ëesellschaß ausreichenden

Gliederungstiefe. Soweit im Rahmen unserer Prüfling Buchl$ngsbelege eingesehen wurden,

enthalten diese alle zur ordnungsgemäßen Dokui!!e111j?6äiöerforderlichen Angaben. Die Buch-

führung entspricht somit Nr das gesamte Gesch#üglillrden gesetzlichen Anforderungen.

Die Organisation der Buchnijhrung, dasa!!€e$i€flKontrollsystem, der Datenfluss und das Beleg-

wesen ermöglichen die voilständigeoläq1l'time, zeitgerechte und geordnete Erfassung und Bu-

chung der GeschäRsvorfälle. JP <)i p'
P%.+

Die aus den weiteren gepfiiRëh Unterlagen entnommenen Informationen führen nach dem Er-

gebnis unserer PrtlfjlgË%ëü' einer ordnungsgemäßen Abbildung in der Buchüilhrung, im nach

deutschen ReolÜilil:ßilëgungsvorschriRen aufgestellten Jahresabschluss und im Lagebericht.

.6,2

Computer Consulting Gmbh, Stuttgart, durchgeHhrt.

Die BuchfÜ g wird IT-gesetzt unter Verwendung der Software Finanz+ der DATA-PLAN

R+ ?

4

:7

U

/

.ru

4.1.2 Jahresabschluss

In dem uns zur Pdl'hng vorgelegten, nach deutschen RechnungslegungsvorschriRen aufge-

stellten Jahresabschluss zum 31. Dezember 201 6 wurden alle fUr die Rwhnungslegung gel-

tenden gesetzlichen VorschriRen einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchäh-

rung und aller größenabhängigen, rechts6ormgebundenen oder WirtschaRszweigspezifischen

Regelungen sowie die Normen der Satzung beachtet.
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Der in der Anlage.3 beigeHgte :An!!a!!g enthält nach unseren Feststellungen alle hach den ge-

setzlichen VorschiRen erforderlichen Angaben und Erläuterungen. Soweit sich aus dem

EigBGes in Verbindung mit der GemHVO-Doppik Wahlrechts fur die Darstellung in der Bi-

lanz sowie in der Gewinn- und Verlustrechnung einerseits oder dem Anhang andererseits erge-

ben, werden diese Wahlrechts dahingehend ausgetlbt, dass die Angabe im Anhang erfolgt.

Die Schutzklausel nach $ 286 Abs. 4 HGB wurde 2u Recht in Anspruch genommen.

Der in der Anlage 4 beigengte J::agsbgrldü steht in EinklMg mit ggli<!$blesabsohluss und den

bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen. Der Ingetnriqt$iVQjjüittelt insgesamt ein zutreF

6endes Bild von der Lage des Untemehmens. ö'

@+ '\

ä

!2

\

4.1.3 Lagebericht

.e
Aufgrund unserer Prüfung nach $ 3 17 Abs. 2 S2Ë'28;liIGB können wir feststellen, dass im La-t J'
gebericht die wesentlichen Chancen und RiijEfaer kundigen Entwicklung zu ruhend darge-
stellt sind. Die Angaben nach $ 26 Eigi3që$'ih Verbindung mit $ 289 Abs. 2 HGB sind voll-

ständigundzutreHend. a:lCb'.#p\V
@\.f

4.2 Gesamtaussage des Jahre$#ËHighlusses.</'
4.2.11 Feststellungen zur Gë#!ptaussage des Jahresabschlusses

Über das Eigi$QisllEËmr Beurteilung, ob und .inwieweit die durch den Jahresabschluss ver:

mittelte c!!:ä;l)f
. . -' ' ' .

age den Anforderungen der $$ .20. n. EigBGes entspricht, berichten wir''v
nachstehend. '

Der Jahresabschluss vermittelt insgesamt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprwhendes Bild der Vermögens-, Fi-

nanz- und Ertragslage der GesellschaR.
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4.2.2 Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Die Bewertungsgrundlagen i.S.d. $ 321 Abs. 2 Satz 4 HGB umfassen die Bilanzierungs- und

Bewertungsmethoden sowie die fUr die Bewertung von Vermögensgegenständen und Schulden

maßgeblichen Faktoren (Parameter, Annahmen und die Ausübung von Ermessensspielräu-

men).

Die wesentlichen Bewertungsgrundlagen sind zutreßend im Anhang angegeben.

4.2.3 Änderungen in den wesentlichen Bewertungsgrundlagen Willi)i

Änderungen der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden ugfi jfkiÜë$1ngen der wertbestim-

menden Faktonn haben wir im Rahmen unserer pflichtgemäl$1gËPrühng nicht festgestellt.

4.2.4 Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen a
Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen, die von dlëlPblichen Gestaltung abweichen, die nach

Einschätzungdes Abschlussprü6ers den.Erxi@j9lngen der Abschlussadressaten entspricht, uüd

die sich auf die GesamtauSsage des Jahbilëlä lusses wesentlich auswirken. waren nach unze.

ren Prilfüngs6eststellungen nicht 4uljä#ichiien.

4.3 Vermögens-, Finanz- un(l IEi:fi!:iËslage

$ 321 .Abs. 2 Satz 5 .$1$b:Mhnibt eine Aufgliederung von Abschlussposten vor, soweit dies

zum VerständBjg.dë#:ëesalütaussage des Jahresabschlusses, insbesondere zur Erläuterung der

BewertunglËÖllB1liägen und deren Änderungen sowie der sachverhaltsgestaltenden Maßnah-

men nach $ 321 Abs. 2 Satz 4 HGB, erforderlich ist und die Angaben nicht im Anhang enthal

ten sind.

@?

b

#

C ?P

0

l.f

)

P''R

Zu den wesentlichen Posten des Jahresabschlusses werden nachfolgend zur Verbesserung der

Darstellung der Vemlögens-, Finanz- und Ertragslage Aufgliederungen und Erläuterungen ge-

geben, Soweit entsprechende Angaben im Anhang nicht enthalten sind.
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Aufgrund der technischen Aufbereitung kann es zu systembedingten RundungsdiHerenzen

kommen, die aber insgesamt unwesentlich sind.

29D 29U 2QU 2QB

Umsatzerlöse(TOUR) 5.925 6.151 6.392 10.614
Betriebskostenzuschuss(TOUR) 5.925 6.140 6.391 10.614
Cashflow(TOUR) . 5 41 51. 47
Bilai)zsumme(TOUR) 684 689 726 1.092

DurchschnittlicheArbeitnehmerzahl 240 238 214 iOa33

Vemtögemlage und Kapitalstmktur sowie deren VeränderulijËgr :g; lAuB des GeschäR$jahres

ergeben sich aus den folgenden Zusammenstellungen dq.Bilanzzahlen in TOUR fur die beiden

Abschlussstichtage 31 . Dezember 2016 und 31 . 1?ellpi:fË?izoi5.

Entwicklung der Vermögenslage 31:

Dd

5.925
5.925

5

684

240

4.3.1 Vermögenslage und Kapitalstruktur

A. Anlagevermögen

1. Sachanlagen

andere Anlagen, Betriebs- uëSl$ëesëliäftsausstatnng

B. Umlßufvermögea (i;eilt''
C'''lr\

1. Vorräte .a ''$P'
fh " €f

Roh-, Hilf):lili!.BetriebsstoHe

11. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

l .Forderungen aus Lieferungen und Leistun-
gen

2.Forderungen gegen den Landkreis Gießen

399,8 36,6

. jP9& .36ß

445,9 61,4

445ß. . 614

46,1 -10,3

:46,:! -10,3

8,0 0,7 8,0 1,1 0,0 0,0

o,o o,o

684,4 62,7
1,8 02

264,5 36,4

2Z41. . 37ß.

6,0 0,8

-],8 -100,0
419,9 158,8

gila 152,4

-6,0 -100,0C. Recbnungsabgrenzungsposten o,o o,o

?q:Z:::!QQ:Q 29g.g 50,4
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Entwicklung der Kanitalstruktur

291. . .41.

31.12.2016

TOUR %

31.12.2015

TOUR %

Verändern

'lEUR %

A. Eigenkapital

[. Netto-Position 200,0 18,3

W9a.JB3

200,0 27,5

2QQD. : 27j.

o,o o,o

QD o,o

B. Sonderposten üür erhaltene Investi-
tionszuschiisse 2za 2B7a..3#Zp .;44.4 =1s,4

-.M@'
C. Rückstellungen

sonstige Rückstellungen

1). Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und

Leistungen

2. sonstige Verbindlichkeiten a
.9Q?"" '::;

rch das Gesamtvemtögen (Bilanzsiimme) und das Rein-

Bestandteile bestimmt.

i: : isgi: ii:=i=:=i'==i=.=i.:=i==::= =.:i
'%+'

ruegen gegen"den Landkreis Gießen (TEUR 420).

21,1 2,9

B,O l,l
490,6 2.325,1

o,o o,o

42Q3 1.68s,9

zü2 WO,o 2ËË2 50,4

Der Anteil des langfristig gebundenen Vermögens am Gesamtvermögen hat sich von 61,4 .%

in 2015 auf36,6 % in 2016 reduziert

Der Rückgang bei den Sachanlagen um TOUR 46 beruht aus der Differenz der Neuinvesti

tionen in Höhe von TEUR 83 und den planmäßigen Abschreibungen in Höhe von TEUR 129.

Der Anstieg der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen resultiert im Wesentlichen

aus den umfangreichen bezogene Leistungen im Bereich der Bauunterhaltung.
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Die bilanzielle . Eigenkapitalquote der GesellschaR beträgt damit zum Abschlussstichtag

18,3 % des Gesamtkapitals gegenüber 27.5 % im VoÜalu

4.3.2 Finanzlage

Einen Überblick über die Herkunß und tiber die Verwendung der finanziellen Mittel des ge

prüfen Untemehmens gibt die nachstehende Kapitalflussrechnung, welche die Zahlungsmit

telflilsse nach der indirekten Methode darstellt und den Grundsätzen des vom Deutschen Stan-

'%" ].EW

R

entspricht.

Periodenergebnis'J#%l

J9'V- Sonstige zahlun©unwirksame Auf\wndungen/Erträge .ifAp .-''

#+ Zunalune/Abnahme der Vonäte, der Forderungen aus LiSlë4111i$)n und
[.eistungen iowic anderer Aktiva, die nicht der hwestitlÖii$ oder

Finanzierungstätigkeit zuzuordnch sind 'PIL .Öd
V- Zunahme/Abnalune der Verbindlichkeiten au!:!4efëttügen und Leistungen

sowie anderer Passiva, die nicht der ]nwstitii;;!Öden
Finanäerungstätigkeit zuzuordnen sind ifii\''

+/.Zinsaufhendungenainserträge 4) V
= Cashflow aus der laufenden Gc:cll41>tätigkeit

Auszahlungen fb bi+ëstitici11ëb$ii ljpf$achanlagawrmögen
Cashflow aus der Inge!!jtlgn.sl$1iËkqit
Auszahlungen aus der 'l'ilËilÖË;von Anleihen und(Finanz) Krediten

EinzahltHipn aus erlläjj$jë?ijZllschüsscn7zuwendungen
Gezahlte Zinsen\,. Sb#.
Cashfloxv aylleFFI i'anüerunggtätigkeit

Zahlungslq.fslpiEVeränderungen des FinanzuÜttQlfonds
Finananitteii$ia am AnCmg der Periode
Finan2anittelfonds am Ende der Periode

.t/-Äbscheibungen/Zuschreibungen aufGegenstände des l\nlagq
-H. Zunahme/Abnahme der Rückstellungen

@P'

0

129

80
-80

413

0
124

lw
-77

49] .30

0

47

.83
.83

0
36

0

36
0

0

0

l
51

.94

.94

4
48

l
43

0
0

0

Der:Cashflöw aus der laufenden Geschäßstätigkeit betrug im GeschäRslahr 2016 TEUR 47

Somit standen dem Untemehmen finanzielle Mittel fUr Investitionen zur Verengung, die es

selbst erwirtschaßet hat

Aus der laufenden Geschäftstätigkeit ergab sich im Berichtgahr ein Mittelzufluss von insge-

samt TOUR 47. Dieser setzt sich im Wesentlichen aus den Zufliessen, die den Abschreibungen

(TEUR 129) sowie der Zunahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen

(TOUR 491) entsprechen, zusammen. Gegenläufig wirkten sich insbesondere die Reduzierung
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der Fordeningen gegenüber dem Landkreis Gießen (TEUR- 420), die Auflösung des Sonder-

postens fUr erhaltene InvestitionszuschUsse (TEUR 80) und die Abnahme der Rilckstellungen

O'UUR 80) aus.

Mittelabfluss von TOUR 83. Die wesentlichenZu

gänge des GeschäRqjahres betreten die Ansohafhng eines Frontmähers und metuere Rasen

tmktoren für die Hausmeister sowie diverser Reinigungsmaschinen zur Optimierung der Rei
nl gila Q'SDF07eqqi' ' /!;;$) .

Der Mittelzufluss aus der Ehanzjel!!!!g$!äElgk9Ë betrug im GeschäRgäi' !51EUR 36. Dieser re.

sultiert Ün Wesentlichen aus den erhaltenen investitonszüsciH$e#C?'j;BR 36).

+

'

Aus der in ! resultierte ein

4.3.3 Ertragslage

X

c: >'

.@
Jf20lbp' 2015 Veränderung

TOUR 9 TEUR ''%

Umsatzerlöse +3#0.61g:3 100,0 6.391,8 100,0 4.222,5 66,1

IP#""T T] 't:: :;:;
]:42z.Z > 999,9

Rohergebnis 'Ë<.#Z 6.928,8 65,3 6.211,2 97,2 717,6 '11,6

Pcrson8lau6vand il\f+.''' 6.228,7 58,7 5.694,7 89,1 534,0 9,4

AbwhreiöungcniËpä)'' i21,7 i,Z 123,8. 1,9 4,9 4,0;.i i;ü :güh.-'"":" .-l;;....; .l;;. q,u

45,7

BetrieBffëebäii 1,4 0,0 ' 1,6 0,0 -0,2 -12.5

Finanzergebnis ......!x!.......g!! ...=ga3.... Ë,g 0.3 -100.(1

ErgebnisnachSteuern 1,4 0,0 .1,3 0,0 0,1 7.7

SonstigeSteuem . 1,4 0,0 1,4 0,0 0,0 0.0

.e.L o.o -o.l o.o ..::gÜ -loo,oJahresergebnis

Die aus der Gewinn- und Verlustrechnung abgeleitete Er6olgsrechnung des Geschäßgahres

2016 zeigt folgendes Bild derErtragslage:

Im Berichtsjahr sind die Umsatzerlöse der GesellschaR um TEUR 4.223 bzw. 66,1 % auf

TOUR l0.614 gestiegen.
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Die Zunahme der Umsatzerlöse resultiert inbesondere aus dem neuen Geschäßsbereich

"Bauunterha]tung", we]cher zum ]. Januar 20] 6 in den Servicebetrieb Landkreis Gießen ein.

gegliedert wurde. Analog zum Umsatz ist der MaterialauAvand, insbesondere durch die bezo-

genen Leistungen, um TEUR 3.498 gestiegen.

Zur AuReilung der Ertragslage auf die einzelnen Bereiche verweisen wir auf die Ei$olgstlber-

sicht in Anlage 6 dieses Berichtes.

Der Personalaufwand stieg gegenüber dem Vodahr um TOUR 534. i)i€jiëßonalaüfwands-

quote hat sich im Berichtqahr von 89,1 % auf 58,7 % reduziert. l)i/'jälühunË des Personal-

aufwandes lasst sich durch die AußtockunË des PetsöhilbljUigaib IÜitarbeiter im Jahtw-

durchschnittbegründen. 'ËP

]m Berichtgahr wurde ein ausgeglichenes Jab'esqWfllÖlg Von TOUR 0 erzielt.

Das ausgeglichene Jahresergebnis entsteht 4ylPbqie "Vorgaben über die Zahlung der Zuschüs-

se dei Landkreises Gießen an deh Senii%tlslËËieb Landkreis Gießen". ZurWahmehmung sei-

ner Aufgaben erhält der ServicebgtHëË' einen jährlichen Zuschuss, um die laufenden Be-

ü'iebskosten zu decken. Als B€t,rigll:ilosten gelten die Personal- und Sachkosten, die durch den

Betrieb des Servicebetriebt$ gtiiËtehen. Zu ihnen gehören auch die Kosten, die der laufenden

Unterhaltüng und Ergäg).pschafhng dienen und nicht vermögenswirksam sind. Daneben; er-

hält der Sörvü;5ketilË$bei Bedarfeinen Investitionszuschuss.

Wichtige ]lËilëoren zur Beurteilung der Ertragslage des Servicebetriebs ist das Veüältnis der

vom Landkreis Gießen gewährten ZuschUsse zu den angepassten Vergleichswerten aus 201 1.

Diese Werte haben sich ohne den Bereich Bauunterhaltung wie folgt entwickelt:

E a

'q

d 4

l #

J

t

)

20]6

TEER

6.161

6.914

753

2015
TOUR

6.329

6.796

467

vergleichsrelevante ZuschUsse

angepasste Vergleichswerte aus 201 1

Unterschreitung

Die Aufwendungen Hr den Bereich Bauunterhaltung werden durch entsprechende Kosten-

erstattungen gedeckt.
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5. Feststellungen aus der Erweiterung des Prüfungsauftrages zur Prüfung

der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung

a) Allgemein

Bei unserer Prtlhng haben wir auRragsgemäß die Vorschrißen des $ 53 Abs. l Nr. l und 2

HGrG beachtet. Dementsprechend haben wir auch geprüß, ob die Geschähe ordnungsgemäß,

d.h. mit der eMorderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handels.

rechtlichen Vorschriften, den Bestimmungen der Satzung und der Goslh&liëgklnung Rir die

Geschäßsführung geführt worden sind. A:P'>lr

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericlldi11B'ig Anlage 9 dargestellt. Zur

Prüfling der Ordnungsmäßigkeit der GeschäßsNhrung sowie clËr wirtschaRlichen Verhältnisse

zur Prüfling nach $

hinaus hat unsere Prüfung keine

fÜr die Beurteilung der Ordnungsmäßig-

nach $ 53 HGrG haben wir den F]

53 HGrG (H)W PS

Besonderheiten engel

keit der GeschäftsH

ig$standards

b)

Dii

un

hat weder hinsichtlich der Leit.

des Instrumentariums und der Leitungstätigkeit zu Bean.

eine Auswirkung aufden Jahresabschluss haben.

lßigkeit der Geschäßsführung

htJich

c) Entwickl

Die Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage sowie der Liquidität der GesellschaR ist in

dem Abschnitt 4.3 dargestellt.

d)

Überschtlsse der Auch'endungen tiber die EMäge werden durch die Betriebskostenzuschtlsse

des Landkreises Gießen bzw. durch Kostenerstattungen im Bereich Bauunterhaltung gedeckt.

Dadurch entstehen keine Verluste.
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6. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks des Abschlussprüfers
/

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung haben wir am 1. August 2017 dem als Anlagen l bis 3

beige61gten Jahresabschluss der Servicebetrieb Landkreis Gießen, Gießen, zum 31. Dezember

20] 6 und dem als Anlage 4 beigefügten Lagebericht Hr das GeschäRqtahr 2016 den folgenden

uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt, der von uns an dieser Stelle wiedergegeben

wird

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüßers 'Lü. i6r

n'
Wir haben den Jahresabschluss -- bestehend .aus Bilanz, GeWInn ustmchnung sowie

Anhang -- unter Einbeziehung der Buchführung und den lagebericht der Servicebetrieb Land-

kreis Gießen Hr das GeschähÜahr vom 1 . Januar bisjJLDezember 2016 geprüR. Die Buch-

Hhrung und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen han-.A.'y
delsrechtlichen VorschriRen und den ergänlËndgn Bestimmungen der Satzung liegen in der

Verantwortung der gesetzlichen Vemetypg des Eigenbetriebs. Unsere Aufgabe ist es, auf der

Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss un-
s-%..e' '' ' ''

tër Einbeziehung der Buchfuhrung und tiber dën Lagebericht abzugeben.
H.n

%z'.r
Wir haben unsere Jabrq?a12schlussprtlfüng nach $ 317 HGB und $ 27 EigBGes unter Beach-

tung der vom institut der WirtschaRsprüßer (]DW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßig!r. Abschlussprtlfüng vorgenommen. Danach ist die Prüfung so. zu planen und

durchzunühre$ dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den

Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch

den Lagebericht vemlittelten Bildes der Vemlögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich aus-

wirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prühngshand-

lungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaßliche und

rechtliche Umfeld des Eigenbetäebs sowie die Erwartungen tiber mögliche Fehler berücksich-

tigt. Im Rahmen der Prtlfüng werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen inter-

nen Kontrollsystems sowie Nachweise Hr die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss und

Lagebericht überwiegend aufder Basis von Stichproben beurteilt. Die Prtlüng umfasst die Be-

a'&

THEOBALD JUNG SCHERER AG
WIRT3CllAFI'SPROFUNOSllEnt,l,SCHAFT

minR@R4TUNOHEuiJ.scilATT!
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urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der

gesetzlichen Vertretung sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses

und des Lageberichts. Wir sind der Aunassung, dass unsere Prtlhng eine hinreichend sichere

Grundlage für unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prilfüng .gewonnenen EJ:8clË:bisse entspricht

der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschrißen und dcn ergän:Ëgji%ll?lËestimmungen der

Satzung und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze (5Kj#u@gjl;äßiger Buchnilhrung ein

den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ve;iil$ëns-, Finanz- und Ertragslage

des Eigenbetriebe. Der Lagebericht steht in Einklang pj}4em Jahresabschluss, entspricht den

gesetzlichen VorschriRen, vermittelt insgesamt eliltgÜIËmendes Bild von der Lage des Eigen-

betriebs und stellt die Chancen und Risiken (!gi€B18:algen Entwicklung zutreHend dar."

Vorstehenden Prüfungsbericht erstattl1ll!$%F in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vor-

schriRen und den Grundsätzen g{.:ü - gstnäßiger Berichterstattung bei Abschlussprtlnngen

G'w ps "Q. { k'"

Die Verwendung desb$)piëhend wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außeüalb dieses

Prüfüngsberichts sql#$ttisere vorherige Zustimmung voraus.

von der bestätigten Fassung abweichenden Form (einschließlich der Übersetzung in andere

Sprachen) ei$ordert unsere eheute Stellungnahme, soweit dabei unser Bestätigungsvemlerk

zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird. Wir weisen diesbeztlglich auf $ 328 HGB

7

\/

ë /

K.

Ü

hin

TIUOBALD JUNG SCHERER AG
WRTSCllAFTW'ROFUNQSOESELI.SW

STEtERBERATUNQSOESEllSCtiAFT
lahaalzb t )Sn8 GleBa
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Gießen, .den 1 . August 2017

TE]EOBALDJUNGSCHERERAG
WRTSClIAFTSPRt)FUNDS

STEUERBERA'l'UNGSGESELLSClIAFT

..e
fSbba$tian Jung

iif:lW gschaftsprüfër

Prof. Dr. Hubert Jung
Wirtschaßspriifer

THEOBALD JUNG SCHERER AG
WR'lBCllAFTUiROFUNGSQESELISCltAFT

STEiJERBERATiJNOsoESEI.LSCiiAFr
labdnb 1 3S391 GleBu
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GEWINN- UND VERLUSTRECF]NUNG

Servlcebetricb l..andkrels Gießen
Grellen

für das Geschäblah vom 1 . Januar bis 3 1. Dezember 2016

Geschäßqjahr
EUR

l0.614.346,38

83.384,12

Vorjahr
EUR

6.39].847,82

90.641,75

1. Umsatzerlöse

2. sonstige betriebliche Erträge

3. Materialaufi4rand

a) Aufwendungen fUr Roh-, Hil
bezogene Waren

b) Aufwendungen fÜr bezogene

ßs- und BetriebsstoHe und Rir

Leistungen
284.408,42

3:484:S02.40

128.690,59

570.043,68

1.414,65

1.414,65

235.506,85
35,676.1

271.182,95

4. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter
b) soziale Abgaben und Aufwen

Hr Unterstützung
dungen fÜr Altersversorgung und

4.426.348,61

]:268,3ÖX74
5.694.711,35

5

6.

7.

8.

9.

Abschreibungen
aufSachanlagen

sonstige betriebliche Aufwendu

Zinsen und ähnliche Aufwendu

Ergebnis nach Steuern

sonstige Steuern

#

'@ 123.761,03

391.139,66

1.371,18

1.371,18

10. Jahresüberschuss
k

A.ä'
0,00 0.00

v..P
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ANHANG

Sewicebetrieb Landkreis Gießen

Gießen

zum 31 . Dezember 2016

;h.Der Jahresabschluss zum 3 1.12.2016 des Servicebetriebes Landkreis qeß$i iÜ'urde entsprechend

den VorschriRen des Eigenbetriebsgentztes(EigBGes) ih Verbiödipiigl$tba Gemeindehaushalts-

verordnung Doppik(GemHVO-Doppik) für das Land Hessen aufËëËlëlli.

Bestimmungen der $$ 44 H.

@

Die Gliederung des Jahresabschlusses er6ol

GemHVO-Doppik.

Erworbene

üngskosten an

mäßigen

erlichen

und das Sachanalagevermögen wurden zu Anschaü.

um planmäßige Abschreibungen vermindert. Die plan-

nach der voraussichtlichen Nutzungsdauer entsprechend den steu-

Geringwertige Anlagegüter mit Anschafmngskostenüber 150 EUR bis 1.000 EUR werden im Zu.

gangqjahr in einem Sammelposten aktiviert und linear über 5 Jahre aufgelöst.

Die Vorräte wunden mit einem Festwert angesetzt

Die Forderungen und sonstigen Vemlögensgegenstände wurden zum Nennbetrag angesetzt

Für die vom. Landkreis Gießen übemommenen Vermögensgegenstände hat der Landkreis Investi-

tionszuschüsse gewährt, die als Sonderposten für Investitionszusch(asse passiviert wurden; Die er-

6olgswirksame Auflösung dieses Sonderpostenanteils eMolgt gemäß der Vereinfachung nach der



:A!!!aae3

durchschnittlichen Nutzungsdauer der Ubemommenen Anlagenklassen analog $ 59 GetnHVO-Dop-

pik i.V.m. den Verwaltungsvorschrißen zur GemHVO-Doppik zu $ 59 Nr. 14. Die Auflösung des

Sonderpostens für neu angeschaffte Vermögensgegenstände erfolgt entsprechend der Abschreibung

der bezuschussten Vermögensgegenstände.

Die Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und ungewisse Verpflichtungen. Sie

sind in Höhe des nach vernilnftiger kaußnännischer Beurteilung notwendigen ErHllungsbetrages an-
zusetzen.

Die Verbindlichkeiten wurden mit dem ErfUllungsbetrag angesetzt.

3, Erläuterungen der Bilanz

Die Aufgliederung und Entwicklung des Anlagevermöig€äiill#ll$ien Ahschafhngskosten Ünd den

kumulierten Abschreibungen gemäß $$ 20n. Eig$ 52{jlile$#lVO-Doppik zeigt der beigefügte Ama

genspiegel. . ll€)i

Sämtliche Fordeiungeh und so egenstände haben eine erwartete Fälligkeit von

Die Rtlckstellungen setzen3iiÜiü'ie folgt zusammen:

IÜ?lili:ibiieë' Stand am Verbrauch Auflösung
l.W#' . ' o].o].2016

(

$

ë

Zumhrung Stand am
31.12.2016

Überstunden
Urlaub

Leistungsentgelte

ausstehende Rmhnungen
Abschluss- und Prllhngskosten
Reisekosten

209.660,00 206.195.94 3.464.06 129.395,00 129.395.00

7].300,00 71.300.00 0,00 37.400.00 37.400,00
95.800.00 95.800,00 0,00 36.300,00 36.300,00
33.]00.00 32.321,98 778,02 26.100,00 26.100,00

460,00 418,96 41,04 22.59S,00 22.595.00
8.00D,00 5.355,00 2.645,00 6.000,00 6.000,00
L.000.00 l.ooo,oo 0,00 l.ooo,oo l.ooo.oo
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Die Verbindlichkeiten betragen 'llEUR 520 und haben eine zu erwartende Restlaufzeit bis zu einem

Jahr

4. Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung

.Die Gewinn- und Verlustrechnung wird nach dem GesamtkostenverËahren aufgestellt

Die sonstigen betrieb]ichen Erträge aus der Auflösung des Sönderpostens fur ]nvestitionszuschüsse

betragen im Geschämljahr TOUR 80

5. Angaben zu den Untemehmensorganen

nerrMarioRqltlgljëmwald
Als Betriebsleiter war im Berichtsjahr bestellt:

Der Betriebskommission gehörten im GeschäRqahr.y
Vertmter Berufdes Verlnten

'y
U

d
Stellvertnter Behr des Stellvertreters

Schneider. Anita
Dr. äuisüane Schmahl hauptamtliche Erste KreistlqgëÖidnete,

Vorsitzende .g%\ y'

hauptamtlicher KreipbqgEö'rdncter

oipl.-Relidöißpg oge

BUrgehqyq
BÜ'99Hë$$
OBlä:iiitStadt dieben

igqR$) 2JiËchtsanwalt
;HSelbgäii8..

Landrätin Norman Speyer
Hiltrud Hohmann

lehrer
GesohäRsfühnrh

Dirk Oswald
Anette Heikel
Matthiu Knoche

Oliver Meemiann

Horst Nachtigall
Alexander Wright

GeschäfbRihrer
Rechtsanwalt

Ingenieur
Justizangestellte

Dipl.-BaÜinWnieurin
Rechtsanwältin
Student

Günther Sammler
Thomas Brunner
DitkHaas
Heinz-Peter naumann

Martin.Hanika

Claudia Zechen

ElkHÖW
Dr. Melanie Haubriëh
Frederik Bouffier
Dr. Gerhud Noeske
Uwe Schulz
Dennis Pucher
Marcus Link
Lolita Steinbrecher

Andnas Lehner
Harald ScheRT
Reinhud kamel
Heidnin Gans
Klaus Schäfer
Susanne Rossmann
Christiane Janetzld-Klein

Angestellter

Selbständig
Feuerwehrbeamter

ReinigungskiaR
Hausmeister

Personaltatsvorsitzendc
Hausmeister
FinanzEachwirËn
Gesc])äftsfühnrin
GewerkschaßssekKtär

Emst HeHich

Edith Nümbeiger
Klaus..Dieter Komet

Marcus Karger
Jürgen Lauer
Sebastian Krieger

Rentnerin
Sekretär IG Bau Mittelhessen

SelbstständigFinanzbeamtef

a rehmer

Während des GeschäRqjahres 2016 waren im Durchschnitt 233 Arbeitnehmer beschädigt. Davon

waren 169 für Reinigungsdienstleistungen, 41 für Hausmeistertätigkeiten, 3 fur den EDV-Support

und 20 in der Verwaltung tätig
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7. Sonstige Angaben

Der Eigenbetrieb hat Teile seines Fuhiparks geleast. Daraus ergeben sich in den folgenden Ge.

schäRqjahren finanzielle Verpflichtungen von rund TOUR 9 prö Jahr.

Auf die Angabe der Bezüge der Betriebsleitung wurde unter Verweis auf $ 286 Abs. 4 HGB ver.
zichtet.

Das Honorar des Abschlussprtlßers beträgt im GeschäßXjahr EUR rd. 5.400,- und,$qtfällt insgesamt
aufLeistungen der Abschlusspriifung. +. q©?

Vorgänge von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des Geschä$gghres im Sinne des $ 285 Nr.

33 HGB, die Einfluss aufdie Bilanzwerte des Jahres 2016 haben, sing nicht eingetreten

/

Gießen, den 1 . August 2017

Mario Rohrmus, Betriebsleiter
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LAGEBERICHT

Servicebetrieb Landkreis Gießen

Gießen

Hr das GeschäRqjahr 2016

A. Darstellung des Geschäftsverlaufes der Gesellschaft

..@
r%..B

/Q'
Der in 2013 gegründete Eigenbetrieb ,,Servicebetrieb Landkreis Gießen" beruht auf dem Grund-

satzbeschluss des Kreistages vom 10. September 2012. Als GesellschaRszweck des Serviwbetäebs

wurden insbesondere Hausmeisterdienste und Reinigungsdienstleistungen für den Landkreis Gießen

festgelegt. Ö:ngg'
.a'qi/

Mit Beschluss vom 05. Oktober 2015 hat der i$tgjitag die Eingliederung .des Stabes Bauunterhaltung
in den Servicebetrieb Landkreis Gießen zum.01 . Januar 2016 beschlossen. Hieraus folgte eine Er-

weiterung des Dienstleistungsangellget,mit den neuen Aufgabenfeldem Bauunterhaltung, Ener-

giemanagement, Umzugsmanaggmep! und Versicherungen.

Mit Eingliederung der Bgyunterhaltung waren zum Stichtag 31.12.2016 rund 240 Mitarbeiterinnena. U/

und Mitarbeiter y:chaßigt. Den größten Teil der Beschädigten beinhaltet weiterhin die Reinigung
mit rd. 160 Beschädigten. Die zentrale Personalkoordination, wie auch der Einkauf verfolgen hier-

bei die Ziele, eine ökologische und ressourcenschonende Leistungserbringung bei gleichzeitiger

Kostenerspamis 6ir den Landkreis Gießen zu ermöglichen.

Gesellschaftsz\reck und Rahmenbedingungen

.dn
?'

Geschäfhentwicklung

Zur Leistungserbringung werden auf Beschluss des Kreistages vom 13.02.20 12 dem Servicebetrieb

Landkreis Gießen aufGrundlage eines Vergleichsmaßstabes Mittel bereitgestellt. Basis ist das Rech-

nungsergebnis aller relevanten Erlös- und Aufwandsarten fur den gesamten Bereich der Hausmeis-

ter- und Reinigungsdienste .(indem und extem) des Haushaltgahres 201 1 zzgl.. Overheadkosten. Ge-

halts- und Preissteigerungsraten sind Nr die zukünftigen Jahre entsprechend zu berücksichtigen
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(Indizierung). Auf dieser finanziellen. Grundlage werden die vom Servicebetrieb geforderten Dienst-

leistungen erbracht. Die umfassenden Anderungen und Anpassungen der Reiüiguhgsreviere haben

dazu beigetragen, dass die Personalkosten unterhalb des GeschäRqahresziels lagen. Diese Wirkung

konnte erwicht werden, obwohl die Krankheitsmte unverändert hoch ist und die Reinigungsdienst-

leistung im Zuge der Ganztagsbetreuung und der Betreuung in den Ferienzeiten um 1,54 % angestie-

gen ist. Die Ansätze des Er6olgsplans (mit Ausnahme der indëxierten Haushaltsmittel fÜr die Unter-

haltung der Gebäude und technischen Anlagen) sind gegenseitig.deckungsfähig. Neu hinzugekom-

men im Geschäßqjahr 2016 sind die bauliche Unterhaltung und die Energiebewirtschaftung zur Si-

cherstellung des Betriebes der zum Teil kreiseigenen und zum Teil angemieteten hnmodule zur

Unterbringung von Flüchtlingen. +x %r

-«««.-';.'«'-,{..0B

Der Servicebetrieb misst dem Schutz der Umwelt und dem verantwortungsbewussten Umgang mit

Ressourcen große Bedeutung bei. Im Reinigungsberei(:jiKwerden auch weiterhin fur die tägliche Un-
terhaltsreinigung ausschließlich kennzeichnungsßeie Produkte verwendet.

..er
B. .])arstellung der Lage p'\p

.9'
Darste[[ung der Vermögens. und ]tjnäni]age

'11 17 71)1h

X:?r TOUR

W"+sa'

X

''g

)
Ë

( '4 1 17 7tl l \

% TOUR

36,6 'H6
63.4 280

LO0 726

200 18,3 .. 200 27,5
243 22,3 287. 39,5
649 59.4. 239 32.9

.:]2& .::Jgg& .::::ZZ :::.:22&

Der Anteil des langhistig gebundenen Vermögens am Gesamtveimögen beträgt 36,6%. Hierbei han-

delt es sich im Wesentlichen um die betriebsnotwendigen Gegenstände zur Leistungserbringung in

den Bereichen Reinigungsdienstleistungcn und Hausmeistertätigkeiten

%

61,4.

38,6
100

Eigenkapital
Sonderposten mit.Rücklageanteil
Kurz- und mitte]üistiges Fremdkapital
Passive

]8,3
22,3
S9.4

100.0

Beim Eigenkapital handelt es sich um die vollständig eingezahlte Netto-Position, die dem Eigenbe-

trieb durch den Landkreis Gießen zur Verengung gestellt wurde. Der Sonderposten mit Rilcklagean
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teil resultiert aus Investitionszuschüssen des Landkreises. Diese Position wird ratierlich ertrags-

wirksam aufgelöst.

Die Finanzströme des Servicebetriebs zeigt folgende Kapitalflussrechnung

Cashflow aus der laufenden GeschäRstätigkeit
Cashflow aus der Investitionstätigkeit
Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit
Finanzmittelfonds am Ende der Periode

2016
47

-83

36

a

2015

51TEUR
-94TEUR
43'1EUR
n TniTD

==========B x x+vl\.

Da der Servicebetrieb selbst tiber keine eigenen liquiden Mittel ver61gt, erfolgt (jjl%abwicklung des
Zahlungsverkehrs unter Zuhilfenahme eines Vermchnungskontos durch die ::Kg?Ëë::äes Landkreises

Gießen. Die Zahlungsfähigkeit des Servicebetriebs ist somit durch .die U1ljliidität des Landkreises

Gießens zu jeder Zeit gewährleistet. ,€ oq9'

Für etwaige anstehende Investitionen hat sich der Landkreis gj!$en bereit erklärt, notwendige Inves-

titionszuschüsse zu gewährleisten, sofern die Anschaljtijjëëll nicht aus Abschreibungen finanziert

werden können. Weiterhin werden die entstehenden BQtfiebskosten durch den Landkreis Gießen in

Form von zuschüssen.abgedeckt. xB%
Entwicklung der Rückstellungen: lo'

g/' nS'fänd Verbmuch Auflösung ZufUhrungen Stand
dito:r.20iö 31.i2.20i6

..Ni?:W EUR EUR' EUR EUR EUR

a

Auflösung ZufUhrungen

EUR

TVÖD-Leistungsëihëëß
ausstehende Rechnu;;ëen
Erstellung/PrUftmg
Jahresabschluss
Reisekosten

71.300,00
95.800,00
33.100,00

460,00
8.000,00

71.300,00
95.800,00
32.321,98

418,96
5.355,00

0,00
0,00

778,02
41,04

2.645,00

37.400,00
36.300,00
26.100.00
22.595,00
6.000,00

37.400,00
36.300,00
26.1'00,00
22.595,00
6.000,00

l.ooo,oo
209.660,00

L.000,00
206.195,94

0,00

3.464,0'6
l.ooo,oo

]22:P!,oo
]:ooo,oo

129.395,00
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Darstellung der Ertl'agslage

2016
T€

l0.614

r )

20]5
T€

6.392Umsatzerlöse, Betriebskostenzuschüsse
Materialaufwand
Personalaufwand

sonstige beüiebliche Erträge
Abschreibungen
sonstige betriebliche Auhpendungen
Betriebsergebnis

Finanzergebnis

..@
.'qV

Aufgrund der Betriebskostenzuschüsse durch den Landkreis Gießen, die jjlh an den angefallenen

Erträgen und Aufwendungen des Geschäßgahres bemessen, soxll! der Kostenerstattungen Hr die
Aufwendungen der Bauunterhaltung wird das satzungsgemäß vorgesehene ausgeglichene Jahreser-

gebnis erzielt. na
Der Planwert des Eigenbetriebes liegt im Jahr 2016 !pi 11.657 T€. Def Gesamtaufwand im Jahr' '' ''' z.'
2016 beträgt 1 0.697 T€ und unterschreitet den Planansatz um 960 T€.

Die Kosten Hr Reinigung- und Hausipëi$iëidienstleistungen unterschreiten den angepassten Ver-

gleichswert 6ir das Jahr 201 1 um 7Sq:lF€

' :.,</"

Sonstige Steuem
Jahresergebnis 0 0 +. 1

Vergleichsrelevantël;;Aufwand
Angepasste Vergleichswerte aus 201 1
Unterschreitung

9

2016 2015

T€
6.161

6.914

T€
6.329

Der angepasste Vergleichswert 201 1 berilcksichtigt Tariferhöhungen und Preissteigerungen

C. Entwicklung des Personals

Im GeschäRqjahr 2016 hat sich durch die Eingliederung des Stabes Bauunterhaltung der Personal-

bestand im Overhead von acht auf zwanzig Personen erhöht Zum Stichtag 31.12.2016 waren im

Servicebetrieb rund 240 Beschädigte angestellt. Hierfür fielen im Geschäftsjahr 2016 Aufwendun-

gen in Höhe von 4.876.882,40 Euro fur Löhne und Gehälter sowie 1.351.'7'88,36 Euro Mr soziale



Abgaben und Aufwendungen für Altersvorsorge und Unterstützung an. Die stetig ansteigende Rei-

nigungsdienstleistuhg aufgrund der Nachmittagsbetreuung bzw. der Betreuung in den Ferienzeiten

erfordert mitte16istig eine Anhebung des Stellenplanes.

D. Chancen und Risiken

Chancen

Durch eine einmalige Anpassung aller Reinigungsreviere in 201 6 im Zuge des neuen Arbeitszeitmo-

delle und durch die daraus resultierenden Ergebnisse wird der Reinigungsbereich auch weiterhin op-

timiert. Durch regelmäßig geschultes Fachpersonal ist der Servicebetrieb in der Lagezauch zukünRig

fachgerechte Unterhalts- und
' '" ';. -'- --U"''-Ö

Grundreinigung zur Werterhaltung der Gebäude durchzuführen. Ge-
.p'q4''

sundheitspräventionsmaßnahmen zur Reduzierung der Krankheitsquote weilen umgesetzt.

.{.C.j'p '
Risikenë''

Es bestehen keine wesentlichen Risiken, da der Serviceb!!rieb nahezu ausËchließlich fur den Land-

kreis Gießen tätig ist.

Gießen, den l August 2017 "/'
,#

hgez. Mario Ro
Betriebsleiter
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Sewicebetrieb Landkreis Gießen

Gießen

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

Wir haben den Jahresabschluss -- bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrmhnung sowie An-

hang -- unter Einbeziehung der BuchHhrung und den Lagebericht der Servicebetrieb Landkreis Gie-

ßen fUr das GeschäRgahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2016 geprüR. Die Buchmhrung und die

Aufhellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschrif-

ten und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung liegen in der Verantwgrtui@ä3ër gesetzlichen

Vertretung des Eigenbetriebe. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage d%:1lllbÜflg durchgeführten

PrUfÜng eine Beurteilung tiber den Jah'esabschluss unter Einbeziehuqgqëi€Buchmhrung und über

den Lagebericht abzugeben. lf@l

Wir haben unsere Jahresabschlussprtlfiing nach $ 3 17 UqPillä: $ 27 EigBGes unter Beachtung der

vom Institut der WirtschaRsprilßt (IDW) RestgestelltSllfld$iit'when Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-

schlussprilfung vorgenommen. Danach ist die Pi:j$ilFiF so zu planen und durchzuführen, dass Un-

richtigkeiten und Verstöße, die sich auf die päi$!ellung des durch den Jahresabschluss unter Beach-

tung der Grundsätze ordnungsmäßiger BljËljijäjming und durch den Lagebericht vermittelten Bildes

der Vemlögens-, Finanz- und ErtrlgëjËge wesentlich auswirken, mit hinreichender .Sicherheit er-

kannt werden. Bei der FestlegüjjË#dër Prühngshandlungen werden die Kenntnisse liber die Ge-

schäftstätigkeit und über d;Ë::WiÜschaßliohe und rechtliche Umfeld des Eigenbetriebe sowie die Er-

wartungen über mögt.Kohg#Ëhler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit

des rwhnungsle.glj@$ßëzogenen intimen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in

BuchHhrung, JahniÜbschluss und Lagebericht tiberwiëgepd aufder Basis von Stichproben beurteilt.

Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentli-

chen Einschätzungen der gesetzlichen Vertretung sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des

Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinrei-

chend sichere Grundlage Hr unsere Beurteilung bildet.

/

r

V

)

/

ÖJ

\

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen gefühl

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der

Jahresabschluss den gesetzlichen VorsohriRen und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung und
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vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchmhrung ein den tatsächlichen

Verhältnissen entsprechendes Bild der Vemlögenë-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebe. Der

Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den gesetzlichen VorschriRen,

vermittelt insgesamt ein zutreHendes Bild von der Lage des Eigenbetriebe und stellt die Chancen

und Risiken der zukünßigen Entwicklung zutreHend dar.

Gießen, den 1. August 2017

'lliEOBXLD JUNG SCilW
WmrSCUAi;tSPKÜFUNcscEsËLt5cll:niki

STEUEKBEKATUNCSCESEtLSëllÄËV

d"#o')
\

''Ü=.=:!@$&

/

Sebastian Jung
WirtschaRsprilFer
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RECH'lLI(=HE VERHÄL'lNßSE

Servicebetrieb Landkreis Gießen

Gießen

Gesellschaftsrechtliche Verhältnisse

Firma: Sewicebetrieb Landkreis Gießen

..@
Sitz:GießenN''

Rechtsform: Eigenbetrieb .41} dill)4l? z
Satzung: Maßgebend ist die Satzung vom 1 0. Silbtember 2012.

:: :::l:=. ßXl: =;=T,:l=:=r'='=
September 201a\jp Kraß.

RiversRläj41'9
3s324ßl>ëb-

Gegenstand des 'rk!#,#w

--""lilpa ===::.: 1:"=1 111
GeschäRqjahr: ] . Januar bis 3 1. Dezember

Netto-Position: EUR 200.000,00

Geschänsfilhrung: Mario Rohmlus

Organe: Der Eigenbetrieb hat folgende Organe:

- Betriebsleitung

- Betriebskommission

b

Anschriß:
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Der Betriebskommission gehören an

Drei Mitglieder des Kreisausschusses,

a) Kmß ihres Amtes die Landrätin/ der Landrat.

b) Zwei weitere Mitglieder des Kreisausschusscs; darunter

müssen die/der Nr das Finanzwesen zuständige Beige-

ordnete und der/die Nr dell Fachbereich Schulen und

Bauen zuständige Beigeordnete sein.

Je ein Vertreter jeder Fraktion des Kreist$1g$hdie durch den

Kreistag Mr die Dauer seiner Wahlzejidë.pliändt werden. (bis

30.062010 .!tP
10 Mitglieder des KreistaqËëjgj:lira den Kreistag fUr die

Dauer seiner Wahlzeit entsandtnwerden. (ab 01 .07.2016)

Zwei Mitglieder des tlëi$pnalrates- und die Frauenbeaußragte

durch die dq81E$ndkreises Gießen zu ersetzen.

Weitere'B/#ti'chaRlich oder technisch besonders eMahrene

Persißbßrsollen durch den Kreistag für die Dauer seiner
b.-yl ' '

.PWIÜ'lzeit zur Berufung in die Betriebskommission gewählt

Besondere Vorgänge vom 5. Oktober 2015 wurde das Konzept zur "Ein-

+'
fand zum 1. Januar 2016 statt

iP\.JP gliederung des Stabes Bauunterhaltung in den .Servicebetrieb des

' Landkreises Gießen" durch den Kreistag beschlossen. Der Übergang

t

r

e

;.P

r.ß

e

e

Zum AbschlussprüËer für das GeschäRqjahr 2016 wurde am 16. Dezember 2013 die Theobald

Jung Scherer AG Wirfschaftsprtlfungsgesellschaß, Gießen, gewählt.
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AUFGLIEDERUNG UNDERLÄUTERUNG
WESENTLICHER POSTEN DES JAHRESABSCHLUSSES

zum 31. Dezember 2016

Servicebetrieb Landkreis Gießen

Gießen

Aktivseite

A. Anlagevermögen

Das Anlagevermögen wird in einer EDV-gestützen AnlagllË2lc(Pl;)gg mit dem EDV-Sys-
tem Finanz+ der DATA-PLAN Computer Consulting Gmbh Ötdiiungsgemäß nachgewiesen.

Eine von den Amchafhngs- und HerstellungskQgt$falßä2#eEhende Darf.teilung der Entwicklung

der einzelnen Bilanzposten des Anlagevermögq®enihält der Anlagenspiegel im Anhang zum

Jahresabschluss(Anlage 3). +. iËëp

Da im Anlagenspiegel die EntwiclgiJljjË:äer Posten des Anlagevermögens ausgehend von den

ursprünglichen Anschafhngshis€;ä;ön-ie die Entwicklung der kumulierten Abschreibungen

dargestellt sind, wird bei g<ßiiiiuterung der Abschlusspositionen die Darstellung auf die Ent-
wicklung der Buchw(:iltgj:gschränkt.

Die Bewertuggb V.z# agevermögens. ist im Anhang dargestellt.

2C

X
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L Sachanlagen

l andere Anlagen, Betriebs- und Geschäßsausstattung EUR

(31.12.2015: EUR

399.817.77

445.858,27)

Der Buchwert hat sich im Berichtgahr wie folgt entwickelt

Stand am 0 1.01.2016 445.858,27

+ Zugänge ...82:65g,gl

i::::g:.:ge

..$gf
Geringwertige Anlagegüter mit Anschaffungskosten iibqli 150 EUR und bis 1 .000 EUR wer-

den im Zugangqjahr in einem Sammelposten aktiva!!'tlëfid linear über 5 Jahre aufgelöst.

Der Posten setzt sich wie folgt zusammen: illliii
+. 'v
d\f'

:oo' K
-«."«- "$'
Sonstige Betriebsausstattullgf$1./ '

Geringwertige Vermögëiilä3genstände der Betriebs- und GeschäRs-

ausstattung(grölr lieg..pük bis 1.000 BUR) -.©:9Q6,26

$'
Wesentliche Zugänge des GeschäRqjahres betreten die Anschalfiing mehrerer Rasentraktomn

(TOUR 16) und eines Frontmähers (I'EUR 12) Rlr die Hausmeister.

Die Abschreibungen werden linear tiber die Nutzungsdauer )iggË
.men

y

J

Abschreibungen

Stand am 3 1.12.2016

2015
EUR

136.371,88

163.539,13

139.533,49

148.596,93
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B. UmlaufVemlögen

1. Vorräte

1. Roh-, Hills- und BetriebsstoHe }UR

(31.12.2015: EUR
8.000.00

8.000,00)

Die Vorräte beinhalten den in den Schulen vorgehaltenen Grundbestand an Reinigungschemie

Die Bewertung erfolgt zum Festwert

11. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

9Ü

X

..@
2. Forderungen gegen den Landkreis Gießen ö(l:?Z!!R.

g}.ig@WEUR

Hierbei handelt es sich um das Verrechnungskonto mit dem lüXdkreis Gießen.

:=,. .*
Bei der Netto-Position hi81g:!tags sich um das satzungsgemäße Eigenkapital, das voll einge-

"hit i;t. 44.p'

, ;.".","&e""""':"";",.-".
Der Sonderposten wird Nr Zuschüsse durch den Landkreis Gießen zur Investition in das An-

lagevemiögen gebildet. Die ertragswirksame Auflösung des Sonderpostens fUr die vom Land-

kreis Gießen erworbenen Vemiögensgegenstände eüolgt analog dem Wahlrecht der GemH-

VO-Doppik nach der durchschnittlichen Nutzungsdauer der tibemommenen Anlagenklassen.

Die Auflösung des Sonderpostenanteils Hr im laufenden Geschäßqjahr neu angeschafRe Ver-

mögensgegenstände erfolgt entsprechend der Abschreibung der bezuschussten Vermögensge-

genstände.

684.399.5Q

264.535,56)

Passivseite

EUR

(3 1.]2.2015: EUR

EUR

(3 1 .12.2015: EUR
243.127.26

287.450,47)
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Der Sönderposten entwickelte sich im GeschäRqjahr wie folgt

Bestand am 1. Januar 2016
erhaltene Investitionszuschüsse im Gesöhäß<jahr
ertragswirksame Auflösung im Geschämlahr

287.450,47€
35.596,85 €
79.920.06€

Bestand am 31. Dezember 20] 6 243.127.2

C. Rückstellungen

sonstige Rückstellungen EUR 129.395.00'

209,660,00)

Auflösung ;jlfjjgbeen

'$o$''"
71.300,00 0,0qp' 37.400,00
95.800,00 0,00 36.300,00

32.321,?!(F;ßg8?02 26.ioo,oo
41 8,9GLi#iib:w41,04 22.595,00

5.3ss,g%'::># .a5,00 6.000,00

(3].12.2015: E]

l

b
Stand

01.01.2016
EUR

Verbmuch Stand
31.12.2016

BUREUR

Überstunden
Resturlaub

TVÖD-Leistungsentgelt
ausstehende Rechnungen
Erstellung/Prtlfung
Jahresabschluss
Reisekosten

71.300,00
95.800,00
33.]00,00

460,00
8.000,00

37.400,00
36.300,00
26.100,00
22.595,00

6.000,00

i.Qöö:Qö
Üö.t9X94

l.ooo,oo
209.660,00

0,00

'3.464,06
l.ooo.oo

129.395,00
l.ooo,oo

129.395,00

#'
Die Rückstellungen Hr Urlaub;PäÜflichtungen.ergeben sich aus den im

{

'q

Berichtsjahr nicht ge-

695

EUR 21.098,72)

nomlnenen IJrlaubsansplqBgjleO'tier Angestellten des Servicebetriebs.

Verbindlicbke$eng)$?

VerbindliclikëitÖi'aus Lieferungen und Leistungen

(31.12.2015:

Die Lie6erantenverbindlichkeiten sind zum Bilanzstichtag durch eine Saldenliste der Kredit

orenbuchhaltung nachgewiesen. Die Kreditorenbuchhaltung wird in Form einer computerges

Htzten QHeDen-Posten-Buchhaltung gcHhrt. Für ausgewählte Kreditoren wurden Saldsnbs:

glä!!g!!pggn angefordert. Nennesnwerte Beanstandungen haben sich nicht ergeben

Der Anstieg der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen resultiert im Wesentlichen

aus den umfangreichen bezogene Leistungen im Bereich der Bauunterhaltung
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2. sonstige Verbindlichkeiten ElllR:...... &:0QQ,00

(31.12.2015: EUR 8.000,00)

31.]2.2016 31.12.2015

Sonstige Verbindlichkeiten - kreditoriiche Debitoren .....8:gQQ,QQ .....&QQQ,QQ

. 8.000,!Q . 8.0@:QQ

Die kreditorischën Debitoren resultieren aus den Forderungen gegen den Landkreis Gießen in

Verbindung mit dem Vorratsbestand.



Gewinn- und Verlustrechnun

1. Umsatzerlöse EUR I0.614.346.38

(3 1.12.2015: BUR 6.391.847,82)

31.12.2016
EUR

31.12.2015
EUR

Betriebskostenzuschuss des Landkreises

Kostenerstattungeh von Gemeinden(GV)

Andere Kostenersatzleistungen und -erstattungen

7.366.961,53

3.247.114,85

270:0g

6.391.259,88

0,00

587.94

to.öi4.34ö.38@p 6:119 ! :$4v:$?

Die Umsatzerlöse beinhalten im Wesentlichen die quartalsweise giiti4jtëiien Betriebskosten-

zuschüsse sowie die Veiwaltungskostenpauschale VÖm Löndklj$i:jl(liBißÜ.

Die Kostenerstattungen von Gemeinden resultieren aus dem 'heu eingliederten GeschäRsbe-

.0P' H
Erträge Auflösung von Sond@pHl;Ël?aw Investitionszuschüssen 79.920,06

Erträge aus der Auflöst Ë$rÖ#Rbckstelluhgen 3.464,06
Erstattungen von AG;41ß\äë6dungen von Krankenkassen - . 0,00

andere sonstigeHQbcgëi8se ' 0,00

Erbäge aus !f4iaSi®dsatzleistungm . ....D,QD
4P' '

W g

2. 83.384.12

90.641,75)

2015
EUR

IÖn0139
2.502,15

8.962,65

1.800,00

669,16

Die sonstigen betrieblichen Erträge beinhalten im Wesentlichen die ertragswirksame Auf.

lösung des Sonderpostens fur InvestitionszuschUsse (TEUR 80). Wir verweisen an dieser Std

le auf die Erläuterungen zum Sonderposten
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3. Materialauftvand

a) Aufwendungen Hilf Roh-, Hills- und BetriebsstoHe und fUr

bezogene Waren EUR

(31;12.2015: EUR
284.408.42

235.506,85)

2016
EUR

2015
EUR

Zubehör, Sanitärartikel,. sonstiges

Reinigungsmaterial

Geräte und Gebrauchsgegenstände bis 150 €
Material Hr Hausmeister

Geräte und Gebrauchsgegenstände
ä

149.460,00

80.563,10

49.071,27

i.2öt40@'
4ëßs:f'

. 284;408i42
,?\ }. 'b#"

Der Posten umfasst im Wesentlichen Aufwendungen fUr igË;Häreinrichtungen sowie Reiß

135.297,81

47.511,46

49.010,72

3.686,86

nigungsmittel und -material.

b) Aufwendungen ßiir bezogene Leistungen EUR

(31'.12.2015: EUR

3.484.502.40

35.676,10)

Imtandhaltung der Gebäude ulü#tä9e lanlagen(Bauunterhajtung)

Bauunterhaltungsbudgets ')<i/r'
Wartungskosten Bauunüelll@!ung

BU - BrandschutzmaP$jlWen

Dienstleistunllg:?tlaq!$älihm der Bewirßchaftung
Bauunterha!$$Ë.keixContaineraüfstellung

FremdleistungëH':Wintadienst + IKZ

Schadstofhntersuchungen

Glasreinigung

Sonderdienste, Leistungen fUr alle SëhulliegenschaRen
BU - Barrierefreiheit/ Inklusion

Unterhaltung von Sportgeräten in Schulsporthallen

Bauunterhaltung im Rahmen von Umzügen

2016
EUR

2015
EUR

2.106.569,86

427.962,19

380.100,79

300.605,36

69.020,30

65.923,06

41.439,18

35.945,93

33.261,49

18.932,20

3.071,32

1.348,93

321.79

o,®
o,®
0,00

0,00

0,00

0,00

35.676,10

0,00

0,00

0,00

0,00

0,00

484.502.40

Die Aufwendungen Hr bezogene Leistungen entfallen im Wesentlichen auf den neuen Ge-

schäßsbereich "Bauunterhaltung"



4. Personalaufh'and

a) Löhne und Gehälter (31.12.2015: EtJK

4,816,8$Z,®
4.426.348,61)

Im Berichtsjahr waren durchschnittlich 233 Arbeitnehmer beschädigt

b) soziale Abgaben und Auhvendungen für AJtemversorgung
und für Unterstützung

EU]

(31.12.2015: EUR 1.268.362,74)

(3i.iz.20igls)8}K

"g

: ''
dhaltung)

Amtliche Bekanntmachungen .:!J::911,5&

6 sonstige betriebliche Aufwendungen
570.04],6$

391.139,66)

2015
EUR

220.900,00

51.592,96

5.507,40

28.688,89

13.406,31

14.778,05

lO.107,57

5.710,04

6.082,22

8.823,68

8.000,00

1.901,85

3.016,50

1.623,32

0,00

443,30

0,00

0,00

421,92

934,19

0,00

583,77

gZ!:gJ:@' 221:122@

Die Verwaltungskostenpauschale dient zur Erlassung von Dienstleistungen, die duch den

Landkreis Gießen Mr den Servicebetrieb erbracht werden.



ANGABEN ZUR 0RDNUNGSMÄSSIGKEIT DER GESCHÄFTSFoi IRUNG

DER WIRTSCriAFTLICHEN VERlIÄLTNISSE NACH $ 53 HGrG

Sewicebetrieb Landkreis Gießen

Gießen

fDr das GeschäRgahr vom 1 . Januar 2016 bis 31. Dezember 2016

..@

a) Gibt es Geschäßsordnungen für die Organe. und einqp-zgjeschäRsverteilungsplan filr die Ge-

sohäRsleitung sowie ggf: Hr die Konzemleitung?::gillijläfdartiber hinaus schriRliche Weisun-

gen des Überwachungsorgans zur Organisatiqnlgj$bäie Geschäfts- sowie ggf. Hr die Konzem-

leituög (Geschäf:lsanweisung)? EntspfeqhenCäjëËe Regelungen den BedilrMissen des Untemeh-

mensbzw.desKonzems? nO+
Ein GeschäRsverteilungsplarl$ädc;aäiich die GeschäRsleitung beinhaltet, liegt vor. Eine Ge-

schäRsordnung für die B;ëtEil#gkommission des Eigenbetriebes liegt demeit noch nicht vor.

Für den KreisausschiiËlsjludd den Kreistag liegen jeweils Geschäßsordnungen vor. Zuständig-

keiten und BeB!.gniË$ëËergeben sich aus den $$ 4 bis 8 des Hessischen Eigenbetriebsgesetzes

sowie der .$jjËlinë'des Eigenbetriebes. Diese Regelungen entsprechen den Bedürßüssen des

Eigenbetriebe!.

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Uberwachungsorganen und Ges
sißi'te Offenlegung der Organbezüge ë3ijigiüg sowie individuali-

ch

d

2

]

N

b) Wic viele Sitzungen der O.rgane und ihrer Ausschüsse haben stattgefiinden und wurden Nie-

derschrißen hierüber erstellt?

Im GeschäRqjahr 2016 fanden insgesamt vier Sitzungen der Betriebskommission statt. Ent.

sprechende Protokolle liegen ung vor.
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c) Ih welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i.S.d. $ 125 Abs. l Satz 5 Aktg sind

die einzelnen Mitglieder der GeschäRsleitung tätig?

Die Mitglieder der Betriebsleitung sind angabegemäß in keinen Aufsichtsräten oder .anderen

Kontrollgremien i. S. $ 125 Abs. l Satz 5 Aktg tätig.

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder(GeschäRsleitung, t)berwachungsorgan) individuali-

siert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzemabschlusses aufgeteilt nach Fixum, elgolgsbe-

zogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwirkung ausgewiesen? Falls

a
Die Vergütungen der Organmitglieder enthalten keine erHolgsbezogf6Ëp;lKomponenten bzw.

Komponenten mit lange'istiger Anreizwirkung. Auf die Aüg$1)l;$1$ 'qërgiitung der Betriebs-

leitung wird unter Hinweis auf $ 286 Abs. 4 HGB verzichtet:qgeg

Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorisElie.Grundlagen.iJ'
a) Gibt es einen den Bedürßtissen des Untë!!!eljhßns entsprechenden Organisationsplaö, aus dem

Organisationsaun)au, Arbeitsbereicbl?'lyiÜ Zuständigkeiten/Weisungsbefugnisse ersichtlich

sind? Erfolgt dessen regelmäßigpq;jjËrprilhng?

e.P .F
Es existiert ein den Bedüi'ßibseen des Eigenbetriebes entsprechender Organisationsplan. Dieser

wird bei BedarfakQ.g.ljliëR.

b) Haben sicll:!fhtw.alßbunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfahren wird?

Soweit wir bei unserer Prilfüng feststellen konnten, wird nach den entsprechenden organisato-

rischen Regelungen verfahren.

nein, wie .wird dies begründet?
+

t

d ?\

5& n

7A.'Ü

c) Hat die Geschäßsleitung Vorkehrungen zur Korruptionspräventiön ergriffen und dokumen

bert?e

Die Leitung eMolgt auf Basis des jeweiligen Wirtschaftsplanes. Darüber hinaus erfolgen Plau-

sibilitätsprüfungen durch ein Vier-Augen Prinzip. Weiterhin werden die MaterialbeschafHn-

gen des Reinigunësbereichs zentral durchgeHhrt sowie Lagerbestandskontrollen vor Ort
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durchgeführt. Die AuRragserteilung der Bauunterhaltung findet ausschließlich unter Einbin-

dung der Leitungsebene nach dem Vier-Augen-Prinzip statt.

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen fUr wesentliche Entscheidungs-

prozesse (insbesondere Außragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwesen, Kreditauf-

nahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese nicht eingehalten
werden?

Ja, es existieren Vergaberichtlinien sowie allgemeine Dienst- und GeschäRsanweisungen des

Landkreises Gießen, welche auch Gültigkeit filr den Servicebetrieb habe+n. @$7

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (j!:j3äj3iundstilcksverwattung,

EDV)? ' ,#.C>''V

Die bestehenden Verträge werden ordnungsgen 1111(Wntiert.
Fragenkreis 3: Planungiwesen, Rechnungswi:l:gji$nlormationssystem und Controlling

a) Entspricht das Planungswesen -- auf:(}9.'h incl ick auf Planungshorizont und Fortschreibung

der Daten sowie auf sachliche .gigi.l):etliche Zusammenhänge von Pr(sekten -- den Bedür6lis.

sen des Untemehmens? .:,,p il$P::

Das Planungsweseilßdtäjyficht den Bedilr6iissen des Eigenbetriebes. Der Eigenbetrieb erstelltf$Z4. - '
jährlich einen ëWi(tlëtfäRsplan, der den Bedürfnissen des Üntemehmens entsnricht.

4,
aniBhb) Werden PI

y. '
weichungen systematisch untersucht?

'$

(

h...#

Die Betriebsleitung sowie die Sachgebietsleitung Hausmeister- und Reinigungsdienstleitung

analysieren regelmäßig und systematisch Planabweichungen.

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrwhnung der Größe und den besah.

deren Anforderungen des.Untemehmens?

Das Rechnungswesen entspricht den Anforderungen des Eigenbetriebes

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u.a. eine laufende Liquiditätskon

trolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet?



Seite 4

Aufgaben des Finanzmanagements werden durch die Betriebsleitung und den Fachdienst

Finanzen vorgenommen.

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben sich An

haltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten worden sind?

Der Servicebetrieb Landkreis Gießen verfügt über keine eigenen Bankkonten. Der Zahlungs-

verkehr sowie Liquiditätskontrollen und Liquiditätsmanagement werden zentral über den

landkreis Gießen abgewickelt

D Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gesbtl€R20rden? Ist duch

das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende FÖrdeW,pË9i'%eitnah und eHektiv

eingezogen werden? . d op'ql$?

)

Vq
'y

Der Eigenbetrieb ist nur intern tätig.

..@
Entspricht das Controlling den Anforderungen dëg.ll)nternehmens/Konzerns und umfasst es

. ' .#b.V
alle wesentlichen Untemehmens-/ Konzernberpiëhë?

9
Das Controlling wird über den Larigjg;ë8$:Gießen .durchgemhrt. Ein grundlegendes eigenes

Controlling des Eigënbetriebes bËst$jiPaußgrund der Größe nicht: Jedoch werden gewisse Be-

reiche im Rahmen der Quaiitigsbäichterstattung durch den Eigenbetrieb aufgearbeitet. Das

Controlling entspi'icht dq#Ä.BËorderußgen des Eigenbetriebes.

Tochterunt916ebl:di und der Untemehmen, an denen eine wesentliche Beteiligung besteht?

Tochteruntemehmen des EiËenbetriebes existieren nicht

Ermöglichen (:g R+ tl'jungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwachung der

ä

r\

/

P

g)

h)

Fragenkreis 4: Risikofriiherkennungssystem

a) Hat die GeschäRs-/Konzemleitung nach Art und Umfäng Frühwamsignale definiert und Maß-

nahmen ergriHen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig .erkannt werden

können?
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Ein Risiko6{iherkennungssystem, welches schrißlich dokumentiert ist, besteht nicht. Dennoch

werden durch die Organe des Eigenbetriebes sowie durch den Landkreis Gießen bestehende

Risiken ständig tlberwacht.

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erHllen? Haben sich

Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nichtdurchgeführt werden?

Aufgrund der Größe des Eigenbetriebes und seines Geschäßsbereiches lind diese Maßnahmen

grundsätzlich geeignet, ihren.Zweck zu erfilllen. Wir haben keine Anhaltspunkte, dass diese

Maßnahmen nicht durchgeführt werden. . . a
Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? .,f\ Z

Die Maßnahmen werden durch einen Soll-/Ist-Vergleich im Jilgiiglier Quartalsberichte er-

läutert und dokumentiert.
V

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert?

..a
d) Werden die Frtihwarnsignale und. Maßnal)men j$:i$$üierlich und systematisch mit dem ak-

tuellen Geschäßsumßeld sowie mit den Gesigbgßf$rozessen und Funktionen abgestimmt und

angepasst? +ax iqP

Es :wird eine Analyse der Gründe:ä#iiii .Planabweichungen vorgenommen. Die Erkenntnisse

werden im Rahmen der Qualtal$be#bhterstattung dokumentiert.

Fragenkreis 5: Fi.p.!n4$$#rumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate

Der EigenËË€$ëb setzt selbst keine Finanzinstrumente ein. Daher sind die folgenden Fl"agen

dieses Fragenkreises nicht einschlägig.

f ]

#
.x./

b L

Fragenkreis 6: Inteme Revision

a) Gibt es eine den Bedür6lissen des Untemehmens/Konzems entsprechende Intime Revi-

sion/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese Funktion durch

eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen?
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Eine intime Revision als eigenständige Stelle (Funktions- oder Aufgabenbereich) im Service-

betrieb besteht nicht. Diese Funktion wird entsprechend der Größe und

Funktion des Eigenbetriebes "Servicebetrieb Landkreis Gießen" teilweise durch die Revision

des Landkreises Gießen wahrgenommen, i. B. bei Auftmgsvergaben ab TEUR 50. Siehe auch

Antwort zu c.).

b) Wie ist die Anbindung der Intemën Revision/Konzemmvision im Untemehmen/Konzem? Be

steht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten?

Durch die Teilbeaußragung der Revision des l.,andkreises Gießen besteht be{ dieser Tätigkeit

keine Gefahr von Interessenskonflikten. ':l\iP

sion/Konzernrevision im Geschäßgahr? Wurde auch geprËfËlgF wesentlich miteinander un=

vereinbart Funktionen (z.B. Trennung von Anweisungi.ypd Vollzug) organisatorisch getrennt

find? Wann hat die Intime Revision das letzte Ma&!itl#:Korruptionsprävention berichtet? Lie-
gen hierüber schriRliche Revisionsberichte Üöl?g'':#"

+. 'v
Die Revision übt beim Servicebetrieb tëilwxeiie die Rolle der intimen Revision aus. Sie prüm

alle.AuRragsvergaben ab einem 'ÜISl?€;ilh 50 '1ËUR. Darüber hinaus ehrt die Revision Son-

derprüfüngen dutch. Sie prü8i:ël3ëligo die 'ragesabschltlsse des Servicebetriebes im Rahmen

der unvermuteten KassenËi$Qiiäen der l:reiskasse Gießen mit.

In 2016 h'urdË::Qinë$8näerpillfung ."Produkt Overhead Servicebetrieb 2013-2015" durchge-

Hhrt. Die gëlyniKse wurden in dem uns vorliegenden Prilfbericht vom 21. Juni 2016 zusam-

mengefasst. ö''

Welches waren . die wesentlichen Tätigkeitsschwerp.y xiaÜ Internen Revi-
>

Z y

#

'h...o

f

c)

d) Hat die interne Revision ihre Prtlfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüüer abgestimmt?

Bisher fänd keine Abstimmung statt

e) Hat die Intime Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedwkt und um welche

handeltessich?

Bei Ausübung der PrUhng von AuRragsvergaben ab einem Wert von TEUR 50 sowie Prilfüng

der Tagesabschlüsse des Servicebeüiebes im Rahmen der unvermuteten Kassenprüfüngen der

Kreiskasse wurden keine bemerkenswerten Mängel aufgedeckt.



Die in der SonderprUÜng festgestellten Mängel betreten im Wesentlichen die BeNiche Or.

ganis4tion und Dokumentation. Auswirkungen auf den Jahresabschluss 2016 haben sich dar.

ausnichtergeben.

f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der Intemen Revi-

sion/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revision/Konzernrevision die

Umsetzung ihrer Empfehlungen?

In 2016 wurden im Rahmen der (Jbemahme des Bereichs BauunterhaltungfgHerse Organisa-

tionsmaßnahmeo übern'bettet bzw. neu geregelt. Das Ftihrungsperso;:ijb$iü angewiesen, die

Einhaltung der bestehenden Anweisungen und verRigungel lll6t5iië.berwachen.

Fragenkreis 7: Ubereinstimmung der Rechtsgeschäfts:n.nd Maßnahmen mit Gesetz, Sat-

zung, Geschäftsordnung, Geschäf!:lilly'Ëisung und bindenden Beschlüssen

des IJberwachungsorgans <:;P'

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, d!::#!!p vorherige Zustimmung dës t)berwachungsorgans

zu zustimmungspflichtigen Recht!gigi%litten und Maßnahmen nicht eingeholt worden ist?

Im Rahmen der Jahresabs.gylfH ?bring haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die vor-

herige Zustimmung .gqlg;l,ßëlwachungsorgans. zu zustimmungspflichtigen RëchtsgeschäRen

und Maßnahmen n1lËjjËëmgeholt worden ist

b) Wurde voPqqgl%#=%ditgewährung an Mitglieder der GeschäRsleitung oder desÜberwachungs-

organs die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt?

\s.rl'

\ , 7

\

Eine Kreditgewährung an Mitglieder der Betriebsleitung oder des Überwachungsorgans er-

folgte nicht.

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürßiger Maßnahmen ähnli-

che, aber nicht als zustimmungsbedürRig behandelte Maßnahmen vorgenommen worden sind

(z.B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)?

Nein, das war Rlr uns nicht ersichtlich
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d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschähe und Maßnahmen. nicht mit Gesetz, Sat.

zung, GeschäRsordnung, Geschäßsanweisung und bindenden Beschltlssen des Überwachungs.

organs übereinstimmen? ' '

Es haben sich im Rahmen der Jahresabschlussprüfiing Hr das GeschäRqjahr 2016 aufgrund

der von uns geprüßen Sachverhalte keine Anhaltspunkte ergeben," dass Geschähe und Maß-

nahmen nicht mit Gesetz, Satzung, Geschäßsordnung, GeschäRsänweisungen und bindenden

Beschliessen des Übeiwachungsorgans übereinstimmen.

Frägenkreis 8: Durchführung von Investitionen J+@
a) Werden investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, soöstjge€1f$:;äälnlägen, immaterielle

Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und @)E;Realisierung auf Rentabili-

tät/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken gelFuH?

hn Rahmen unsere( Prüfung:haben sich keine #ül#ltspunkte ergeben, dass Investitionen von

der Betriebsleitung nicht angemessen geplal:$9?Ëfvor Realisierung aufRentabilität und Wirt-
schaßlichkeit, Finanzierbarkeit und RisikënWeprUR werden.. Geplante Investitionen werden im

WirtschaRsplan berücksichtigt ill:>4;i'
b) Haben sich Anhaltspunkte erë$ilül, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Pnisermittlung nicht

ausreichend waren, Wlq:ËjöKÜrteil tiber die Angemessenheit des Preises zu emiöglichen

(z.B. bei Erwëlbl$$rëräußërung von GrundstUpken oder Beteiligungen)?A ''
,& '%P

Derartige /q$41tgbunkte haben sich für uns nicht ergeben

c) Werden DurchnUhrung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend [lberwacht

und Abweichungen untersucht?

#'\

y

Z
d

!

Die Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen werden laufend Uber.

wacht und ggf aufAbweichungen untersucht.

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen ergeben? Wenn

ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen?
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Im Rahmen unserer durchgeführten Prüfungen konnten wir keine Hinweise auf wesentliche

Überschreitungen bei abgeschlossenen Investitionen erkennen.

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach Ausschöp-

füng der Kreditlinien abgeschlossen wurden?

Es haben sich keine Anhaltspunkte fÜr solche M aßnahmen ergebena e

e)

Fragenkreis 9: Vergaberegelungen

@.
ü) Haben sich Anhaltspunkte Nr eindeutige Verstöße gegen Verga::P5$1iige

VOL VOF, EU-Regelungen) ergeben? ..ö<2) '

""Ö$
Im Rahmen unserer Prüfling sind uns keine Verstöße gegëi$$BiËaberegelun

w.-d'-. . - .@.
b) Werden für Geschähe, die nicht den Vergaben'eäëhhgen unterliegen, Konkurrenzangebote

(z.B. auch Nr Kapitalaußlahmen und Gema.#ägëH$ eingeholt?

Es werden grundsätzlich Vergleichs%$Ëqjläie eingeholt.

,0*
"q?

Fragenkreis 10: Berichteis.täëtqiig an das Uberwachungsorgan

a) Wird dem Übi:$:1a(jgBësorgan regelmäßig Bericht erstattet?

A..y
Der BetriebËlgöimission wurde im Rahmen der Sitzungen d
Betriebsleitung Bericht erstattet.

b) Vermitteln die Berichte einen zutreHenden Einblick in die wirtschaßliche Lage des Untëmeh-

mens/Konzems und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche?

Ausweislich der Protokolle der Sitzungen der Betriebskommission vermittelt die Berichterstat-

tung der Betriebsleitung einen zutreRenden Eindruck von der Lage des Eigenbetriebes.

c) Wurde das t)berwachiingsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeitnah unter-

richtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abge-

(z.B. VOB l

gen bekannt gee e

X

+.

2\

er Betriebskommission durch diee eDS C
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wickelte GeschäRsvoMälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlas-

sungen vor und wurde hierüber berichtet?

Diö Betriebskommission wurde ausweislich der uns vorliegenden Protokolle angemessen und

zeitnah unterrichtet. Ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ordnungsgemäß abgewiokelte Ge-

schäRsvoMälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder wesentliche Unterlassungen konnten

wir im Rahmen unserer Jahresabschlussprüfüng nicht feststellen.

l

d) Zu welchen Themen hat die GeschäRs-/Konzemleitung dem Überwachungsorgan auf deËsën

besonderen Wunsch berichtet ($ 90 Abs. 3 Aktg)? +.. @

Eine Berichterstattung analog $ 90 Abs. 3 Aktg war im Geschäßqj3h€:Ö1 6 nicht notwendig.

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die IBeriëllterstattun&jë:iB. nach $ 90 .Aktg oder un-

temehmensinternen VorschriRen) nicht in allen Fällen qg.$.reichend war?

Derartige Hinweise haben sich fÜr uns nicht efg$jjeä>

€i
Inhalt und Konditionen der D&O .=!gj8exning mit dem t)berwachungsorgan erörtert?,Q'
Eine D&O-Versicherung ist niëli!.Biistent

g) Soßen IntenssenkonÜijl$$1der Mitglieder der Geschäßsleitung oder des Überwachungsorgans

gemeldet wurden, i$giës unverztlglich dem Überwachungsorgan oHengelegt worden?P%. '

AusweisliëË:i$#'Pmtokolle der Betriebskommission sowie der Auskünße der Betriebsleitung

lagen keine Interessenskonflikte vor.

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wunlä en ngemessener Selbstbehalt vereinbart? Wurden

#
X

#

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven

a) Besteht in wesentlichem Umfang oHenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen?

Nicht betriebsnotwendiges Vermögen ist aus unserer Sicht nicht existent
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b) Sind Bestände auHallend hoch- oder niedrig?

Die Bestände sind fUr den Umfäng des Geschäßsbetriebes angemessen

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vemtögenslage durch im Vergleich zu den bi-

lanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der Vermögensgegenstände
wesentlich beeinflusst wird?

[m Rahmen unserer JahresabschlussprilHung haben wir keine Anhaltspunkte fUr erhebliche stil.

le Reserven oder stille Lasten erkennen können

+

\

ä..#t

Fragenkreis 12: Finanzierung .#g:b r

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und extefiä@j;ipinanzierungsquellen zusam-

men? Wie sollen die am Abschlussstichtag beslehenljFg Wesentlichen Investitionsveroflich

===::="""":1" "=.111 1111:
tigten Investitionen wurden, soßem sie'hi$btudurch Abschreibungen gedeckt wann, tiber den

Betriebskostetlzuschuss des Langj$$ë? Gießen finanziert. ])er laufende GeschäRsbetrieb

wird insbesondere durch ZysnQptllg:)des Landkreises Gießen finanziert. Bestehende Investi-

tionsverpflichtungen best%1lgigëän Abschlussstichtag nichte

b) Wie ist die Finanzj$$.Bes Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der Kreditauf-.A ll&=7

nahmen We!!€1$1iëbeiKonzemgesellschaßen?

Entfällt, da köln Konzern

c) in welchem Umfang hat das Untemehmen Finanz-/Fördemittel einschließlich Garantien der

ÖHentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die damit Verbundenen

Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers nicht beachtet wurden?

Im GeschäRgahr 2015 hat der Eigenbetrieb außer den erwähnten Zuschtlssen des Landkreises

Gießen keine Fördermittel der ÖHentlichen Hand erhalten.
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Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gëwinnverwendung

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapitalausstaüung?

Finanzierungsprobleme aufgrund der Eigenkapitalquote sind zur Zeit nicht zü erwarten. Der

Eigenbetrieb verengt zu diesem Stichtag tiber eine bilanzielle Eigenkapitalquote von rd. 18 %.

Die Finanzierung des Eigenbetriebes erfolgt durch Zuschüsse des Landkreises Gießen.

b) Ist der Gewinnveiwendungsvorschlag(AusschBttungspolitik, Rücklagenbildung) mit der wirt-

schaRlichen Lage des Uhtemehmens vereinbar?

a
Der Eigenbetrieb erhält vom Landkreis Gießen jährliche Zuschüsse für diilßufenden Betriebs-

kosten sowie je nach Bedarf Investitionszuschtlsse. Die Höhe des BetHebskostenzuschusses

fur den Bereich Hausmeister- und Reinigungsdienstleistung ist von der Höhe der Aufwendun-

gen des Servicebetriebes abzilglich der Erträge des Servicebetriebes abhängig. Die Höhe des

Betriebskostenzuschusses ist jedoch auf Basis des GBlndsatzbesch.fusses des Kreistags vom
...IV ' '

13. Februar 2012 auf die im WirtschaRsplan anglsq:ten Kosten beschränkt. Demgemäß zielt

der Servicebetrieb jeweils auf ein ausgeglbhenes Jahresergebnis ab. Für die Bauunterhal-' .''a
tungskosten ist der Betriebskostenzuschuss indexiert.

VV

Frageilkreis 14: Rentabilität/Wi##ghlffttichkeit

a) Wie setzt sich das Bggj€bgëfËebnis des Untemehmens/Konzerns nach Segmenten/ Konzem-

unterüehmen 2usauÜ d#

durch den EiËënbetrieb erstellt. Die Sparten-Erfolgst)bersicht ist als :4:nlëgg.6 beigefügt

Durch den:lälü Geschäßsbereich "Bauunterhaltung" wurde eine Spartener6olgsübersicht

'$o

q,#
6

r

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt?

Das Jahresergebnis ist nicht duma einmalige Vorgänge geprägt

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leistungsbeziehun

gen zwischen KonzemgesellschaRen .bzw. mit dën GesellschaRem eindeutig zu unangemes

senen Konditionen vorgenommen werden?



Im Rahmen der JahresabschlussprUfüng ergaben sich keine Anhaltspunkte, dass Leistungsbe-

ziehungen zwischen dem Eigenbetrieb und dem Landkreis Gießen zu unangemessenen Kondi.
tionen vorgenommen wurden.

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrwhtlich erwirtschaRet?

Diese Frage ist Mr den Servicebetrieb nicht einschlägig.

Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen

a) Gab es .Vcrlustbringende Geschähe, die air die Vermögens- und Ertl:&!!i$?von Bedeutung

waren, und was waren die Ursachen der Verluste? ilr') Z-' '

.$0v
Uberschüsse der Aufwendungen über die Erträge werden iäëëhwHie Betriebskostenzuschüsse

des Landkreises Gießen gedeckt. Dadurch entstehen keine Verluste.

..@
b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um dieaAil$yBgidungen zu begrenzen, und um welche

Maßnahmen handelt es sich? ll2llüi/

Die GeschäflsfUhrung ist durch divgëëËß?maßnahmen bestrebt, die Aufwendungen zu begren-

zen. Bei den Maßnahmen handeltjg$:iËh im Wesentlichen um Vertragsverhandlungen

.</"
Fragenkreis 16: Ursac$1$des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung der

+.ü. ''eg

a) . Was sind dië$1lsachen des Jahresfehlbetrages?

P

siehe Fragenkreis 1 5, Frage a)

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage des Unter.

nehmens zq verbessern?

siehe Fragenkreis 15,Frage a)

\
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LAN DKREIS GI ESSEN
Der Kreisausschuss
Az.: 1 6.0 Löschwasserkonzeot
Sachbearbeiter: Thomas Kreuder
Telefonnummer: 0641 -93901 482

Vorlage Nr.: 0489/2017
Gießen, den 8. November 201 7

so k''Z«%iagBeschlussvorlage des Kreisausschusses

Löschwasser-Konzept im Landkreis Gießen

Beschl uss-Ant raq

Der Kreistag beschließt dem gemeinsamen "Vertrag über die interkommunale
Zusammenarbeit bei der Erfüllung von Aufgaben nach dem Hessischen Brand-
und Katastrophenschutzgesetz, hier: Löschwasserkonzept(Stand 08.1 1 .201 7)"
mit Wirkung zum O] .O1 .2018 beizutreten.

Bearündunci

In der Bürgermeisterdienstversammlung am 24. Mai 2017 wurde einvernehmlich(1 7
Kommunen ohne die Stadt Gießen) beschlossen, dass den Gemeindeparlamenten
folgendes Vertragswerk zur Beschlussfassung vorgelegt werden soll. In zahlreichen
Bedarfs- und Entwicklungspläne der Kommunen zum Thema Brandschutz ist
vermerkt, dass die Löschwasserversorgung nicht überall sichergestellt ist.

Gemäß S 3 Abs.(1) Punkt 4. des Hessischen Brand- und
Katastrophenschutzgesetzes HBKG hat die Kommune für eine den örtlichen
Verhältnissen angemessene Löschwasserversorgung zu sorgen. Im Laufe der
geschichtlichen Entwicklung der Kommunen wurde teilweise vor mehr als 1 00
Jahren Trinkwasserleitungen in den Kommunen verlegt, die auch für die
Löschwasserversorgung genutzt wurden. Der Löschwasserbedarf ist ggfs. in den
folgenden Jahrzehnten bis heute durch eine geänderte Baustruktur gestiegen. Die
alten Rohrleitungen sind verkrustet und die Wasserförderung wurde immer geringer
Zur Löschwasserversorgung müsste nun teilweise die Rohrleitung ersetzt werden.
Dajedoch oftmals die Trinkwasserversorgung und die Löschwasserversorgung in
derselben Leitung erfolgt, sprechen hier zwei Punkte gegeneinander. Zum einen
verlangt die Trinkwasserqualität dünnere Rohrleitung um die Verkeimung des
Wassers zu reduzieren und zum anderen verlangt der Löschwasserbedarf größere
Rohrleitungen.
Für die Zukunft muss man überlegen, ob man Trinkwasser und Löschwasser
voneinander trennt. Dabei können z. B. getrennte Rohre verlegt werden oder mit
Zisternen oder Löschteichen gearbeitet werden. Um jedoch im bestehenden Bestand
eine vorübergehende Lösung zu ermöglichen, wurde das beigefügte Konzept
entwickelt.

Den Vertragspartnern obliegen Aufgaben nach dem Hessischen Brand- und
Katastrophenschutzgesetz
Um diese Aufgaben effizienter zu erfüllen, haben sich die Vertragspartner zu einer
Kooperation entschieden. Danach soll der Landkreis Gießen die Beschaffung von
Abrollbehältern Tank übernehmen und sie sodann den übrigen Vertragspartnern
mittelbar oder unmittelbar zur Erfüllung ihrer Aufgaben zur Verfügung stellen.

/2



2

Die Städte und Gemeinden, in denen die jeweiligen Trägerfahrzeuge stehen, sind für
die Beschaffung und Unterhaltung der Fahrzeuge verantwortlich. Da sie mit diesen
Trägerfahrzeugen eine unterstützende Leistung für die weiteren Vertragspartner
leisten, erhalten sie jährlich eine pauschale Aufwandsentschädigung.
Alle Vertragspartner beteiligen sich an den Kosten der Anschaffung und
Unterhaltung der Tankbehälter.

Berücksichtigung findet der bereits gültige "Vertrag über die interkommunale
Zusammenarbeit bei der Erfüllung von Aufgaben nach dem Hessischen Brand- und
Katastrophenschutzgesetzes(Fahrzeugkonzept)" hier insbesondere die Einbindung
der Tanklöschfahrzeuge und der " Vertrag über die interkommunale
Zusammenarbeit bei der Erfüllung von Aufgaben nach dem Hessischen Brand- und
Katastrophenschutzgesetz im Bereich der Beschaffung"

Ziel dieser Kooperation ist, eventuell vorhandene Mängel in der
Löschwasserversorgung in der bereits bebauten Fläche (z. B.: nicht ausreichend
Löschwasser aufgrund von Verkalkung alter Trinkwassersysteme) zu kompensieren.
Diese Kooperation dient nicht dazu, in neu zu erschließenden Baugebieten den
erforderlichen Ausbau des Löschwassernetzes zu verringern. Die Rahmenbedingung
für die Funktionsfähigkeit dieses Löschwassersystems zur Zuführung von
Löschwasser durch Tankfahrzeuge ist in einem Einsatzkonzept(Anlage l)
beschrieben.
Der Landkreis Gießen übernimmt keine Haftung für die Richtigkeit des Konzeptes
und die ggfs. damit einhergehenden Ersatzansprüche von Geschädigten, wenn die
kommunale Löschwasserversorgung im rechtlichen Sinn nicht ausreichend war.

Die Anschaffung des Systems(einmalige Kosten) kostet die Kommunen ca. 0,8
pro Einwohner, wenn alle 1 7 Kommunen(ohne die Stadt Gießen) teilnehmen.
Die jährlichen Folgekosten betragen O,1 0€ pro Einwohner.

l€

Die Alternative Sicherstellung der Löschwasserversorgung im Bestand(neue
Rohrleitungen oder der Bau von Zisternen und Löschteichen) wäre ein vielfaches
teurer

Finanzielle Auswirkunqen

Es entstehen keine Kosten.

Die Kostentragungspflicht liegt bel den Städten/Gemeinden im Landkreis Gießen
Für die Abwicklung stehen die Mittel im Haushaltsplan 2017 im:

im Teilergebnishaushalt
Einnahmen: Produkt/Sachkonto 12.6.01 .O1 -5482001 4
Ausgaben: Produkt/Sachkonto 12.6.01 .O1 -7122001 5
im Teilfinanzhaushalt
Einnahmen: Produkt/Sachkonto 12.6.01 .O1 -82081200
Ausgaben: Produkt/Sachkonto 12.6.01 .O1 -84383150 Maßn. 002

zu r Verfüg u ng.

Folgekosten; keine
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Vertrag über die interkommunale Zusammenarbeit bei der Erfüllung
von Aufgaben nach dem Hessischen Brand- und

Katastrophenschutzgesetz

Hier: Löschwasserkonzept
(Stand: 08.1 1.201 7) LKG. ] - V - ]S3Z

zwischen dem

Landkreis Gießen
vertreten durch
den Kreisausschuss
Riversplatz 1 -9, 35394 Gießen
vertreten durch
die Landrätin Anita Schneider und
der Ersten Kreisbeigeordneten Dr. Christine Schmahl

und

der Stadt Allendorf (Lumda)
Vertreten durch
den Magistrat
Bahnhofstraße 14. 35469 Allendorf
vertreten durch
den Bürgermeister Thomas Benz und
den Ersten Stadtrat Ernst-Jürgen Bernbeck

und

der Gemeinde Biebertal
vertreten durch
den Gemeindevorstand
Mühlbergstraße 9, 35444 Biebertal
vertreten durch
den Bürgermeister Thomas Bender und
den Beigeordneten Bruno Müller

und

der Gemeinde Buseck
vertreten durch
den Gemeindevorstand
Ernst-Ludwig-Straße 1 5, 3541 8 Buseck
vertreten durch
den Bürgermeister Dirk Haas und
den Beigeordneten ???

und



der Gemeinde Fernwald
vertreten durch
den Gemeindevorstand
Oppenröder Straße 1 , 35463 Fernwald
vertreten durch
den Bürgermeister Stefan Bechthold und
den Ersten. Beigeordneten Karl-Rudolf Schön

und

der Stadt Grünberg
vertreten durch
den Magistrat
Rabegasse 1 , 35305 Grünberg
vertreten durch
den Bürgermeister Frank Ide und
den Ersten Stadtrat Thomas Kreuder

und

der Gemeinde Heuchelheim
vertreten durch
den Gemeindevo rstand
Linnpfad 30, 35452 Heuchelheim
vertreten durch
den Bürgermeister Lars Burkhard Steinz und
den Ersten Beigeordneten Erich Sapper

und

der Stadt Hungen
vertreten durch
den Magistrat
Kaiserstraße 7, 35410 Hungen
vertreten durch
den Bürgermeister Rainer Wengorsch und
den Ersten Stadtrat Werner Wirth

und

der Gemeinde Langgöns
vertreten durch
den Gemeindevorstand
St.-Ulrich-Ring 13, 35428 Langgöns
vertreten durch
den Bürgermeister Horst Röhrig und
den Ersten Beigeordneten Hans-Ottmar Müller

und



der Stadt Laubach
vertreten durch
den Magistrat
Friedrichstraße 11, 35321 Laubach
vertreten durch
den Bürgermeister Peter Klug und
den Ersten Stadtrat Georg Teubner-Damster

und

der Stadt Lich
vertreten durch
den Magistrat
Unterstadt 1, 35423 Lich
vertreten durch
den Bürgermeister Bernd Klein und
den Ersten Stadtrat Bernd Fischer

und

der Stadt Linden
vertreten durch
den Magistrat
Konrad-Adenauer-Straße 25, 35440 Linden
vertreten durch
den BürgermeisterJörg König und
den Ersten Stadtrat ???

und

der Stadt Lollar
vertreten durch
den Magistrat
Holzmühler Weg 76, 35457 Lollar
vertreten durch
den Bürgermeister Dr. Bernd Wieczorek und
den Stadtrat Willi-Ludwig Hofmann

und

der Stadt Pohlheim
vertreten durch
den Magistrat
Ludwigstraße 31-33, 3541 5 Pohlheim
vertreten durch
den Bürgermeister Udo Schöffmann und
der Ersten Stadträtin Anja Sames-Postel

und



der Gemeinde Rabenau
vertreten durch
den Gemeindevorstand
Eichenweg 1 4, 35466 Rabenau
vertreten durch
den Bürgermeister Kurt Hillg.ärtner und
den Ersten Beigeordneten Andreas Hübl

und

der Gemeinde Reiskirchen
vertreten durch
den Gemeindevorstand
Schulstraße 1 7, 35447 Reiskirchen
vertreten durch
den Bürgermesiter Dietmar Kromm und
den Ersten Beigeordneten Dieter Schepp

und

der Stadt Staufenberg
vertreten durch
den Magistrat
Tarjanplatz 1 , 35460 Staufenberg
vertreten durch
den Bürgermeister Peter Gefeller und
den Stadtrat Dieter Preis

und

der Gemeinde Wettenberg
vertreten durch
den Gemeindevo rstand
Sorguesplatz 2, 35435 Wettenberg
vertreten durch
den Bürgermeister Thomas Brunner und
den Ersten Beigeordneten Reinhard Bamberger



Vorbemerkung

Den Vertragspartnern obliegen Aufgaben nach dem Hessischen Brand- und
Katastrophenschutzgesetz
Um diese Aufgaben effizienter zu erfüllen, haben sich die Vertragspartner zu
einer Kooperation entschieden. Danach soll der Landkreis Gießen die
Beschaffung von Abrollbehältern Tank übernehmen und sie sodann den übrigen
Vertragspartnern mittelbar oder unmittelbar zur Erfüllung ihrer Aufgaben zur
Verfügung stellen.

D.ie Städte und Gemeinden, in denen die jeweiligen Trägerfahrzeuge stehen,
sind für die Beschaffung und Unterhaltung der Fahrzeuge verantwortlich. Da sie
mit diesen Trägerfahrzeugen eine unterstützende Leistung für die weiteren
Vertragspartner leisten, erhalten sie jährlich eine pauschale
Au fwandse ntsch äd ig u ng .
Alle Vertragspartner beteiligen sich an den Kosten der Anschaffung und
Unterhaltung der Tankbehälter.

Berücksichtigung findet der bereits gültige "Vertrag über die interkommunale
Zusammenarbeit bei der Erfüllung von Aufgaben nach dem Hessischen Brand
und Katastrophenschutzg.esetzes" hier insbesondere die Einbindung der
Tanklösch fa h rze uge

Ziel dieser Kooperation ist, eventuell vorhandene Mängel in der
Löschwasserversorgung in der bereits bebauten Fläche (z. B.: nicht ausreichend
Löschwasser aufgrund von Verkalkung alter Trinkwassersysteme) zu
kompensieren. Diese Kooperation dient nicht dazu, in neu.zu erschließenden
Baugebieten den erforderlichen Ausbau des Löschwassernetzes zu verringern.
Die Rahmenbedingung für die Funktionsfähigkeit dieses Löschwassersystems
zur Zuführung von Löschwasser durch Tankfahrzeuge ist in einem
Einsatzkonzept(Anlage 1) beschrieben.
Der Landkreis Gießen übernimmt keine Haftung für die Richtigkeit des
Konzeptes und die ggfs. damit einhergehenden Ersatzansprüche von
Geschädigten, wenn die kommunale Löschwasserversorgung im rechtlichen
Sinn nicht ausreichend war.

Dieses vorausgeschickt, vereinbaren die Parteien folgendes



$ ] Vertragsgegenstand

(1) Von dem Vertrag werden folgende Fahrzeuge erfasst

a)
b)
c)
d)

WLF der Gemeinde Buseck 2 6t
WLF der Clemeinde Heuchelheim 26t
WLF der Stadt Lich 26t
WLF der Stadt Linden 26 t

(2) Von dem Vertrag werden folgende Abrollbehälter Löschwasser l Om; erfasst

a) AB LW l Standort Gemeinde Buseck
b) AB LW 2 Standort Gemeinde Heuchelheim
c) AB LW 3 Standort Stadt Lich
d) AB LW 4 Standort Stadt Linden

(3) Im Herbst einesjedenJahres wird im Rahmen einer Dienstversammlung der
Bür-germeister und Bürgermeisterinnen der von diesem Vertrag betroffenen
Städte und Gemeinden auf Vorschlag des Landkreises Gießen, vertreten durch
den Kreisbrandinspektor, der Standort der Abrollbehälter gem. $ 1 Abs. 2 im
Landkreis für das Folgejahr abgestimmt.
Kommt es zu keiner einvernehmlichen Regelung, so legt der Landrat bzw. die
Landrätin des Landkreises Gießen die Standorte fest. Die einvernehmliche oder
einseitige Festlegung der Standorte ist schriftlich durch den Landrat bzw. die
Landrätin zu dokumentieren.

$ 2 Pflichten der Städte und Gemeinden

Die Städte Linden und Lich und die Gemeinden Buseck und Heuchelheim
verpflichten sich, die in S l Abs. l genannten Trägerfahrzeuge vorzuhalten und
den Vertragspartnern zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dem Hessischen Brand-
und Katastrophenschutzgesetz mittelbar oder unmittelbar zur Verfügung zu
stellen

Die Städte und Gemeinden verpflichten sich zur Beteiligung an den Kosten für
die Anschaffung und Unterhaltung der Abrollbehälter und für die Unterhaltung
de r Trägerfah rzeuge

$ 3 Pflichten des Landkreises Gießen

Der Landkreis verpflichtet sich, mit den jeweiligen Vertragspartnern, in deren
Bereich ein Fahrzeug stationiert ist, einen gesonderten Vertrag zum Betrieb der
Fahrzeuge zu schließen und die Kosten der Unterhaltung der Fahrzeuge
pauschal abzugelten. Er verpflichtet sich zudem, Abrollbehälter zu beschaffen
und den in $ 1 Abs. 2 genannten oder durch die Bürgermeister-
Dienstversammlung bestimmten Städten und Gemeinden nach Maßgabe dieses
Vertrages $1 Abs. 3 zur Verfügung zu stellen.



$ 4 Anschaffung von Abrollbehältern Löschwasser

Der Landkreis Gießen beschafft für die Vertragspartner 3 neue Abrollbehälter
Löschwasser mit einem Fassungsvermögen von jeweils ca. l Om:

Der Landkreis Gießen wird die Abrollbehälter unter Einhaltung
vergaberechtlichen und förderungsrechtlichen Vorgaben erwerben.

der

Der Landkreis übernimmt als vierten Abrollbehälter Löschwasser den bereits in
Lich vorhandenen Löschwasserbehälter zum Schätzwert der DAT.

$ 5 Einsatz der Fahrzeuge, Kostenerstattung

(1) Nach Festlegung der Standorte der Abrollbehälter schließt der Landkreis
Gießen mit dem jeweiligen kommunalen Vertragspartner, in dessen Gebiet das
jeweilige Trägerfahrzeug im Sinne von S l Abs. l steht und der Abrollbehälter
stationiert wird, einen Vertrag über die Sicherstellung des Einsatzes dieses
Fahrzeuges ab.

In diesem Vertrag ist auch die an den jeweiligen Vertragspartner zu
entrichtende pauschale Aufwandsentschädigung für den laufenden Betrieb und
die Unterhaltung des Fahrzeuges nebst Abrollbehälter und für die Ausbildung
der Einsatzkräfte zu regeln.

Die jährliche pauschale Aufwandsentschädigung ist pro Trägerfahrzeug inkl
des Abrollbehälters wie folgt zu vereinbaren:

a) 2.500,00 Euro für Unterstellung und Betriebsstoffe des Trägerfahrzeuges
b) 1 .000,00 Euro für die Ausbildung der Einsatzkräfte(Führerschein, Lehr-

gänge)
c) 1.000,00 Euro für Wartung, kleine Reparaturen an den Abrollbehältern

und für eine Vollkasko- und Haftpflicht-Versicherung für den
Ab rollbehälte r

(2) Die Pauschale gem. Abs. l istjeweils zum 01 .07. einesjedenJahres fällig zu
stellen.

(3) Die Höhe der in Abs. ] und Abs. 2 genannten pauschalen
Aufwandsentschädigung ist von zahlreichen Faktoren (z. B. Entwicklung der
Treibstoffpreise oder Versicherungsprämien) abhängig und kann daher durch
Abstimmung mit einfacher Mehrheit in einer Bürgermeisterdienstversammlung
neu festgesetzt we rden.

(4) Große Reparaturkosten (über 1.000,00 Euro im Einzelfall) an den
Abrollbehältern sind nicht in der pauschalen Aufwandsentschädigung gemäß
Abs. l enthalten und werden vom Landkreis Gießen der Stadt oder Gemeinde, in
deren Bereich das jeweilige Abrollbehälter stationiert ist, auf Antrag erstattet.



$ 6 Beteiligung an den Kosten für die Anschaffung der Abrollbehälter

(1) Die Gemeinden und Städte beteiligen sich im Rahmen dieser Vereinbarung
an den Kosten für die erstmalige Anschaffung der in $ 1 Abs. 2 genannten
Ab rollbehälte r.
Hierbei handelt es sich um einen Investitionskostenzuschuss der Gemeinden.
der über 20 Jahre abzuschreiben ist.

(2) Die Städte und Gemeinden tragen die Kosten für die Anschaffung anteilig
nach dem Verhältnis ihrer Einwohnerzahl. Maßgeblich ist dabei die durch die
Kommunale Informationsverarbeitung in Hessen (KIV in Hessen) genannte
Anzahl der zum 30.06. des VOÜahres mit Hauptwohnsitz gemeldeten
Einwohner.

Sollte die Umlage steuerpflichtig sein oder werden, ist diese Steuer der Umlage
hinzuzurechnen.
Der Landkreis Gießen ist dazu verpflichtet, der Anforderung der Umlage eine
Berechnung beizufügen, anhand derer die Umlagepflichtigen die sachliche und
rechnerische Richtigkeit prüfen und bescheinigen können.

Die Umlage ist innerhalb eines Monats nach Anforderung durch den Landkreis
Gießen fällig.

(3) Anschaffungskosten sind diejenigen Kosten, die tatsächlich entstanden sind
durch den Kaufpreis der Abrollbehälter zuzüglich der Kosten, die zur
Ausschreibung, Erstellung eines Leistungsverzeichnisses, Vergabe, Abnahme,
Baubesprechungen etc

$ 7 Beteiligung an denjährlichen Kosten für die Unterhaltung der
Trägerfa h rzeuge

Die Gemeinden und Städte beteiligen sich anteilig nach dem Verhältnis ihrer
Einwohnerzahl an den jährlichen Kosten für die Unterhaltung der Fahrzeuge.
Maßgeblich ist dabei die durch die Kommunale Informationsverarbeitung in
Hessen (KIV in Hessen) genannte Anzahl der zum 30.06. des Vorjahres mit
Hauptwohnsitz gemeldeten Einwohner.

Der Landkreis Gießen fordert die Umlage zur Finanzierung der pauschalen
Aufwandsentschädigungen gemäß $ 5 Abs. l für das laufende Jahr und
angefallenen Kosten gemäß $ 5 Abs. 4 für das vergangene Jahr bei den Städten
und Gemeinden an. Sollte die Umlage steuerpflichtig sein oder werden, ist diese
Steuer der Umlage hinzuzurechnen.
Die Städte und Gemeinden .verpflichten sich, den angeforderten Betrag bis
spätestens zum 30.04. des laufenden Jahres an den Landkreis Gießen zu
übe rwe ise n .



$ 8 Einsatz der Fahrzeuge in Gebieten anderer Vertragspartner

(1) Die Vertragspartner verpflichten sich, einander bei Bedarf die von diesem
Vertrag betroffenen Trägerfahrzeuge und Abrollbehälter sowie die für deren
Betrieb erforderlichen Kräfte zur Verfügung zu stellen.

(2) Zum Verfahren beim Einsatz des jeweiligen Fahrzeugs im Gebiet eines
Vertragspartners ist S 22 Hessisches Brand- und Katastrophenschutzgesetz mit
der Maßgabe entsprechend anwendbar, dass die Aufforderung zum Einsatz
durch den Landkreis Gießen getroffen wird.

(3) Die Stadt oder Gemeinde, die das bei ihr stehende Fahrzeug bei einem
Vertragspartner eingesetzt hat, ist berechtigt, von diesem den Ersatz der ihr
durch den Einsatz tatsächlich entstandenen Kosten für Verbrauchsmaterialien
oder Dienstausfall der Einsatzkräfte zu fordern. Dieses gilt nicht, sofern die
Stadt oder Gemeinde diese Kosten im Rahmen ihres Satzungsrechts von einem
Dritten erhält.

$ 9 Vertragslaufzeit

Der Vertrag wird für die Zeit vom 1 . Januar 201 8 bis zum 31
geschlossen.

Dezember 202 8

$ ] O Fördermittel IKZ

Der Landkreis Gießen beantragt Fördermittel im Rahmen der Interkommunalen
Zusammenarbeit für diesen Vertrag.

Sollten hierzu Mittel seitens dei Landes Hessen bereitgestellt werden, werden
diese für die Anschaffung der Abrollbehälter verwendet. Sie mindern die in $ 6
Abs. 3 genannten Anschaffungskosten.

$ ]1 Kündigung

Die Vertragspartner sind zu einer Kündigung während der Laufzeit berechtigt.
Diese ist nur zulässig, wenn

die Stadt oder Gemeinde, die ihr Ausscheiden aus dem Vertrag
beabsichtigt, den Nachweis erbringt, dass sie ihre Pflichtaufgaben
außerhalb dieses Vertrages erfüllt, oder

2. sich die rechtlichen Rahmenbedingungen grundlegend ändern und eine
Vertragsanpassung nicht möglich ist.

Die Kündigung muss schriftlich gegenüber dem Landkreis Gießen und unter
Einhaltung einer Frist von zwei Jahren zum Ende eines Jahres erfolgen. Im Falle
einer Kündigung durch den Landkreis Gießen genügt die schriftliche Kündigung
gegenüber einem der Vertragspartner unter Einhaltung der Frist von zweiJahren
zum Ende eines Jahres.

l

Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grunde bleibt unberührt

Kündigt einer der Vertragspartner, wird der Vertrag mit den verbleibenden
Partnern weitergeführt. Etwaige Ausgleichsansprüche sind ausgeschlossen.



$ ] 3 Salvatorische Klausel, Schriftformerfordernis

(1) Nachträgliche Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen mit
Ausnahme der Festlegung weiterer Standorte gem. S l Abs. 2 der Schriftform.
Das Schriftformerfordernis gilt auch für die Aufhebung der vereinbarten
Schriftform. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht.

(2) Soweit eine der Bestimmungen dieses Vertrages, gleich aus welchem Grund,
unwirksam sein sollte, gelten die übrigen Bestimmungen unverändert fort. Die
Vertragspartner vereinbaren bereits jetzt, eine unwirksame Bestimmung durch
eine gültige Bestimmung zu ersetzen, die dem gewollten Zweck in gesetzlich
zulässiger Weise am nächsten kommt.

(3) Dieser Vertrag wird in zweifacher Ausfertigung erstellt. Die beiden Originale
verbleiben beim Landkreis Gießen. Dieser verpflichtet sich, jedem
Vertragspartner eine beglaubigte Ablichtung kostenfrei zu überlassen.

Gießen, den 01.01.2018

Für den Landkreis Gießen

Anita Schneider
(Landrätin)

Dr. Christine Schmah l
(Erste Kreisbeigeordnete)

Für die Stadt Allendorf(Lumda)

Thomas Benz
(BÜ rge rm eisterin )

Ernst:Jürgen Bernbeck
(Erster Stadtrat)

Für die Gemeinde Biebertal

Thomas Bender
(Bürgermeister)

Bruno M üller
(Beigeordneter)





Für die Gemeinde Langgöns

Horst Röhrig
(BÜ rg e rm eister)

Hans-Ottmar M üller
(Erster Beigeordneter)

Für die Stadt Laubach

Peter Klug
(BÜ rge rm eiste r)

Georg Teubner-Damster
(Erster Stadtrat)

Für die Stadt Lich

Bernd Klein
(BÜ rge rm erste r)

Bernd Fischer
(Erster Stadtrat)

Für die Stadt Linden

Jörg König
(BÜ rge rm eiste r) (E-rster Stadtrat)

Für die Stadt Loilar

Dr. Bernd Wieczorek
(Erster Stadtrat)

Willi-Ludwig Hofmann
(Stadtrat)



Für die Stadt Poh Iheim

Udo Schöffman n
(BÜ rge rm elster)

Anja Sames-Postel
(Erste Stadträtin)

Für die Gemeinde Rabenau

Kurt Hillgärtner
(BÜ rge rm eiste r)

Andreas Hübl
(Erster Beigeordneter)

Für die Gemeinde Reiskirchen

Dietmar Krom m
(BÜ rge rm eiste f)

Dieter Schepp
(Erster Beigeordneter)

Für die Stadt Staufenberg

Peter Gefeller
(BÜ rge rmeister)

Dieter Preis
(Stadtrat)

Für die Gemeinde Wettenberg

Thomas Brunner
(BÜ rge rm erste r)

Reinhard Bamberger
(Erster Beigeordneter)



Landkreis

H ESSENS MITTE © WISSEN
WI RTSC HAFT & KU LTU R

Konzept zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung der Städte und Gemeinden
im Landkreis Gießen im Rahmen der Interkommunalen Zusammenarbeit

(Stand: 201 7-1 1 -08)

fachdienst 16 Gefahrenabwehr, Binsch
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Gleichstellunq

Die Funktionsbezeichnungen in diesem Konzept werden aufgrund der Lesbarkeit
einheitlich in männlicher Form geführt, unbestritten stehen alle Funktionen gleich
berechtigt Frauen wie Männern offen.

l Einführung

Das hier beschriebene Konzept basiert auf den Vereinbarungen, die im Lahn-Dlll-
Kreis erarbeitet wurden und derzeit umgesetzt werden. Sie wurden auf die Belange
des Landkreises Gießen angepasst.

Eine ausreichende Löschwasserversorgung ist für Brände und andere Schadenser-
eignisse von elementarer Bedeutung. In der Regel ist ein Einsatz der Feuerwehr oh
ne eine ausreichende Löschwasserversorgung nur unter sehr erschwerten Bedin-
gungen möglich und gefährdet den Einsatzerfolg.

Deshalb ist es Aufgabe der Kommunen, für eine ausreichende Löschwasserversor
gung zu sorgen. Dieses ist eine Pflichtaufgabe

Der Gesetzgeber führt hierzu im Hessischen Brand- und Katastrophenschutzgesetz
aus

Aufgaben der Gemeinden
(1) Die Gemeinderl haberl zur Erfüllurlg ihrer Aufgaben im Brarldschutz und in der
Allgemeirierl Hilfe

$ 3

4. für eine ded örtlicherl Verhältnissen angemessene Löschwasserversorgung zu
sorgen,

Die Angemessenheit orientiert sich an den Technischen Regeln des Arbeitsblatt W
405

Unabhängig dessen wurden folgende Problemstellungen in den letzten Jahren er
kannt:

. Bedarfs- und Entwicklungspläne weisen Defizite im Bereich der Löschwasser
versorgung aus.

+ Bedarfsmenge wird im Baugenehmigungsverfahren nur auf ständiger Nach-
forderung bescheinigt. Teilweise liegen die Daten bei den Kommunen nicht
vol lumfassend vor.
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e Veränderungen im Rahmen der Trinkwasserverordnung, Trinkwassersicher
stellung

e Das Trinkwasser benötigt aus Hygienegründen kleine Leitungsquerschnitte
Löschwasser erfordert große Querschnitte

e Bei der Sanierung von Hochbehältern werden aus Hygienegründen kleinere
Vorratsmengen gefordert als bisher üblich, was bei der Bereitstellung der
"Brandreserve" teils Schwierigkeiten aufweist.

e Kostentrennung nach KAG zwischen der Trinkwasserversorgung und Lösch-
wasserversorgung. Größere Querschnitte bilden hier häufig Zuordnungs- und
Abgrenzungsprobleme

t . ] Ziel des Konzeptes

Ziel ist die Sicherstellung der Löschwasserversorgung im Rahmen des Grundschut-
zes als kommunale Aufgabe. Hierbei sollen die bekannten Defizite behoben werden
und Änderungen oder Erschließungsmaßnahmen durch eine wirtschaftliche Vorhal-
tung Berücksichtigung finden. Der notwendige Bau von stationären Einrichtungen
soll auf die Rahmenbedingungen begrenzt sein und die Ergänzung bis zur ge.setzli-
chen Verpflichtung als ein mobiles Löschwasserkonzept zur Ausführung kommen.

Den unterschiedlichen Anforderungen der Trinkwasserversorgung/ Verkeimung
und der Löschwasserversorgung(Verkeimungsgefahr bei großen Querschnitten und
Entnahmeeinrichtungen) soll in dem Konzept Berücksichtigung finden und die Kon-
fliktlage dieser Bereiche entschärfen.

1.2 Lösungskonzept

50 % der notwendigen Löschwasserbevorratung erfolgt durch die Sammelwasser-
versorgung(Trinkwassernetz/ Rohrleitungsnetz). Die Vorhaltung der fehlenden
Restmenge wird durch ein mobiles Abrollbehältersystem auf Wechselladerfahrzeu-
gen im Rahmen der interkommunalen Zusammenarbeit von allen Städten und Ge-
meinden als gemeinsame Aufgabe wahrgenommen. Der Landkreis Gießen tritt hier
als Dienstleister für die 1 7 Kommunen(ohne die Stadt Gießen) auf.

Somit müssen ih vielen Bereichen keine aufwendigen baulichen Maßnahmen zur
Löschwasserergänzung hergestellt werden. Bei der Erstellung von Zisternen ist ein
Wirkradius von 300 m um eine Zisterne zu beachten. Dieses führt dazu, dass in
Baugebieten möglicherweise mehrere Zisternen/ Teiche zur Ergänzung erstellt
werden müssten. Die Löschwassermengen werden durch ein Abrollbehältersystem
mobil an die Orte verbracht, an denen die Löschwassermengen benötigt werden.
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Modellzeichnung

2 Rahmenbedingungen

Grundsätzliche Hinweise an die bereitzustellende Löschwassermenge ergeben sich
nach dem Merkblatt W 405 der Deutschen Vereinigung des Gas- und Wasserfaches

Technisch- wissenschaftlicher Verein DVGW. Die Mengen sind in nachfolgender Gra
fik dargestellt.

e.V

Tabelle l twerte für den Löschwasserbodarf (m3/h) unter 8er(lckslchtigung der baulichen
Nutzung und der Gefahrder 8randausbreitung 'i

Bauliche
Nutzung

nach$17der
Baunutzungs-i
verordnung

ZatllderVoll.
geschosso (N}
Gesät\oss-
fiächenzahP
(GFZ)
Baumassen.-
zahle {BMZ)
Löschwasserbedarf

reina Wohngebiete twn)
allgem. Wohngebiete {WA)
besondere Wohngebiete
(WB) Mlschgeblete {Ml}

Dongebleto {MD}Ö

Gewerbegebiete {GE)
Industrie-

gebiete ICI) 96 m3
Kerngeblete {MK)

Ns3 N>3 Ns3

0,3 s GFZ
s 0,7

N:l

0,7 < GFZ
s l

N>l

0.3 s GFZ
s 0.7

0.7< GFZ
s 1.2

l<GFZ
5 2,4

192 ma

Gefahr der m'hMs/h

Uberwiegende Bauart

odernichtfnicht

feuerbeständig oder{U

Umfassungen nicht feuorbeständig oder nicht feuerhemmend;
weiche Bedachungen. Umfassungen aus Holzfachwerk (ausgemauert)
Stark behinderte Zugänglichkeit. Häufung von Feuerbriicken usw.
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e Die baulich bereitzustellende Mindestlöschwasserversorgung/ Basisversor
gung(50 %) muss über die Sammelwasserversorgung/ Trinkwasserversor-
gung in folgenden Mengen sichergestellt werden:

alle Gebiete nach W 405 mit 96 ms mindestens 48 m; = 800 1/min

alle Gebiete nach W 405 mit 1 92 ms mindestens 96 m: = 1 .600 1/min

Somit ergibt sich als maximale variable Löschwassermenge 96 m3 / Std

Mindestens eine Löschwasserentnahmestelle/ Kommune mit mindestens
1 .600 1/min Lieferleistung zur schnellen Auffüllung der Abrollbehälter.

. Als Planungsgröße für die Bereitstellung der gefüllten Löschwasserbehälter
ist ein Zeitmaß von 30 Minuten bis Eintreffen am Schadensort nach Alarmie
rung angesetzt. Der Nachweis erfolgt unter Pkt. 2.2

e Eine gemeinsame auf den Landkreis bezogene Einsatzplanung/ Löschwas-
serversorgungskonzept/ Alarmierungskonzept ist zu erstellen. Hierbei kann
eine standardisierte Stufenalarmierung auf Anforderung des Einsatzleiters
erfolgen.

. Die Gleichzeitigkeit von mehreren Großschadensereignissen wird in der
Wahrscheinlichkeit als extrem unwahrscheinlich unterstellt und ist eher in
einer Katastrophensituation zu finden.

e Die Verpflichtung zur Sicherstellung der Löschwasserversorgung verbleibt
weiterhin bei den Städten und Gemeinden.

Berücksichtigung findet der bereits gültige "Vertrag über die interkommuna
le Zusammenarbeit bei der Erfüllung von Aufgaben nach dem Hessischen
Brand- und l<atastrophenschutzgesetzes" hier insbesondere die Einbindung
der Tanklöschfah rzeuge

2.1 Grundsätzliche Vorraussetzungen

Das gemeinsame Löschwasserversorgungskonzept über mobile Behälter basiert auf
der Annahme, dass sich alle Städte und Gemeinden des Landkreises Gießen(ohne
die Stadt Gießen) an diesem System beteiligen.

2.2 Planungsdaten / Standorte

Die Sicherstellung der Restlöschwassermenge hat im Umkreis/ Radius von
300 m um ein Objekt zu erfolgen. Für eine technische und taktische Herbei
führung der Restlöschwassermenge über handverlegte Leitungen (Förder-
strecken 300 m Radius - in Lauflinie auch ggf.-bis zu 400 m) ist ein Zeitan-
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satz von 30 min als Faustformel zu berücksichtigen. Hierbei sind Nachalar
mierung von Kräften und Gerät sowie die Anfahrt, Orientierung und Verle-
gung zu berücksichtigen.

e Als Randbedingungen ist die problematische Entwicklung der Tagesalarmsi
cherheit - Personalmangel zur Leitungsverlegung zu berücksichtigen.

Schlauchwagen sind in der Regel für die Verlegung von Löschwasserförder-
strecken über lange Entfernungen ausgelegt. Hierbei bieten sie aber keine
Zeitvorteile. Auch der Personalbedarf ist in diesen Fällen als hoch zu be-
zeichnen und im Rahmen der Tagesalarmsicherheit teilweise nicht zu reali-
sieren. Darüber hinaus sind Schlauchwagen nicht überall vorhanden. Im
Landkreis Gießen ist ein SW 2000 in Hungen und ein GW-Hochwasserschutz
mit 1 000m B-Leitung in Staufenberg stationiert.

e Die Feststellung des Löschwasserbedarfs erfolgt nach eintreffen der ersten
taktischen Einheit(Berechnungsmaßstab/ Beginn für die Zeitplanung -
Rahmen 30 Minuten für die Verstärkung durch die Restlöschwassermenge)

Unter Berücksichtigung einer kontinuierlichen Löschwasserlieferung von
max. 1 .600 1/min und einer erforderlichen Taktung ergänzen sich die unter
Pkt. 2.3 ausgewiesenen Standorte

e Die Ausstattung der Behälter ist so zu wählen, dass sowohl hierin Gefahr-
stoffe aufgefangen werden können als auch die Sicherstellung der Trinkwas-
serversorgung im Krisenfall unterstützt werden kann (trinkwassergerechte /
lebensmittelechte Ausstattung nach Trinkwasserverordnung).

2.3 Ausstattungsbedarf

Nach Auswertung und Berechnung der Zeitvorgaben und Taktung sind 4 Standorte
mit 4 Löschwasserbehältern für die Sicherstellung der Restlöschwassermengen er-
forderlich. In der nachfolgenden Grafik sind die Standorte dargestellt.

Löschwasserversorgu n g

Nutzung der Wechsellader-Fahrzeuge
AB Betreuu ng Stadt / Kreis
AB Tank Kreis
AB Tank/Schaum Stadt/Kreis
AB Mulde Stadt

Stadt Gießen macht
nicht mit.

Angebot de r Stadt:
Sie kommt mit WLF

und AB Tank 6.0001.AB Sandsack KatS
AB Tank Kreis
?

Neue WLF
Als Ausfallreserve

Deko
Ö

AB
AB Tank Kreis
?

AB Strom KatS Land
AB Strom KatS Kreis
AB Tank Kreis
AB Beteuung Stadt/ GABC-Mzt Kreis
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Ausstattung

(WLF hselladerfahrzeug/ Trägerfahrzeug)
(AB - LW = Abrollbehälter Löschwasser)

WLF 1 - 26 t. - Standort Lich

WLF 2 - 26 t. - Standort Buseck

WLF 3 - 26 t. - Standort Heuchelhelm

WLF 4 - 26 t. - Standort Linden

Ersatzfahrzeuge (Werkstatttermin oder andere Einsatzmittel erforderlich)
WLF 5 - 2 6 t. - Standort Buseck

WLF 6 - 1 8 t. - Standort Cließen

WLF 7 - 2 6t. - Standort Gießen

AB - LW 1 - Standort Lich 1 0.0001

AB - LW 2 - Standort Buseck 1 0.0001

AB - LW 3 - Standort Heuche]heim ] 0.0001

AB - LW 4 - Standort Linden 1 0.0001

Ersatzbehälter (Werkstatttermin oder andere Einsatzmittel erforderlich)

AB - LW 5 - Standort Buseck 6.0001

AB - LW 6 - Standort Gießen 6.0001

TLF Standorte

TLF 4000 - Lol lar

TLF 4000 - Grünberg

TLF 4000 - Gießen

TLF 4000 - Li nden

TLF 1 2 .000 - Laubach
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2.4 Einsatzplanung/ Einsatzvorbereitung

Für ein funktionierendes Löschwasserversorgungssystem ist eine Einsatzplanung
erforderlich. Eine Basis und Rahmenplanung erfolgt in einem gemeinsamen Alarm
und Einsatzplan aller Städte und Gemeinden.

Die Planung wird durch eine Arbeitsgruppe der Leiter der Feuerwehren unter der
Leitung eines Kreisbrandmeisters des Landkreises erarbeitet. Die Planung wird in
einer Bürgermeisterdienstversammlung verabschiedet.

Die Frequenz der Anforderung der Löschwasserkomponenten ist auch unter der
Berücksichtigung der Anzahl der Brände im Landkreis Gießen und den Erfahrungen,
dass ein überwiegender Anteil der Brände mit dem mitgeführten Löschwasser des
ersten Löschfahrzeuges gelös'cht werden als gering zu beurteilen.

Statistisch erfolgt im Landkreis Gießen monatlich ein Großbrand

Eine Alarmierungsüberforderung der Standorte ist nicht zu erwarten

Damit das System funktionieren kann, muss im Umkreis von 7,5 km von einem Ge
beet mit nicht ausreichender Löschwasserversorgung ein leistungsfähiger Hydrant
1 .600 1/min zur Verfügung stehen.

An nah me

Zeitbedarf zur Löschwasserabgabe bei 1 .6001/min

2,SI 2,51 2,SI 2,SI 6,251 6,251 6,251 ö,251 Abgabezeitinmin

l.GTLF IZGTLF .l3.CTLF l4.GTLF IWABllOm3lWAB210m3lWAB310malWAB410m31 Fahrzeuge

Summe 4mal 4.0001 plus 4 mal 1 0.0001 56m3 in 35 min

Dieses entspricht 48m: in 30 min und somit 96m; in einer Stunde

Bei einem Durchlaufvon 35 min ergibt sich bei einer Abgabe von l Om' und bei ei-
ner Betankung von l Om; eine reine Fahrzeit von 22,5 min für den Hin- und Rück-
weg zwischen Brandstelle und Hydrant. Bei einer mittleren Fahrgeschwindigkeit von
40km/h muss der Hydrant in einer Entfernung von max. 7,5km zur Brandstelle lie-
gen
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3 Finanzierung

Die Finanzierung des Systems erfolgt durch die Städte und Gemeinden

Beschaffung, Unterhaltung, Finanzierung und Umlage(Kostenerstattung) wird
durch den Landkreis Gießen, Fachdienst Gefahrenabwehr im Auftrag der Städte und
Gemeinden durchgeführt.

Die Mittel werden im Haushalt des Landkreises Gießen veranschlagt und verwaltet.
Hierzu wird ein Kostensammler eingerichtet, der ausschließlich für die Abrechnung
der Kosten des Löschwasserkonzeptes wirksam wird.

Als Umlage ist sowohl eine Investitionsumlage und eine Kostenumlage(Unterhalts
kosten) zu berücksichtigen.

Die Kommunen bleiben Eigentümer der WLF

Die WLF Standorte erhalten eine jährliche pauschale Aufwandsentschädigung
für en Fahrzeug wie folgt:

a)
b)

c)

2.500,00 Euro für Unterstellung und Betriebsstoffe des WLF
1.000,00 Euro für die Ausbildung der Einsatzkräfte (Führerschein,
Lehrgänge)
1 .000,00 Euro für Wartung, kleine Reparaturen an den Abrollbehältern
und für eine Vollkasko- und Haftpflicht-Versicherung für den Abrollbe-
hälter

Die Abrollbehälter werden gemeinsam angeschafft

Die Kostenteilung für Anschaffung und Unterhaltung hierfür erfolgt nach dem Ein
wohnerschlüssel für alle 1 7 Kommunen(ohne Stadt Gießen).

Die Abrechnung erfolgt nach dem gleichen Muster wie im "Vertrag über die inter-
kommunale Zusammenarbeit bei der Erfüllung von Aufgaben nach dem Hessischen
Brand- und Katastrophenschutzgesetzes" bereits praktiziert.

3.1 Kostenberechnung

Die Gesamtkosten werden unterschieden nach Investitions und Unterhaltskosten
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3.].] Investitionskosten

Die tatsächliche Investitionskostenumlage ergibt sich nach Durchführung der Inves
titionen aus dem tatsächlichen Rechnungsergebnis der Ausschreibungen und
Vergaben.

3.2 Einsparpotential

Mit diesem Konzept sollen bauliche Maßnahmen der Löschwasserversorgung über
die Rahmenbedingungen unter Pkt. 2 hinaus kompensiert werden. Gleichzeitig sol
len vorhandene Löschwasserdefizite verbessert und behoben werden. Unter diesen
Berücksichtigungen hätten die Städte und Gemeinden direkt oder in den nächsten
Jahren erhebliche Investitionen in die Löschwasserversorgung durch den Bau von
Teichen oder Löschwasserzisternen zu tätigen.

Nach den derzeitigen Erkenntnissen liegen Bauvorhaben von Löschwasserzisternen
mit 96 m: oder 1 92 m; zwischen 70.000,00 € und]40.000,00 € pro Zisterne

Nach den derzeitigen Erkenntnissen steht in mehreren Gemeinden die Erschließung
von Baugebieten an, wo zur Vorhaltung des Löschwassers zusätzliche Zisternen
gebaut werden müssen. Gleichzeitig weisen fast alle Städte und Gemeinden nicht
unerhebliche Defizite in der Löschwasserversorgung aus.

Je nach erforderlicher Anzahl der Nachrüstung würde dieses ein erhebliches .Investi
tionsvolumen bedeuten. Wenn jede Kommune nur eine Zisterne bauen müsste,
dann wären dieses schon rund 1,3 Mio€. Hierin sind nur die Investitionskosten be-
rücksichtigt. Zisternen unterliegen auch einer regelmäßigen Unterhaltung, Wartung
und Reinigung. Diese Kosten sind mit den Unterhaltskosten des mobilen Systems
zu vergleichen.

Unabhängig der stationären Systeme sind auch Einsparpotentiale in den Versor-
gungsleitungen und Entnahmestellen zu erzielen. Diese können aber nicht eindeu
tig beziffert werden.

Nr. Art Anzahl Kosten oh-
ne IKZ

Berechnung
mit IKZ

l Abrollbehälter Löschwasserversor-
gung
36.000,00 € / Stk.

3 108.000€  
2 Übernahme des Abrollbehälters der

Stadtwerke Lich
l 31.000€  

3 Zuwendung interkommunale Zu-
sammenarbeit / IKZ Mittel     100.000€?

4 Abschreibung erfolgt auf 20 Jahre      
         
  Investition durch ] 7 Kommunen 1 80.000 EW 0,8-1 €/EW  
  Unterhaltung jährlich 1 80.000 EW 1 0 Cent/EW  
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Somit lassen sich nicht nur die kurzfristigen Einsparpotentiale generieren, sondern
die Einsparungen ergeben sich langfristig und werden über den derzeit geschätz-
ten Kosten liegen.

3.2.1 Nebeneffekte zur Sicherstellung weiterer Pflichtaufgaben der Kom
mine

Durch die Nebeneffekte können weitere Pflichtaufgaben und Kosten kom pensiert
we rden.

© Im Rahmen der Trinkwasserversorgung haben die Kommunen auch die
Trinkwassersicherstellung bei Ausfall der Trinkwasserversorgung zu planen
und durchzuführen. Durch die Ausführung der Behälter in lebensmittelech-
tem Edelstahl und eine Zubehörpalette mit Gerät zur Trinkwasserausgabe,
kann diese Aufgabe ebenfalls wahrgenommen werden.

Bei den Planungen zum Ausfall kritischer Infrastruktur ist die Stromversor-
gung ein zentrales Element. Innerhalb weniger Stunden oder Tage bricht
nach dem Ausfall der Stromversorgung auch die Wasserversorgung zusam-
men. Mit den Behältersystemen kann dann in vielen Bereichen ein minimaler
Grundschutz an Löschwasser bereitgestellt werden.

© Durch die Ausführung der Behälter in Edelstahl, können die Behälter zum
Teil auch als Auffangbehälter bei Austritten größerer Mengen von Gefahr
stoffen oder kontaminiertem Wasser/ Löschwasser dienen.

3.3 Brandschutzförderung

Im Rahmen der Zuwendungsrichtlinien zur Förderung des Brandschutzes können
Maßnahmen der Löschwasserversorgung nicht durch das Land Hessen gefördert
werden. Somit ist eine Förderung der Abrollbehälter für diesen Zweck ausgeschlos
sen. Die Trägerfahrzeuge können von den Kommunen im Rahmen der Zuwendung
für die Kommunalen Bereiche zur Zuwendung eingereicht werden.

3.4 Zuwendungen Interkommunale Zusammenarbeit

Im Rahmen der Förderung für Interkommunale Zusammenarbeit des Landes Hessen
ist ein entsprechender Antrag zu stellen. Die möglichen Zuwendungen sind in den
Investitionskosten zu berücksichtigen.

4.1 öffentlich rechtliche Vereinbarung

Für die Umsetzung ist eine öffentlich rechtliche Vereinbarung zwischen allen Städ-
ten und Gemeinden und dem Landkreis(ohne die Stadt Gießen) erforderlich. Dieses
Konzept ist Anlage der Vereinbarung.
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4.2 Umsetzungszeitraum

Für die Umsetzung sind die Beschlüsse durch die Gemeindevertretungen und die
Stadtverordnetenversammlungen erforderlich. Diese sollen möglichst imJahr 201 7
erfolgen.

4.3 Technische Umsetzung

Unter Berücksichtigung des Zeitrahmens nach Pkt. 4.2 kann die Beschaffung und
Umsetzung mit der Ausschreibung, Vergabe und Lieferung nach Haushaltsgeneh
migung des Regierungspräsidiums erfolgen. Ziel ist eine Indienststellung zurJah
resmitte 2 0 1 8.

4.4 Führungskräftefortbildung

Nach der technischen Umsetzung, der Einsatz- und Alarmierungsplanung sind Füh
rungskräftefortbildungen erforderlich. Diese werden durch den Landkreis organi-
siert und angeboten.

Jeweils im westlichen und östlichen Kreisgebiet ist mit der Einführung des Konzep
tes eine Alarmierungsübung durchzuführen.

4.5 Fortschreibung

Dieses Konzept ist im Rahmen der Prüfung der Umlage(5 Jahre) ebenfalls zu über
prüfen und in Abstimmung mit den Bürgermeistern in einer Bürgermeisterdienst-
versammlung ggf. zu erörtern und fortzuschreiben.

5 Schlussbemerkungen

Mit dem vorliegenden Konzept werden nun die vorhandenen Defizite in der Lösch
wasserversorgung verbessert und die zukünftige Sicherstellung der Löschwasser-
versorgung, in Verbindung mit den Grundlagen der Trinkwasserversorgung, auf
zukunftsfähige Rahmenbedingungen vorbereitet. Dieses geschieht insbesondere
unter einer besonderen wirtschaftlichen Betrachtung.

Bei der Erschließung von neuen Baugebieten ist eine ausreichende Löschwasserver
sorgung ohne die Einbindung dieses Konzeptes von den Kommunen bereitzustel-
len



@«
%"r ""« ;':'"",

$ CDU KREISTAGSFRAKTION
GIESSEN

Herrn Kreistagsvorsitzenden
Karl-Heinz Funck

Riversplatz 1 -- 9

DER VORSIT.ZENDE

Claus Spandau

Konrad-Adenauer-Haus

Späne/lieg 8

35394 Gießen
Telefon 06 41 4 10 56
Fax 06 41--4 10 54

E-Mailinfo(@cdu-giessen .de

35392 Gießen

Vorlage Q%Üi.,ix@

Gießen. 21 .10.201 7
A++u-..-leBW+v 'Ü .-+ qB-

Verwendung von KIP-Mitteln für die Herstellung
an der Adolf-Reichwein-Schule in Pohlheim

eines A.ugc=
Ki.eil

Sehr geehrter Herr Kreistagsvorsitzender Funck,

die CDU-Fraktion bittet Sie, den folgenden Antrag auf die Tagesordnung der
nächsten Sitzung des Kreistages und zuvor auf die Tagesordnungen des Aus-
schusses für Schule, Bauen und Sport sowie des Haupt- und Finanzausschusses
zu setzen:

Der Kreistag beschließt

n der Adolf-eines JnußcnspFür die Finanzierung eines 'Attßetnpla4:Ëge+bl:mos 'an der Adolf- Reichwein-Schule
werden Mittel aus dem Programm "KIP macht Schule" herangezogen.

Mit diesen Mitteln werden

auf dem schulischen Grundstück im Osten des Geländes der Adolf-Reichwein-
Schule in Pohlheim eine Außensportanlage errichtet, auf welcher Mannschafts-
sportarten ebenso durchgeführt werden können wie übungen für Wettkämpfe
der Leichtathletik.

für sportliche Pausenaktivitäten auf dem Hof Ost sowie auf dem Hof Nord je
weils zwei Basketballkörbe installiert.

l



Entsprechende Planungen sind - soweit noch nicht vorgenommen - unverzüglich
in Abstimmung mit der Schulgemeinde in Angriff zu nehmen.

die für ein bereits imMit der Stadt Pohlheim, die für eine4ittßel:lspdFtan+äge bereits im Haushalt Mittel
eingestellt hat, ist hinsichtlich deren Mitfinanzierung Kontakt aufzunehmen.

Begründung

Seit Jahren wird über ein Außensportgelände an der Adolf-Reichwein-Schule dis-

kutiert. Im März 2016 wurde eine Außensportanlage der Schulgemelnde durch die
Schuldezernentin versprochen.

Die Adolf-Reichwein-Schule (ARS) in Pohlheim verfügt aber bis heute über kein
Außensportgelände. Der Außensport wird auf dem Schulhof i.d.R. auf Betonpflas-
ter durchgeführt. Entsprechende Anlagen örtlicher Sportvereine sind zu weit ent-
fernt; zudem brächte eine Nutzung dieser Anlagen derart zeit- und/oder kosten-
aufwendige Wege mit sich, dass ein dortiger Spörttintefricht nicht sinnvoll wäre.

Bisher wurde die Schule im Jahre 2016 lediglich auf einen Sportstättenbedarfsplan
vertröstet, der aber auf sich warten lässt. Zudem ist nicht ersichtlich wann nach
diesem zu erstellenden Plan die Schule ein Sportaußengelände erhalten und wie
dieses finanziert werden soll.

Vor dem Hintergrund einer Umwelt, dle den Kindern und Jugendlichen immer we-
niger natürliche Bewegungsanlässe bietet, leistet der Schulsport einen eigenstän-
digen und nicht ersetzbaren Beitrag zur Einlösung des ganzheitlichen Bildungs-
und Erziehungsauftrags der Schule. Dies bedeutet, dass alle Schülerinnen und
Schüler in der Vermittlung bewegungsbezogener Fertigkeiten, Fähigkeiten. Kennt-
nisse und Einsichten zum verantwortlichen Umgang mit dem eigenen Körper ge-
führt werden sollen, um ihnen einen Weg zu ihrem Sport und zu lebensbegleiten-
dem Sporttreiben eröffnen zu können.

Als einziges Bewegungsfach leistet Sport einen spezifischen Beitrag für eine
ganzheitliche Persönlichkeitsentwicklung, geprägt durch die Leitidee der individu-
ellen Entwicklungsförderung durch Bewegung, Spiel und Sport sowie der Er-
schließung der Bewegungs-, Spiel- und Sportkultur.
Schulsport ist mehr als Sportunterricht. Mit seinen vielfältigen Bezügen zu anderen
Bereichen des schulischen Lernens stellt er über den Fachunterricht hinaus ein
wesentliches Element der Ausgestaltung eines der Gesundheit förderlichen und
attraktiven Schullebens dar.

Dabei umfasst der Sportunterricht nicht nur den Hallensport, sondern ebenfalls die
Bereiche der Leichtathletik. Neben vielen Wettbewerben sind hier explizit die
Bundesjugendspiele zu nennen. Hinzu kommt, dass in den .Lehrplänen Sport"
aller Jahrgangsstufen Leichtathletik ebenfalls benannt ist.
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Es ist die originäre Aufgabe des Schulträgers, die infrastrukturellen
Voraussetzungen zu schaffen, damit die Vorgaben der Lehrpläne und
Kerncurricula eingehalten und umgesetzt

werden können

Die Möglichkeit. im Rahmen des schulischen Sportunterrichts im Freien für die
Bundesjugendspiele trainieren zu können, beinhaltet auch wichtige soziale
Aspekte. Ohne entsprechendes Training und Vorbereitung im Sportunterricht - da
die Möglichkeiten bislang nicht vorhanden waren - zeigte sich bei den
Bundesjugendspielen der ARS in den vergangenen Jahren, dass Schülerinnen
und Schüler, die ohnehin Sport im Verein betrieben, erfolgreich abschnitten,
während ein Großteil der übrigen Schülerinnen und Schüler hier keine sportlichen
Erfolge erzielen konnte.

Aufgrund des Fehlens einer geeigneten Außensportanlage haben die
Bundesjugendspiele an derARS in den letzten Jahren nicht stattfinden können.

Die Adolf-Reichwein-Schule ist nicht in der Lage, Sportangebote aus dem Bereich
Leichtathletik wahrzunehmen. Ihr fehlt dafür eine Außensportanlage, die es
ermöglicht. neben Laufen und Weitsprung auch Ballsportarten in kleinem Umfang
für die Schülerinnen und Schüler anbieten zu können.

Die ARS drängt seit mehr als 9 Jahren auf eine Außensportanlage und hat dies
wiederholt beantragt. Es kam zu vielen Gesprächen in unterschiedlicher Beset-
zung. Bisher führten die Anfragen der ARS hinsichtlich einer kleinen Außensport-
anlage beim Schulträger jedoch zu keinen konkreten Ergebnissen.

Es ist aber die gesetzliche Pflicht des Landkreises als Schulträger, dle

institutionellen und materiellen Gegebenheiten zu schaffen, damit jeglicher
Unterricht, gerade auch Sportunterricht, an unseren Schulen, stattfinden kann. Die
Schaffung sportlicher Möglichkeiten für Kinder und Jugendliche, gerade in den
Schulen, muss unser gemeinsames Interesse sein, abseits politischer
Uberlegungen.

Notwendige Investitionsmittel waren it. Presseaussagen der Hauptamtlichen Ers
ten Beigeordneten aus dem Jahre 2016 bereits im Haushalt vorhanden.

Um aber die Finanzierung abschließend sicher zu stellen, werden jetzt für diesen
Zweck Mittel aus dem neuen Programm "KIP macht Schule" in Anspruch genom-
men. Hiernach stehen dem Landkreis Gießen als Schulträger insgesamt
16.388.651 € zur Förderung der Schulinfrastruktur zur Verfügung.
Der Kreis als Schulträger muss die Kosten des Baus der genannten Maßnahmen
allerdings nicht alleine tragen. Mit der Stadt Pohlheim sind deswegen Gespräche
über eine Mitfinanzierung zu führen.
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Weitere Begründungen erfolgen ggfs. mündlich
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A USZ U G HESSENS MITTE e WISSEN
WI RTSCHAFT & KULTU R

aus dem Protokoll folgender Sitzung:
Kreistag

Kreisgremien und
affe ntlichkeitsarbeit
Thomas Euler
Gebäude F. Raum F209
Riversplatz 1-9
3 5394 Gießen
Telefon 0641/9390-1530
thomas.euler@lkgi.de
www.lkgi.de

Sitzung am: 1 3.1 1 .201 7 Vorsitz: Karl-Heinz Funck

1 5 Verwendung von KIP-Mitteln für die Herstellung eines
Außensportgeländes an der Adölf-Reichwein-Schule;
hier: Antrag der CDU-Fraktion vom 21. Oktober 201 7
Vorlage: 0467/201 7

Kreistaqsvorsitzender Karl-Heinz Funck teilt mit: dass die
antragstellende Fraktion in der Sitzung des Haupt- und
Finanzausschusses auf Anregung des Kreistagsabgeordneten Harald
Scherer im Eingangssatz des Beschlussantrages das Wort
..4ußensporrge/anda" durch das Wort "K/e/nspof"tfe/d" ersetzt hat. Zum
zuvor noch unveränderten Beschlussantrag liegt eine ablehnende
Beschlussempfehlung des Krëistagsausschusses für Schule, Bauen und
Sport vor, zum geänderten Beschlussantrag eine ablehnende
Beschlussempfehlung des Haupt- und Finanzausschusses.

Kr€islBqsabgeordneter Frederik Boyffjgt begründet den Antrag und
stellt diesen in der geänderten Fassung zurück für die nächste
Sitzungsrunde.

Ve rteile r
91.KT
40
41

Dez.ll

Für den richtigen Auszug
Gießen, den 15.11.2017
LÄN DKREIS GIESSEN
Der Kreisausschuss
Im Auftrag

Anette Herzberger
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SPD - Kreistagsfraktion

FREIE WALLER
Kreistagsfraktlon

An den
Vorsitzenden des
Kreistages Gießen
Karl-Heinz Funck
Riversplatz 1-9 (Zi. F209)

Vot'laËlo @Q$QI ')aa7'
35390 Gießen

Gießen, 1 3.1 1 .2017

-Gesetz zur Änderung des Landtagswahlgesetzes-
Ablehnung der Neueinteilung der Wahlkreise durch die Hessische Landesregierung

Der Kreistag möge beschließen

Sehr geehrter Herr Kreistagsvorsitzender

die Fraktion der SPD und die Freien Wähler beantragen in der heutigen Kreistagssitzung
1 3.1 1 .201 7, nachfolgenden Dringlichkeitsantrag auf die Tagesordnung zu nehmen.

Der Kreistag möge beschließen

Der Kreistag lehnt die von der Landesregierung geplante Zuordnung der Stadt
Laubach vom Wahlkreis 19 -- Gießen ll zum Wahlkreis 20 - Vogelsbergkreis ab.

Begründung

Sämtliche Städte und Gemeinden des Landkreises Gießen sind in zwei Wahlkreise
aufgeteilt. nämlich Gießen l und 11. Diese Aufteilung hat sich bewährt, wird doch den
historischen und lokalen Gegebenheiten durchaus sehr positiv Rechnung getragen.

Nunmehr soll die Stadt Laubach aus dem Wahlkreis Gießen herausgelöst und dem
Vogelsbergkreis zugeteilt werden.

Diese Änderung des Wahlkreiszuschnitts ist einerseits weder sachlogisch nachvollziehbar.
andererseits als gesamtpolitisch negativ zu bewerten und daher entschieden abzulehnen.

Folgt man der Zielsetzung einer geplanten Änderung von Zuschnitten der Wahlkreise.
nämlich regionalen Besonderheiten und gewachsenen Verwaltungsgrenzen beachten zu
wollen, so darf festgestellt werden, dass die geplante Änderung alles andere bewirkt, als das
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Ziel zu erreichen und die gesetzten Maßstäbe einzuhalten. Es handelt sich um einen
künstlichen Zuschnitt der Frustration und damit eine Ausweitung von Politikverdrossenheit
verursachen kann.

Die Stadt Laubach ist traditionell fester Bestandteil des Gießener Landes und zugleich des
sog. "Teilraumes Ost" in unserem Landkreis. Probleme und Themen des Vogelsbergkreises
sind in Laubach nicht präsent bzw. lediglich von untergeordneter Bedeutung. Nahezu
sämtliche lokalpolitische Parteien haben eine ähnliche Sichtweise, auch politische Parteien
des Vogelsbergkreises schließen sich der Argumentation an.

Betrachtet man die aktuellen Entwicklungen im "Teilraum Ost" des Landkreises Gießen. zu
dem Laubach gehört, so ist festzustellen, dass die dortige Vernetzung beträchtlich
intënsiviert wird.

Dle derzeitigen konkreten strategischen und operativen Maßnahmen zur Gründung eines
Gemeindeverwaltungsverbands zwischen Lich und Laubach würden aufs Äußerste
konterkariert werden.

Eine Anpassung der Wahlkreiszuschnitte wird grundsätzlich nicht abgelehnt. Vielmehr sollte
dies allerdings nicht auf statistischen Einwohnerzahlen vom 31 .12.201 5 (fast zwei Jahre alt)
mit "heißer Nadel" vor der Landtagswahl zugeschnitten werden, sondern im Rahmen einer
umfassenden Reform nach der Landtagswahl auf Basis von aktuellen Einwohnerzahlen
erfolgen, die zugleich die zukünftige Bevölkerungsentwicklung im Blick haben. Dabei sollte
bei Veränderungen im Landkreis Gießen vielmehr darüber nachgedacht werden, einen
dritten Wahlkreis zu etablieren und dabei der Bevölkerungsentwicklung entsprechend
Rechnung zu tragen.

M it freundlichen Grüßen

.&M.
Vorsitzender der
SPD-Kreistagsfraktion

Vorsitzender der Kreistagsfraktion
der Freien Wähler

Beschluss des

Pre Vorlage v/ird

vom

mit Zusatzbeschluss

genehmigt - nicht genehmigt - zurückgestellt

Zur Beglaubigung



Landkreis

e e e Kreistag

A USZ U G
HESSENS MITTE e WISSEN
WI RTSCHAFT & KULTU R

aus dem Protokoll folgender Sitzung:
Kreistag

Kreisgremien und
Öffentlichkeitsarbeit
Thomas Euler
Gebäude F, Raum F209
Riversplatz 1-9
3 5394 Gießen
Telefon 0641/9390-1 530
thomas.euler@lkgi.de
www.lkgi.de

Sitzung am: 1 3.1 1.201 7 Vorsitz: Karl-Heinz Funck

2 Feststellung der TaÖesordnun

Kreistagsvorsitzender Karl-Heinz Fünck teilt mit, dass heute ein
Dringlichkeitsantrag bezüglich einer Resolution zur Ablehnung der
Neueinteilung der Wahlkreise bei der Landtagswahll hier: gemeinsamer
Antrag der Fraktionen von SPD und FW vom 13. November 201 7
(Vorlage 0494/201 7) eingegangen ist, der um 13.1 5 Uhr an alle
Kreistagsabgeordneten per E-Mail versandt und zu Sitzungsbeginn auf
allen Plätzen ausgelegt wurde

K!€1slaqsabgeordnete Dr. Melanie Haubrich begründet die Dringlichkeit

Fraktionsvorsitzender Claus Spandau redet gegen die Dringlichkeit

Sodann lässt Kreistacisvorsitzender Karl-Heinz Funck über die Aufnahme
des Dringlichkeitsantrages in die heutige Tagesordnung des Kreistages
abstimmen.

Der Kreistag lehnt die Aufnahme des Dringlichkeitsantrages der
Fraktionen von SPD und FW vom] 3. November 2017 bezüglich
einer Resolution zur Ablehnung der Neueinteilung der Wahlkreise
bei der Landtagswahl (Vorlage 0494/201 7) in die Tagesordnung der
heutigen Kreistagssitzung ab.

Für die Aufnahme in die Tagesordnung stimmen die Fraktionen von SPD. AfD
FW, FDP und Gießener Linke sowie der Kreistagsabgeordnete Björn Fleischer-
Smajek(zusammen 52 Ja-Stimmen), gegen die Stimmen der CDU-Fraktion
(zusammen 1 8 Nein-Stimmen), bei Stimmenthaltung der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen(zusammen 9 Stimmen) und Verfehlt das in $ 32 HKO in
Verbindung mit $ 58 Absatz 2 HGO gesetzlich vorgeschriebene Quorum.

Ve rteile r
91

14

Für den richtigen Auszug
Gießen, den ]5.11.2017
LÄN DKREIS GIESSEN
Der Kreisausschuss
Im .duft rag

Anette Herzberger
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Vor[age Nr.: 0487/20] 7

Gießen, den 1 3. November 201 7
LANDKREIS GIESSEN
Der Kreisausschuss
Az.: Fd 41
Sachbearbeiter: Madleen Wiltschka
Telefonnummer: 1 907

Beschlussvorlage des Kreisausschusses ' /l elle/7 l:ioö

Kreisvolkshochschule in Lich; Energetische Sanierung im Rahmen des KIP, nicht
energetische Sanierung und Umbauarbeiten im Rahmen des Haushaltes; hier:
Projektgenehmigung

Beschluss-Antraq

Der Kreistag erteilt die Gesamtprojektgenehmigung und Mittelfreigabe für die
Sanierungsmaßnahme an der Kreisvolkshochschule in Lich.
Die Genehmigung wird unter Vorbehalt der zusätzlich benötigten
Haushaltsmittel im Nachtragshaushalt 20] 8 erteilt.

Gesamtkosten der Maßnahme: 5.259.506 €

Bearündunci

Mit dem.Beschluss des Kreistagausschusses vom 07.12.201 5 wurde die Umsetzung
des o. a. Projektes im Rahmen des Kommunalinvestitionsprogrammes (Bund)
genehmigt(Maßnahmennummer 83 1).

Die Liegenschaft der Kreisvolkshochschule in Lich besteht aus einem
Unterrichtsgebäude und einem Verwaltungstrakt, die sich in Mitten einer gepflegten
Parkanlage befindet. Im Rahmen des KIP-Programmes (Bund) soll die KVHS
energetisch sowie brandschutztechnisch saniert werden.

Die Kreisvolkshochschule stammt aus dem Jahre 1 963. Der Gebäudekomplex
besteht aus einem eingeschossigen, unterkellerten Verwaltungsgebäude, dessen
Bausubstanz aus einem Mauerwerksbau mit Klinkerfassade besteht. Das daneben
stehende zweigeschossige Unterrichtsgebäude wurde als Stahlbetonskelettbau mit
Mauerwerksausfachungen errichtet. Die Fensterelemente sind teils als Lochfenster
und teils als großflächige Fassadenelemente ausgebildet und stammen überwiegend
aus den 60erJahren.

Die Dachkonstruktion des Verwaltungsgebäudes ist als flachgeneigtes Pultdach mit
diner bituminösen Abdichtung ausgeführt. Das Dach des Unterrichtsgebäudes hat
im Jahr 1 998 eine neue Metall- Eindeckung erhalten. Beide Häuser werden durch
einen verglasten Zwischenbau verbunden.

Die Gebäude weisen in den Bereichen Brandschutz, Schallschutz, Wärmeschutz und
bei den haustechnischen Installationen erhebliche, zum Teil sicherheitsrelevante
Mängel auf.
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Da die Gebäude bisher weder gedämmt noch abgedichtet sind, weisen sie einen
sehr hohen Wärmeverlust auf. Auf Grund dessen sollen sie energetisch optimiert
werden. Sie beinhaltet den Austausch der Fenster und Außentüren, die Sanierung
der Fassade inkl. der Anbringung eines Wärmedämmverbundsystems, die
Ertüchtigung des Daches, die Dämmung und Abdichtung der Kelleraußenwände
sowie den Sonnenschutz der Klassënräume. Somit entsteht eine komplett thermisch
optimierte Gebäudehülle, die Wärmeverluste reduziert. Durch die Sanierung werden
die aktuellen Vorgaben der Energieeinsparverordnung 201 6 und des Erneuerbare-
Energien-Wärmegesetzes umgesetzt.

Einige Bauteile entsprechen nicht den aktuellen Brandschutzanforderungen. Die
notwendigen Flucht- und Rettungswege sind zu verbessern oder neu auszubilden.
Bauteile mit Brandschutzanforderungen sind dringend zu ertüchtigen. Die geplanten
Brandschutzmaßnahmen werden innerhalb der Umbauarbeiten realisiert.

Auch im Inneren der Gebäude werden Maßnahmen zur Energieeinsparung und
thermischen Verbesserung durchgeführt. Die Beleuchtung wird durch eine
tageslichtabhängige Lichtsteuerung mit energiesparenden LED-Leuchten ersetzt

Auf Grund der angestrebten Luftdichtheit im Gebäude und der Verbesserung der
Luftqualität sind für alle Klassenräume Lüftungsgeräte mit Wärmerückgewinnung
vorgesehen.

Die geplante Sanierung wurde dem Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen (LBIH)
zur Prüfung vorgelegt und von diesem, mit Stellungnahme vom 29.03.201 7, aus
baufachlicher Sicht, ohne Bedenken anerkannt.

Über die energetische Sanierung hinaus fallen weitere Umbau- und
Sanierungsarbeiten an, die nicht über KIP-Mittel finanziert werden können. Deshalb
wurde auf Basis einer ersten groben Kostenschätzung zusätzliche 1,7 Mio. € im
Haushalt bereitgestellt.

Die nunmehr vorliegende detaillierte Kostenermittlung hat ergeben, dass für die
Sanierungs- und Umbaumaßnahme 2,2 Mio. € benötigt werden. Somit werden die
bisher veranschlagten Mittel um ca. 500 Tsd. € überschritten und müssen im
Nachtragshaushalt 201 8 noch bereitgestellt werden. Die Überschreitung ergibt sich
unter anderem durch ein von der Schule detailliert ausgearbeitetes Konzept.
Schwerpunk ist hierbei die Schaffung eines modernen und zukunftsorientierten
Lernumfeldes. Besonderes Augenmerk wurde auf die Anforderungen der
Erwachsenenbildung gelegt.

Die zusätzlich notwendigen Haushaltsmittel werden im Wesentlichen für folgende
Umbau- und Sanierungsarbeiten benötigt:

Vergrößerung des Eingangsbereiches für Ausstellungszwecke
Einrichtung eines Lernkaffees
Umbau der Verwaltung zur Schaffung neuer Büros
Sanierung der Wände, Decken und Fußböden
Erneuerung Elektrotechnik (incl. LAN / Wlan Vernetzung)
Sanierung der WCs
Erneuerung veralteter Innentüren
Arbeiten zur Schaffung der Barrierefreiheit (WCs + Aufzüge)
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Es ist vorgesehen, dass die Sanierung in zwei Abschnitten erfolgen soll. Der
Bauabschnitt für das Verwaltungsgebäude wird im Herbst 201 8 starten, der
Abschnitt für das Unterrichtsgebäude im Herbst 201 9.
Für beide Bauabschnitte ist von einer Gesamtbauzeit von zwei Jahren auszugehen
Die energetische Sanierung ist zeitlich an das KIP-Programm gebunden und muss
somit spätestens Ende 2020 fertig gestellt sein.

Der Gesamtausgabebedarf der Maßnahme beträgt ca. 5,26 Mio. €

Maßnahme Voraussichtliche anfallende Kosten nach
ySlygf!$! j$g!!$D$chätzung in € (brutto)

KIP:
Energetische Sanierung
Ansatz Projektunterstützung
Summe:

2.993.814 €
71.286 €

3.065.100 €

Haushalt: 2.194.406 €

Summe: 52 59,506
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Finanzielle Auswirkungen

Es entstehen Kosten in Höhe von 5.259.506 €
Die Mittel stehen zur Verfügung im Teilfinanzhaushalt 27.1 .OI .OI
Maßnahme Nr.831(KIP) 3.065.100 €

Die Haushaltsmittel(Maßnahme Nr.1 00) stehen in Höhe von 1 .700.000 € zur
Verfü g ung .
Die fehlenden Mittel in Höhe von 494.406 € müssen noch im Nachtragshaushalt
201 8 bereitgestellt werden.

Folctekosten

Sonstiges/Bemerkungen

Mitzeichnung

Fachdienst Bauen
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IngoJung

Fachdienstleiter

&ZI../.:#scGL-..
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LANDKREIS GIESSEN
Der Kreisausschuss
Az.:FD41
Sachbearbeiter: Madleen Wiltschka
Telefonnummer: 1 907

Vorlage Nr.: 0480/201 7
Gießen, den 8. November 201 7

Beschlussvorlage des Kreisausschusses a'? öeöj181ie ag

Grundschule "Am Diebsturm" in Grünberg; Energetische Sanierung +
Erneuerung der Heizzentralen im Rahmen des KIP und nicht energetische
Sanierung in Rq!!men des Haushalte11 hi$11 Plqlsklgspsllpigypg

Beschluss-Antrag

Der Kreistag erteilt die Gesamtprojektgenehmigung und Mittelfreigabe für die
Sanierungsmaßnahme an den Gebäuden 2 und 4 der Grundschule in Grünberg

Gesamtkosten der Maßnahme: 5.656.508 €

Mit dem Beschluss des Kreistagausschusses vom 07.12.201 5 wurde die Umsetzung
des o. a. Projektes im Rahmen des Kommunalinvestitionsprogrammes (Bund)
genehmigt(Maßnahmennummer 827).

Die Liegenschaft der Grundschule in Grünberg besteht aus 7 Gebäuden
- 4 Unterrichtsgebäude,
- l Mensa,

l Toilettenhaus und
l Turnhalle.

Die in 1 954 bzw. ] 956 erbauten Gebäude 2 und 4 sollen im Rahmen des KIP-
Programmes (Bund) energetisch, sowie brandschutztechnisch saniert werden. Die
Maßnahmenbeschreibung umfasst außerdem die Ertüchtigung der Heizzentralen in
den Gebäuden 2 und 3.

Das Gebäude 2 wurde 1 956 erbaut und besteht aus 3 Ebenen, in denen sowohl der
Unterricht, als auch die Ganztagesbetreuung stattfinden. Die Tragkonstruktion
besteht aus Beton. Mischmauerwerk und Stahlbetondecken. Die Außenwände sind
ungedämmt und die Fenster bestehen aus einer 2-Scheiben-Verglasung aus dem Jahr
1 985. Das Gebäude besitzt ein Satteldach, das weder gedämmt noch abgedichtet
ist

Das Gebäude 4 stammt aus dem Jahr 1954. Es besteht ebenfalls aus drei Ebenen,
wovon zwei als Unterrichtsbereiche genutzt werden. Das Kellergeschoss ist wegen
starker Feuchtigkeitsschäden nicht nutzbar. Das Gebäude wurde ebenfalls aus
Beton, Mischmauerwerk und Stahlbetondecken hergestellt, der Sockel und das
Kellergeschoss aus Bruchsteinmauerwerk. Eine Dämmung ist ebenfalls nicht
vorhanden. Die Holzfenster stammen aus dem Jahr 1 966 und weisen eine erhebliche
Verwitterung auf
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Beide Schulgebäude haben in den Bereichen Brandschutz, Schallschutz.
Wärmeschutz und bei den haustechnischen Installationen erhebliche. zum Teil
sicherheitsrelevante Mängel.

Einige Bauteile entsprechen nicht den geforderten Brandschutzklassifizierungen. Die
Verbesserung oder Herstellung der notwendigen Flucht- und Rettungswege, sowie
die Ertüchtigung der Bauteile auf die geforderten Brandschutzklassen sind dringend
herzustellen. Die Brandschutzmaßnahmen werden größtenteils im Rahmen der
energetischen Sanierung über das KIP-Programmgg realisiert.

Die Gebäude weisen einen sehr hohen Wärmeverlust auf. Auf Grund dessen sollen
die Gebäude energetisch optimiert werden. Die energetische Sanierung beinhaltet
den Austausch der Fenster und Außentüren, die Sanierung der Fassade inkl. der
Anbringung eines Wärmedämmverbundsystems, der Dämmung der obersten
Geschossdecke, die Sanierung des Daches, die Dämmung und Abdichtung der
Kelleraußenwände sowie den Sonnenschutz der Klassenräume. Somit entsteht eine
komplette Gebäudehülle, die thermisch optimiert ist und Wärmeverluste reduziert.
Durch die Sanierung werden die aktuellen Vorgaben der Energieeinsparverordnung
201 6 und des Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes umgesetzt.

Auch im Inneren der Gebäude werden Maßnahmen zur Energieeinsparung und
thermischen Verbesserung durchgeführt. Die Beleuchtung wird durch eine
tageslichtabhängige Lichtsteuerung mit energiesparenden LED-Leuchten ersetzt

Neben der baulichen Verbesserung der Gebäude 2 und 4 sollen auch die beiden
Heizzentralen, die sich in den Kellerräumen der Gebäude 2 (Kessel Bauj. 1 977) und
3 (Kessel Bauj. 1 982) befinden, modernisiert werden.
Gemäß den Verpflichtungen, die der Landkreis Gießen im Rahmen des Projektes
"BioRegio Holz-Lahn" eingegangen ist, soll eine Biomassenfeuerungsanlage mit
einem Gas-Spitzenlastkessel errichtet werden.
Es wird nur noch eine Gesamtleistung von 575 kW(vorher 1 .010 kW) installiert und
der Wärmeanteil der Biomassefeuerungsanlage an der Gesamtwärmeerzeugung wird
über 80% betragen.
Zusammen mit der Modernisierung der Heizzentralen werden auch alle übrigen
Unterverteiler in den einzelnen Gebäuden incl. der Regelung erneuert.

Auf Grund der angestrebten Luftdichtheit im Gebäude und der Verbesserung der
Luftqualität, sind in allen Klassenräumen Lüftungsgeräte mit Wärmerückgewinnung
vorgesehen.

Die geplante Sanierung wurde dem Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen (LBIH)
zur Prüfung vorgelegt und von diesem mit Stellungnahme vom 29.03.2017 aus
baufachlicher Sicht ohne Bedenken anerkannt.

Über die energetische Sanierung hinaus fallen Arbeiten an, die nicht über KIP-Mittel
finanziert werden können. Deshalb wurden zusätzliche 1 ,2 Mio. € im Haushalt
bereitgestellt. Diese Mittel werden im Wesentlichen für folgende Gewerke benötigt:

Malerarbeiten der nicht in KIP enthaltenen Innenwände
Erneuerung der veralteten Bodenbeläge und Sockelleisten
Erneuerung Elektrotechnik
Installation einer Sicherheitsbeleuchtungsanlage
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Sanierung der WCs/Toilettenräume
Erneuerung veralteter Innentüren
Erneuerung der Küchenbereiche
Arbeiten zur Einhaltung der Barrierefreiheit(WCs + Aufzüge)
Erneuerung der Werkräume in Gebäude 4 + Herstellung der Rettungswege

Die Gebäude werden in zeitlicher Abfolge nacheinander saniert. Der Bauabschnitt
für Haus 4 wird im Herbst 201 8 starten, der Abschnitt für Haus 2 im Herbst 2019.
Für beide Bauabschnitte ist von einer Gesamtbauzeit von 2 Jahren auszugehen. Die
energetische Sanierung ist zeitlich an das KIP-Programm gebunden und muss somit
spätestens Ende 2020 fertig gestellt sein.

Der Gesamtausgabebedarf der Maßnahme beträgt ca. 5,65 Mio. €

Maßnahme Voraussichtliche anfallende Kosten nach
vertiefter Kosten$$hätzung in € (brutto)

KIP:
Gebäude 2
Gebäude 4
Ansatz Projektunterstützung
Summe:

1.960.066 €
2.404.796 €

91.646 €
4.456.508 €

Haushalt 1.200.000 €

Summe:

Die Finanzierung der Maßnahme wird durch die im KIP l Programm genehmigten
Baukosten und den im Haushalt bereitgestellten Mitteln abgedeckt.
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Finanzielle Auswirkuncien

Es entstehen Kosten in Höhe von ca. 5.656.508 €.
Die Mittel stehen zur Verfügung im Teilfinanzhaushalt 21
Maßnahme Nr.827(KIP) 4.456.508 €
und Maßnahme Nr. 101(HH) 1.200.000 €

1.01.1 0
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LANDKREIS GIESSEN
Der Kreisausschuss
Az.:FD 41
Sachbearbeiter:lngoJung
Telefonnummer: 1 302

Vorlage Nr.: 0496/201 7
Gießen, den 1 6. November 20] 7

Beschlussvorlage des Kreisausschusses aC:oolll?o.e

Projektgenehmigung für die energetische Sanierung der Gebäudehülle
(Bauabschnitt 9) im Rahmen des KIP (Bundesprogramm) an der Gesamtschule

Beschlu ss-Antra

Der Kreistag erteilt die Gesamtprojektgenehmigung und Mittelfreigabe für die
Sanierungsmaßnahme(9. Bauabschnitt) an der Adolf-Reichwein-Schule ih
Pohlheim Watzenborn-Steinberg

Gesamtkosten der Maßnahme: 2.544.619€

Beqründunci

l Allgemein

Die Adolf-Reichwein-Schule in Pohlheim, Ortsteil Watzenborn-Steinberg, ist eine
Gesamtschule, die in verschiedenen Bauabschnitten in den 70er und 80erJahren
errichtet wurde

Das 2-geschossige mit versetzten Ebenen angeordnete Gebäude ist teilunterkellert
und wurde mit Flachdach und begehbaren Terrassen erstellt. Die Tragkonstruktion
besteht aus einem Stahlbetonskelett, aufbauend auf einem quadratischen
Grundraster. Fassadenelemente und Decken bestehen aus Stahlbeton. Das Gebäude
umfasst eine Nutzfläche von ca. 7.300 m:. Der umbaute Raum des Gebäudes liegt
bei ca. 3 5.500 H3

Das Gebäudeinnere der Schule wurde in den vergangenen Jahren in zeitlich
getrennten Bauabschnitten durch grundlegende, brandschutztechnische sowie
funktionale Sanierung auf einen zeitgemäßen Stand gebracht. Seit Sommer 2016 bis
Frühjahr 201 8 ist derzeit noch die Ausführung der Bauabschnitte 7 u 8 (Verwaltung
und Fachräume im Bereich der Ebene 0 und l EG Nordost und Südwest) in der '
Umsetzung.

Die Gebäudehülle (Dach, Terrassen und Fassaden) ist bauzeitlich und entspricht
energetisch nicht dem aktuellen Stand der Energieeinsparverordnung (ENEV). Einzig
die Fenster und Außentüren wurden mit den Sanierungen einzelner Bauabschnitte in
den vergangenen 1 0Jahren bereits saniert. Die Fassaden sind als
Leichtbetonfassaden ohne weitere Dämmschichten erstellt. und das Flachdach und
die begehbaren Terrassen sind als gering gedämmtes Bitumendach ausgeführt. Die
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Dachentwässerung erfolgt innenliegend und ist im Innenraum in den voranliegenden
Bauabschnltten bereits saniert worden.

2 Geplante Sanierung im Rahmen des Förderprogrammes KIP
(Bundesprogramm):

Geplant sind die energetische Sanierung des Daches, der Fluchtterrassenflächen und
der Fassaden, sowie die daraus resultierenden erforderlichen Ergänzungsarbeiten,
wie die Anpassung des Freigeländes, Blitzschutz etc. Zielsetzung ist die
Bauteiloptimierung entsprechend der aktuellen ENEV 2014 für Bestandsgebäude

Folgende Arbeiten sind geplant

Abbau und Rückbau des bestehenden Dachaufbaus
Aufbau eines hochgedämmten Dachaufbaus mit entsprechender Gefällebildung
mit zeitgemäßen Abdichtungsmaterialien
Ausbilden von Dachrändern, Wandanschlüssen und Dachdurchgängen
entsprechend den Erfordernissen und der Verbindung der ebenfalls zu
bearbeitenden Fassadenflächen
Ebenso die Erneuerung Blitzschutz
Abbruch der bestehenden Aufbauten (Betonaufbauten Brüstungsbereich) und
des nicht ausreichenden Fluchtbalkons
Aufbau einer hochgedämmten, begehbaren Fläche zur Nutzung als Fluchtweg
Herstellen der fachtechnisch richtigen Anschlüsse an aufgehende Wände,
Brüstungen, Türen und Treppen im Zusammenhang mit den Dämmmaßnahmen
an den Fassaden
Ergänzen der Absturzsicherungen mit entsprechenden Stahlgeländer und
Handläufen an Brüstungen und Treppenläufen.
Einbau von Stahlfluchttreppen aus den Klassenräumen direkt auf die
Te rus senflächen .
Aufbringen einer Wärmedämmung mit Putzsystem, im EG-Bereich mit erhöhter
Anforderung an Vandalismus
Bauphysikalisch notwendige Bauteilabdichtungen im Fenster- u Türbereich
Einbau neuer Fensterbänke
Freilegen des Sockelbereiches zur Herstellung einer zeitgemäßen Abdichtung
und fachgerechten Dämmung des Sockelbereiches
Wiederherstellen von gepflasterten Flächen und umlaufenden Traufstreifen.
Anpassen des Höhenniveaus auf der nördlichen Schulhofseite zur barrierefreien
Erschließung der Nebeneingänge und ebenerdigen Fluchtwege
Herunterführen und Erden des Blitzschutzes
Neuinstallation von Außenbeleuchtung, Außenlautsprecher und sonstigen
elektrischen Installationen an den Fassaden
Erneuerung der Untergeschosszugangstüren.

Die Sanierung wird im laufenden Betrieb stattfinden. Durch entsprechende
Strukturierung des Projektablaufs wird ein weitestgehend störungsfreier
Schulbetrieb zu gewährleistet. Für die Ausführung der neuen Gebäudehülle ist von
einer Bauzeit von insgesamt 1 2 Monaten auszugehen.

Der Gesamtausgabebedarf der Maßnahme beträgt nach Kostenschätzung für die
baufachliche Prüfung ca. 2,54 Mio €.

Die geplante Sanierung wurde dem Landesbetrieb Bau und Immobilien Hessen(LBIH)
zur Prüfung vorgelegt und von diesem mlt Stellungnahme vom 29.03.2017 aus
baufachlicher Sicht ohne Bedenken anerkannt.
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Finanzielle Auswirkungen

Die Mittel stehen im Teilfinanzhaushalt 21.1.01.10 Maßnahme Nr.830(KIP)
i. H. v. 2.544.619 € zur Verfügung.
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Gießener Linke

Erlengasse 3
35390 Gießen

B 0641 -58776776
G7 kreisfraktion@linkes-giessen.de

An den Kreistagsvorsitzenden
Herrn Karl-Heinz Funck
Riversplatz 1 -9

vorlage Nr.:
Mit Antrag

35394 Gießen auf direkte
Ausschußt)oratung

Gießen. den 24. Nov. 2017

Einführung eines Jobtickets für die Beschäftigten des Landkreises Gießen

Sehr geehrter Herr Kreistagsvorsitzender Funck

die Fraktion Gießener Linke beantragt, der Kreistag möge folgenden Antrag
beschließen:

Der Kreisausschuss wird beauftragt, die Einführung eines Jobtickets für alle
Beschäftigten des Landkreises Gießen sowie seiner privatrechtlich organisierten
Unternehmen im Laufe des Jahres 2018 vorzunehmen.

Begründung:
Die von der Gewerkschaft ver.di erstrittene Einführung des Jobtickets für Landesbe-
schäftigte ist ein richtiger und wichtiger Beitrag zur zukunftsorientierten Verkehrspoli-
tik des Landes Hessen. Der Landkreis Gießen sollte sich hier ein Beispiel nehmen.
Ein dringend notwendiges Umdenken in der Bevölkerung im Bereich des motorisier-
ten Individualverkehrs kann nur durch niedrigschwellige Angebote, statt durch Verbo-
te, gefördert werden. Das Jobticket für alle direkt oder indirekt Beschäftigten ist hier-
bei ein weiterer Baustein unter vielen.der dies ermöglichen wird. Natürlich ist dieser
vor allem dann wirksam, wenn auch der Ausbau des Personennahverkehrs in Angriff
genommen wird.

Mit freundlichen Grü ßen

h".
Reinhard Hamel
Fraktionsvorsitzender

Gießener Linke

Marcus Link
stellv. Fraktionsvorsitzender

Gießener Linke
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Gießener Linke
Erlengasse 3

35390 Gießen
B 0641 -58776776

1;7 kreisfraktion@linkes-giessen.de

An den Kreistagsvorsitzenden
Herrn Karl-Heinz Funck
Riversplatz 1 - 9

Vo!«iagë. ßdr. l
35394 Gießen

Mlt .Antrag .
auf dlekte- ~
Auswttli8beraturtä

Gießen, den 24. Nov. 2017

Erstellung eines Armutsberichts für den Landkreis Gießen

Sehr geehrter Herr Kreistagsvorsltzender Funck

die Fraktion Gießener Linke beantragt
beschließen:

der Kreistag möge folgenden Antrag

Der Kreisausschuss wird beauftragt, einen Armutsbericht über die Situation im Land-
kreis zu erstellen. Der Bericht soll Grundlage daftlr sein, bestehende Hilfe-Netzwerke
von Initiativen, Organisationen und Institutionen weiter zu entwickeln und zu unter-
st(itzen. Dabei sollte die Zusammenarbeit mit der Stadt Gießen sowie mit Hochschu-
linstituten der Region angestrebt werden.

Begründung

Die EU hat Armut so definiert: Als arm gelten danach "Einzelpersonen, Familien,
Personengruppen. die über so geringe materielle, kulturelle und soziale Mittel verfü.
gen, dass sie von der Lebensweise ausgeschlossen sind, die in dem Mitgliedsstaat
in dem sie leben, als Minimum hinnehmbar ist." Absolut arm ist, wem an Nahrungs-
mitteln, Kleidung, Unterkunft und der notwendigen Gesundheitsversorgung
fehlt. Relativ arm ist, wer nur über etwa die Hälfte des Pro-Kopf-Durchschnittsein-
kommens verfügt. Dies entspricht etwa dem Niveau von SGB ll-Transferleistungen.
Etwa 30 % der Bevölkerung lebt in prekären Lebensverhältnissen. Das heißt in an-
gespannten finanziellen Verhältnissen, die ein Abrutschen in die Armut beim Eintre-
ten kritischer Lebensereignisse wahrscheinlich erscheinen lassen.

Armut ist ständige Herausforderung der Politik. Die Vorbeugung und Bekämpfung
von Armut sind wichtige Handlungsfelder der Gemeinde. Die Erstellung eines Ar-
muts- und Reichtumsberichts in regelmäßigen Abständen stellt damit eine wesentli
che Grundlage für verantwortungsvolle sozialpolitische Entscheidungen dar.



Mit freundlichen Grüßen

h".
Reinhard Hamel

Fraktionsvorsitzender
Gießener Linke

Marcus Link
stellv. Fraktionsvorsitzender

Gießener Linke

Zur Beil-ubigung
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© CDU KREISTAGSFRAlalON
GIESSEN

Herrn Kreistagsvorsitzenden
Karl-Heinz Funck
Riversplatz 1 - 9

DER VORSITZENDE

Claus Spandau

35392 Gießen
Konrad-Adenauer-Haus
'Speneiweg 8
35394 Gießen
Telefon06 41 - 4 10 56
Fax 06 41 -4 10 54
E-Mail info@cdu-
giessen.de

Vorlage Nr.:. ëSiÜÜI/)P/'P-
Mlt Antrag
auf direkte
Ausschußberatung

Gießen, 22.1 1 .2017

Erlass einer Nachtragssatzung zur Haushaltssatzung und Haushaltsplan
2017/2018
h er= Höhe der Kreisumlage für das Haushaltsjahr 2018

Sehr geehrter Herr Kreistagsvorsitzender Funck

die CDU-Fraktion bittet Sie, folgenden Antrag auf die Tagesordnung der Sitzung
des Kreistages am 18.12.2017 zu setzen und in die Tagesordnung des
vorhergehenden Haupt- und Finanzausschusses einzubeziehen.

DerKreistag beschließt

Die Haushaltssatzung für den Doppelhaushalt 2017/2018 wird in $ 5 für das
Haushaltsjahr 2018 durch Erlass einer Nachtragssatzung wie folgt
geändert;

Die Höhe der Kreisumlage wird gegenüber der bisherigen Festsetzungen
der Haushaltssatzung für 2018 für Städte und Gemeinden ohne eigene
Schulträgerschaft von bisher 39,59 v. H. auf 38,09 v. H. um damit um 1,5 v.
H. geringer als bisher festgesetzt und für Städte mit eigener
Schulträgerschaft von bisher 41,26 v. H. auf 40,46 und damit um 0,8 v. H.
reduziert festgesetzt.

Begründung

Die Haushaltssatzung 2017/2018 sieht für die Kommunen ohne eigene
Schulträgerschaft eine Kreisumlage von 39,59 % und einen Zuschlag zur
Kreisumlage als Schulumlage von 16 %, insgesamt also 55,59 % vor.
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Für Kommunen mit eigener Schulträgerschaft ist eine Kreisumlage von 41 ,26 v
H. festgesetzt.

Der Landkreis Gießen hat für 2018 hohe Mehreinnahmen im Kommunalen
Finanzausgleich zu verzeichnen. die sich im Wesentlichen aus den
Schlüsselzuweisungen des Landes wie insbesondere aus der Kreis- und
Schulumlage der Städte und Gemeinde ergeben.

So steigt die Kreis- und Schulumlage beim Landkreis Gießen von 2017 auf 2018
um 17,6 Mio Euro. Davon entfallen 13, 381 Mio Euro auf die Kreisumlage (+ 11,3

Die Schlüsselzuweisungen werden bei 78.111.437 Euro und damit um rd. 3,33
Mio Euro über der endgültigen Festsetzung für 2017 i. H. v. 74.780.093 Euro
lipnnn
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Selbst unter Berücksichtigung einer Tilgungsbelastung bei Inanspruchnahme
der Hessenkasse von 6.562.625 Euro -- die aber erst haushaltsmäßig ab dem
Haushaltsjahr 2019 zu berilcksichtigen ist - verbleibt allein bei der Kreisumlage
immer noch eine saldierte Mehreinnahme bei der Kreisumlage von 6.819.058
Euro. Damit bleibt genügend Spielraum, für eine Senkung der Kreisumlage.

Bei einer Senkung der Kreisumlage für die Kommunen ohne eine eigene
Schulträgerschaft um 1,5 v. H. ergibt sich ein Reduzierungsbetrag von rd.
3.750.515 Euro. Bei einer Reduzierung der Kreisumlage von 0,8 v. H. für
Kommunen mit eigener Schulträgerschaft (nur Stadt Gießen) ergibt sich ein
Reduzierungsbetrag von rd. 667.287 Euro. Damit beträgt die Gesamtreduzierung
bei der beantragten Senkung von 1,5 v. H. bzw. 0,8 v.H. 4.417.802 Euro.

Die Reduzierung der Kreisumlage beträgt daher lediglich rd. 1/3 (33.01 %) des
Erhöhungsbetrages der Kreisumlage von 2017 auf 2018 (13.381.683 Euro). ist
damit sehr moderat und es bleiben hohe Potentiale zu einer weiteren
Kredittilgung für den Landkreis Gießen.

Der Landkreis Gießen erhebt im Jahre 2018 nach den bisherigen Zahlen die im
Vergleich aller hessischen Landkreise höchste Kreisumlage in Hessen. Während
andere Landkreise bereits in 2017 ihre Kreisumlagesätze weiter reduzierten und
teilweise für 2018 eine Reduzierung beabsichtigen oder bereits angekündigt
haben, belässt der Landkreis Gießen nach unseren jetzigen Kenntnissen die
bisherige Höhe der Hebesätze.

Gegenwärtig bestehen folgende Umlagesätze.
Senkungen der Kreisumlage beabsichtigen

wobei einige Landkreise

Landkreis Gießen
Wetteraukreis
Vogelsbergkreis
Landkreis Marburg
Lahn-Dill-Kreis
Limburg-Weilburg
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Gesamtumlage Kreisumlage Schulumlage
55,59 39.59 16.00
51,23 35,76 15,47
53,42 33.79 19,63
52,01 31,76 20,25
53,37 38,88 14.49
54,54 34.60 19.94



Fulda
Waldeck-Frankenberg
Werra Meißner
Hochtaunuskreis

Damit liegt der bisherige Gesamthebesatz des Landkreises Gießen sehr deutlich
über den bisherigen Hebesätzen der anderen mittelhessischen Landkreise wie
auch der anderen hessischen Landkreise.

Der hohe Gesamthebesatz des Landkreises Gießen entzieht seinen Kommunen
aber auch deutlich mehr finanzielle Mittel als die anderen hessischen Landkreise
bei ihren Kommunen. Für gemeindliche Maßnahmen bleibt damit - auch im
Vergleich zu Kommunen anderer Landkreise -- deutlich weniger Finanzmasse,
was in den Konkurrenzsituationen der Kommunen untereinander die Kommunen
aus dem Landkreis Gießen bei der Zukunftsgestaltung deutlich benachteiligt.

Daher soll die Kreisumlage für die Gemeinden ohne eigene Schulträgerschaft um
einen 1,5 v. H auf 38.09 v. H. bzw. bei eigener Schulträgerschaft auf 40,46 v. H.
gesenkt werden.

Wir bitten wie beantragt zum Wohle der Kommunen zu beschließen

Mit freundlichen Grü ßen
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Die Vorlage wird - mlt ZL;Ë=11beëlllluss - ')"'
genehmigt - nicht genehmigt - zurückgestellt

Claus Spandau

ZurBeglaubigung

48,07 31,57 16,5
47,41 29.41 18,0
51,42 34.86 16,56
55,11 41,77 13,34
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Mit Antrag
auf direkte
Aussohußberatung

Beratung der Eltern von Kindern mit Anspruch auf sonderpädagogische
Förderung

Sehr geehrter Herr Kreistagsvorsitzender Funck

die CDU-Fraktion bittet Sie, folgenden Antrag auf die Tagesordnung der Sitzung
des Kreistages am 18.12.2017 zu setzen und in die Tagesordnung des
vorhergehenden Ausschusses für Schule, Bauen und Sport einzubeziehen.

Der Kreistag beschließt

Der Kreisausschuss wird beauftragt, die gängige Praxis bei der Beratung
der Eltern von Schülerinnen und Schülern mit Anspruch auf
sonderpädagogische Förderung in Zusammenarbeit mit dem Hessischen
Kultusministerium und dem Staatlichen Schulamt für den Landkreis Gießen
und den Vogelsbergkreis vor dem Hintergrund des Hessischen
Schulgesetzes zu überprüfen.
Dabei ist festzustellen, ob es rechtens und gewünscht ist, dass eine
einseitige Beratung ausschließlich/tendenziell für die Aufnahme von
entsprechenden Schülerinnen und Schülern im Rahmen einer inklusiven
Beschulung an einer Regelschule erfolgt und nicht vielmehr eine Beratung
gewünscht wird, welche Vor- und Nachteile einer inklusiven Beschulung
und einer Beschulung an einer Förderschule angemessen/sachlich neutral
gegenüberstellt.
Ziel einer Schullaufbahnberatung muss es sein, allen Eltern die Möglichkeit
zu bieten, sich aufgrund sachkundiger Beratung eine eigene Meinung
bilden zu können, so dass sich der Elternwille selbstbestimmt herausbilden
Kdllll.



Begründung

Der Kreistag des Landkreises Gießen hat in seiner Sitzung am 13.11.2017
beschlossen, dass die Georg-Kerschensteiner-Schule in Biebertal und die Anna-
Freud-Schule in Lich ab dem Schuljahr 2017/2018 Beratungs- und Förderzentren
sowie Förderschulen bleiben (Vorlage Nr. 0366/2017). Damit hat der Kreistag
deutlich seinen Willen bekundet, dass beide Schulen explizit als Förderschulen
erhalten werden.

Wie vor dem Hintergrund des Schulentwicklungsplanes und den Vorgaben des
Staatlichen Schulamtes ersichtlich, kann eine Schule mit Schulstandort aber nur
mit entsprechenden Schülerinnen und Schülern existieren. Fallen die
Schülerzahlen unter eine gewisse Mindestgrenze, wird der Schulstandort
aufgelöst.

Gängige Praxis bei der Beratung von Eltern von Kindern mit Anspruch auf
sonderpädagogische Förderung durch das inklusive Schulbündnis unter Vorsitz
des Staatlichen Schulamtes ist es derzeit, sie dahingehend zu beraten, dass ihr
Kind im Rahmen der inklusiven Beschulung an einer Regelschule eingeschult
wird. Eine neutrale und angemessene Beratung. bei der die Vor- und Nachteile
einer inklusiven Beschulung an der Regelschule und der einer Beschulung an
einer Förderschule gegenübergestellt werden, findet nicht statt, wenngleich nach
$ 49 (2) HSchG an beiden Orten der Anspruch auf sonderpädagogische
Förderung erfüllt werden kann. Auch wenn Eltern dann theoretisch immer noch
das Recht haben, sich für eine Aufnahme an einer Förderschule zu entscheiden.
wird ihnen dieser Weg aktuell eher nicht als echte Alternative
offeriert/beschrieben.

Das Hessische Schulgesetz besagt in $ 54 (1), dass alle schulpflichtigen Kinder
in die allgemeine Schule aufgenommen werden. Bei Anspruch auf
sonderpädagogische Förderung kann bei der Anmeldung durch die Eltern aber
die unmittelbare Aufnahme in der Förderschule beantragt werden. Gerade ein
solcher Antrag, der den Elternwillen zum Ausdruck bringt, benötigt aber eine
unabhängige und unvoreingenommene objektive Beratung, welche beide
Möglichkeiten der Einschulung, also inklusive Beschulung an einer Regelschule
und Beschulung an einer Förderschule, als gleichwertig gegenüberstelltl

Sollte die Beratung der Eltern von Schülerinnen und Schülern mit
sonderpädagogischem Förderbedarf so erfolgen, dass ihre Kinder auch weiterhin
standardmäßig inklusiv an einer Regelschule beschult werden sollen, ohne dass
hierbei angemessen Vor- und Nachteile offengelegt sowie explizit auf die
Möglichkeit der Wahl einer Förderschule hingewiesen wird, wird der oben
beschriebene Wille des Kreistages, die Georg-Kerschensteiner-Schule und die
Anna-Freud-Schule weiterhin als Förderschulen zu erhalten, ad absurdum
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geführt, weil absehbar nicht genügend Schülerinnen und Schüler aufgenommen
werden, um die Schulstandorte zu halten.

Die CDU-Fraktion setzt sich deswegen vehement für eine Änderung dieser
Beratungspraxis ein mit dem Ziel, die Schulstandorte nicht nur in einer
Ergänzung eines Schulentwicklungsplanes für ein Jahr zu erhalten, sondern dies
auch mit dem neuen Schulentwicklungsplan ab dem Schuljahr 201 8/201 9 zu tun.

Gerade wenn die Schülerzahlen stark sinken und einer der Schulstandorte

dadurch geschlossen werden musste, würde für Eltern von Kindern mit Anspruch
auf sonderpädagogische Förderung die echte Entscheidungsfreiheit, ihr Kind
auch an einer Förderschule einzuschulen, de facto wegfallen, da ein täglicher
Schulweg an die dann verbleibende Förderschule in Grünberg zwar theoretisch
möglich ist, aber praktisch den Kindern und Jugendlichen nicht zugemutet
werden kann.

Mit freundlichen Grü ßen
Beschluss des ..2giËlt.IZg:4a.

Dle Vorlage wird - n.It Zusaä:äËZI luss '2i9

genehmigt - nicht genehmigt - zurückgestellt

Claus Spandau ZurBeglaubigung
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